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Mehr Geld! 

Die Kolleginnen und Kollegen im Bauhauptgewer¬ 
be und im Öffentlichen Dienst fordern deutliche 
Lohnsteigerungen. 
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Gewerkschaftliche Orientierung 

Nach 1968 orientierten progressive Studenten auf 
den gemeinsamen Kampf mit der organisierten Ar¬ 
beiterklasse. 
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Thema der Woche 


Montageprinzip 

John Heartfield starb vor 50 Jahren am 26. April 
1968. Als Zeichner, Grafiker, Buchgestalter und 
Illustrator ging er völlig neue Wege, fand Aus¬ 
drucksformen, die besonders in seiner Monta¬ 
getechnik zu herausragenden Bildern führte. 
Seine kräftigen, deutlichen und oft die satiri¬ 
schen Mittel bis zur Grenze auslotenden Titel¬ 
seiten in der AIZ machten ihn berühmt und na¬ 
türlich verhasst. Gemeinsam mit seinem Bruder 
Wieland Herzfelde führte er den Malik-Verlag, 
der nicht nur ob seiner inhaltlichen, sondern 
auch ob der Gestaltung seiner Bücher und Pro¬ 
spekte führend in diesen Zeiten war. 
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Good morning Syria! 

Trotz der Angriffe geht Syrien weiter erfolgreich gegen die Dschihadisten vor 



Präsident Donald J. Trump verkündet „das koordinierte Vorgehen der Streitkräfte der Vereinigten Staaten, Frankreichs und 
des Vereinigten Königreichs gegen das syrische Regime von Bashar al-Assad als Antwort auf den jüngsten chemischen 
Angriff“. (Quelle: WhiteHouse.gov) 


G uten Morgen Syrien, das war 
wohl das vorherrschende Ge¬ 
fühl am Morgen nach dem 
Luftangriff der USA, Großbritanniens 
und Frankreichs - nichts war passiert. 

Die Dschihadisten, die erwartet 
hatten, die US-Luftwaffe würde ih¬ 
nen den Weg frei bomben, sahen sich 
getäuscht und der Anführer der Da- 
schaisch al-Islam, Mohammad All- 
oush, sprach von einer Farce. Unter 
dem Druck der Russischen Föderation 
und des Iran hatten sich die Aggresso¬ 
ren von vornherein auf einen minima¬ 
len Angriff beschränkt. 

Die militärische Wirkung des An¬ 
griffs jedenfalls war zu vernachlässi¬ 
gen - ob die Zahlen von 71 abgeschos¬ 
senen Marschflugkörpern übertrieben 
oder korrekt sind. 

So verließen die letzten Dschiha¬ 
disten nur Stunden nach dem Angriff 
die Stadt Douma, die angeblich Schau¬ 
platz eines Angriffs mit Chemiewaffen 
und Auslöser der US-Aggression war. 
Die syrische Polizei bezog Stellung in 
der ehemaligen Hochburg der Dschi¬ 
hadisten. Eine syrische Offensive ge¬ 
gen den IS im Süden von Damaskus 
begann nach dem Angriff. 

Das Ergebnis des Angriffs, wie es 
in den NATO-Staaten gesehen wurde, 
war - wie der behauptete Anlass - Fa- 
ke-News. Die französische Regierung 
sprach davon, große Teile der syrischen 
Vorräte an Chemiewaffen seien im An¬ 
griff zerstört worden - als hätte es nie 
die Zerstörung der Chemiewaffen un¬ 
ter Aufsicht der OPCW gegeben. Da¬ 
mals war es ein komplizierter Prozess 
auf hoher See, um zu verhindern, dass 
Kampfstoffe freigesetzt wurden. Jetzt 
genügte einfach eine Bombe? Es wa¬ 


ren rein virtuelle Kampfstoffe, die zer¬ 
stört wurden. Und natürlich blieb ein 
virtueller Rest - schließlich sollen wei¬ 
tere Angriffe gerechtfertigt werden. 

Wirklich zerstört wurde ein Ge¬ 
bäude, das von der OPCW mehrmals 
kontrolliert worden war. Zerstört 
wurde damit nicht das Zentrum der 
syrischen Chemiewaffen, sondern ein 
Zentrum syrischer Forschung. 

Wieder und wieder setzte die USA 
und ihre Verbündeten in der Vergan¬ 
genheit auf das Recht des Stärkeren. 
Das Völkerrecht wird so lange betont, 
wie es den Interessen der NATO dient. 


Wenn nicht, bombardiert und zerstört 
man Länder unter vorgeschobenen 
Begründungen nach Gutdünken und 
mit Gottes Segen: „Heute Abend bit¬ 
te ich alle Amerikaner, ein Gebet für 
unsere edlen Krieger und unsere Ver¬ 
bündeten zu sprechen“, so Trump in 
seiner Fernsehansprache. 

Der syrische Vertreter bei den UN, 
Bashar Jaafari, sagte vor dem Angriff, 
dass die „Internationale Gemein¬ 
schaft“ niemals versucht habe, den 
militärischen Abenteuern der NATO- 
Staaten Einhalt zu gebieten. Wenn 
dieses Vorgehen nicht gestoppt wür¬ 


de, würde es das Ende der UN bedeu¬ 
ten, so wie es auch ihrem Vorgänger, 
dem Völkerbund, ergangen ist. Auch 
die Sondersitzung der UN nach dem 
Angriff konnte den drei Staaten nicht 
Einhalt gebieten. 

Mit der Niederlage der Dschiha¬ 
disten in Douma sind dem Westen die 
Verbündeten in Syrien für ihre Art 
einer politischen Lösung verloren- 
gegangen.Die aggressive Politik der 
USA gegenüber Russland wird fort¬ 
gesetzt - weitere Sanktionen werden 
in der US-Regierung diskutiert. 

Manfred Ziegler 


Schluss mit der Aggression 

Erklärung der DKP zum erneuten Überfall auf Syrien 


Der Angriff der drei imperialistischen 
Groß- und Atommächte auf den be¬ 
reits stark durch Krieg und Bürger¬ 
krieg zerstörten souveränen Staat und 
UN-Mitglied Syrien ist ein krasser 
Bruch des Völkerrechts und der Char¬ 
ta der Vereinten Nationen. 

Das waren keinesfalls „chirurgisch 
saubere und begrenzte Schläge“ gegen 
Giftgaslager. Das war eine Aggression 
mit noch längst nicht absehbaren Fol¬ 
gen für die Sicherheit auch in Europa. 

Denn es geht nicht um den „Schutz 
von Zivilpersonen“ in Syrien, es geht 
auch nicht um eine „begrenzte Straf¬ 
aktion gegen einen Diktator“. Den 
imperialistischen Großmächten, vor¬ 
an die USA, die NATO-Staaten, die 
EU und mit in vorderer Reihe auch 
die deutsche Bundesregierung, geht 
es um die „strategische Neuordnung“ 
des Nahen Ostens nach dem Modell 
der Zerschlagung Jugoslawiens in den 
90er Jahren durch NATO und BRD. 
Solange Syrien seinen nicht an den 
„Interessen des Westens“ und seiner 
Ölkonzerne und Großbanken gebun¬ 
denen relativ autonomen Kurs ver¬ 
folgt, so lange hat dieser letzte laizis¬ 
tische Staat der Region in den Augen 
der imperialistischen Mächte kein 
Existenzrecht. 


Der Überfall erfolgte nur wenige 
Stunden, bevor die Experten der Or¬ 
ganisation für ein Verbot der Chemie¬ 
waffen (OPCW) ihre Ermittlungsar¬ 
beit vor Ort beginnen konnten. Kurz 
vor dem Überfall hatte sogar noch 
US-Verteidigungsminister Mattis ein¬ 
geräumt, dass „endgültige Beweise für 
den angeblichen Chemiewaffeneinsatz 
erst noch weiter gesucht würden“. Es 
gab und gibt keine Beweise, dafür, dass 
die syrische Regierung irgendetwas 
mit einem Einsatz von Chlorgas gegen 
„Kinder und Zivilisten“ zu tun gehabt 
hätte. Ebenso wenig wie in der seit 
Wochen laufenden Schmutzkampaga- 
ne um den mit „sowjetischem Super- 
Kampfstoff“ attackierten ehemaligen 
russischen Doppelagenten Skripal und 
dessen Tochter britische Experten ei¬ 
nen Beweis über die Beteiligung Russ¬ 
lands oder Putins erbringen konnten. 

Aber für das „Monster“ oder 
die „Bestie“ Assad und auch für den 
„Vertreter des Bösen“ (Putin) sollen 
einfachste Völker- und strafrechtliche 
Prinzipien und Regeln nicht mehr gel¬ 
ten. Es herrscht das Faustrecht. 

Der Angriff gegen Syrien richtet 
sich auch gegen Russland. Sollte Russ¬ 
land zu einem militärischen Gegen¬ 
schlag provoziert werden? Welches 


weitere kriegerische Szenario ist von 
den imperialistischen Mächten in den 
nächsten Tage und Wochen zu erwar¬ 
ten? Die Zustimmung der Bundesre¬ 
gierung, der Bundeskanzlerin und des 
sich besonders ereifernden neuen Au¬ 
ßenministers Heiko Maas zur Aggres¬ 
sion gegen Syrien ist kein Zufall. Sie 
war längst angekündigt. 

Was hatte NATO-Generalsekretär 
Stoltenberg auf einer „Klausurtagung“ 
der neuen Regierung sonst zu suchen? 
Wollte er mit seinem Auftritt das er¬ 
reichen, was heute von den heftigsten 
Kriegstrommlern aus dem Springer- 
Konzern in Bild , Bild am Sonntag und 
Welt nach dem Angriff gefordert wird? 
„Warum drückt sich Deutschland vor 
der Drecksarbeit?“ dröhnt es jetzt in 
Bild. 

Noch scheut die Bundesregierung 
die unmittelbare direkte militärische 
Beteiligung mit eigenen Kampftrup¬ 
pen und Bombern. Sie kennt die ZDF- 
Umfrage der letzten Woche, wonach 
78 Prozent der Befragten eine militä¬ 
rische Beteiligung Deutschlands gegen 
Syrien ablehnen. 

Sie kennt auch die kritische Hal¬ 
tung gegenüber der Unberechenbar¬ 
keit der derzeitigen US-Regierung 
unter Trump und die Meinung von 58 


Prozent der Befragten, die einen Mili¬ 
täreinsatz in Syrien grundsätzlich ab¬ 
gelehnt haben. 

Ganz in diesem Sinne fordert die 
DKP von der Bundesregierung: 

★ Verurteilung der Aggression gegen 
Syrien und Stopp der antirussischen 
Kampagne und Kriegshetze. 

★ Einstellung aller deutschen AWACS- 
Flüge im Dienst der NATO zur Vorbe¬ 
reitung weiterer Angriffe auf Syrien. 

★ Sofortige Einstellung der Beteili¬ 
gung an den Maßnahmen der NATO 
zur Destabilisierung der Lage an der 
russischen Westgrenze. 

★ Stopp aller von US-Stützpunkten 
auf deutschem Boden wie Büchel und 
Ramstein ausgehende Maßnahmen zur 
Kriegsführung gegen Syrien und zur 
Bedrohung Russlands. 

Wir rufen auf zu Protestaktionen 
gegen den Krieg gegen Syrien und ge¬ 
gen die wachsende Gefahr einer mi¬ 
litärischen Auseinandersetzung mit 
Russland. 

Wir rufen auf zur Unterstützung 
der Kampagane „abrüsten statt aufrüs- 
ten“ gegen die weitere Militarisierung 
und die Aufrüstung der Bundeswehr. 

Stoppen wir die imperialistischen 
Kriegstreiber. In Washington, Brüs¬ 
sel, London, Paris und Berlin. 


1818 Marx 2018 



Es versteht sich ganz von selbst, 
dass, um überhaupt kämpfen zu 
können, die Arbeiterklasse sich 
bei sich zu Haus organisieren 
muss als Klasse, und dass das In¬ 
land der unmittelbare Schauplatz 
ihres Kampfs ist. Insofern ist ihr 
Klassenkampf, nicht dem Inhalt, 
sondern, wie das „Kommunisti¬ 
sche Manifest“ sagt, „der Form 
nach“ national. Und worauf re¬ 
duziert die deutsche Arbeiterpar¬ 
tei ihren Internationalismus? Auf 
das Bewusstsein, dass das Ergeb¬ 
nis ihres Strebens „die internati¬ 
onale Völkerverbrüderung sein 
wird“ - eine dem bürgerlichen 
Freiheits- und Friedensbund ent¬ 
lehnte Phrase, die als Äquivalent 
passieren soll für die internatio¬ 
nale Verbrüderung der Arbeiter¬ 
klassen im gemeinschaftlichen 
Kampf gegen die herrschenden 
Klassen und ihre Regierungen. 

MEW, Band 19, Seite 13 ff 
(Kritik des Gothaer Programms) 


200 Jahre Karl Marx 

SDAJ und DKP laden ein 

Freitag, 4. Mai 

Ab 20 Uhr: „Ein Prost auf Marx!“ 
Komplex - Infoladen Trier 

Samstag, 5. Mai 

Ab 9.30 Uhr: Antikapitalistische 
Demonstration, Viehmarktplatz, 
Abschluss gegen 11 Uhr am Porta- 
Nigra-Platz 

Ab 13 Uhr: Konferenz „Marx hat Zu¬ 
kunft“, Bürgerhaus Trier-Nord 
Aus dem Programm: Daniel Bra- 
tanovic„Kein Klassenkampf ohne 
Marx“, Jan von Hagen „Gesundheit 
ist eine Klassenfrage“,Jürgen Lloyd 
„Warum es nicht reicht, das Beste¬ 
hende abzulehnen“, Patrik Köbele 
„Marx wird Zukunft haben“ 

Ab 18.30 Uhr-Sonja Gottlieb singt 
Arbeiter- und Friedenslieder 
Abig Uhr-Premierenlesung:„Eine 
Welt zu gewinnen - Karl Marx, der 
heutige Kapitalismus und wir“,die 
SDAJ stellt ihre Einführung in den 
Marxismus vor 

Ab 20 Uhr: „Musikandes“ singen 
Lieder aus Chile 

Sonntag, 6. Mai 

Ab 12 Uhr: Stadtrundgang auf den 
Spuren von Marx.Treffpunkt Porta- 
Nigra-Platz 

Ab 19 Uhr-„Die Grenzgänger“: Die 
Lieder des jungen Karl Marx, TUFA 
Trier 

Das ausführliche Programm: 
www.marxgeburtstag.de 










2 Freitag, 20. April 2018 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Spaltungsversuche abgewehrt 

Tarifeinigung bei der Telekom 



Warnstreik von Kolleginnen und Kollegen der Telekom und des Öffentlichen Dienstes am n. April in Darmstadt: Es ging ihnen nicht nur um mehr Geld. 


Kurzarbeit bei Opel 

Der französische PSA-Konzern 
will sich nicht auf Investitionen in 
das Opel-Werk in Eisenach fest¬ 
legen. Damit ist die Zukunft von 
1800 Mitarbeitern bedroht. Im 
August 2017 war Opel vom fran¬ 
zösischen PSA-Konzern übernom¬ 
men worden. An den deutschen 
Werken sind aktuell knapp unter 
19000 Kolleginnen und Kollegen 
beschäftigt, an einigen Standorten 
wurde Kurzarbeit vereinbart. 

Tarifrunde Chemie 

Der Hauptvorstand der IG BCE 
(Industriegewerkschaft Bergbau 
Chemie Energie) hat seine Emp¬ 
fehlungen für die kommenden 
Tarifverhandlungen in der che¬ 
mischen Industrie abgegeben. 
Die IG BCE empfiehlt für die 
rund 580 000 Beschäftigten eine 
Lohnerhöhung um sechs Prozent 
bei einer Laufzeit von 12 Mona¬ 
ten. Das zusätzliche Urlaubsgeld 
soll von derzeit 20,45 Euro auf 
40 Euro pro Urlaubstag für Voll¬ 
zeitbeschäftigte und von derzeit 
449,94 Euro auf 900 Euro jährlich 
für Auszubildende erhöht werden. 
Die Beschäftigten sollen stärker 
darüber mitentscheiden können, 
wann und wie sie welche Aufga¬ 
ben bearbeiten - auch unter Be¬ 
rücksichtigung unterschiedlicher 
Lebensphasen. 

Schwarzer Freitag 

Unter dem Motto „Shame on you, 
Deliveroo!“ beteiligten sich zwi¬ 
schen 200 und 300 Personen in 
mehreren deutschen Städten so¬ 
wie in Amsterdam am Aktions¬ 
tag Schwarzer Freitag (13. April 
2018). Sie protestierten gegen die 
systematische Entrechtung von 
Deliveroo-Kurieren durch Schein- 
Selbstständigkeit und Lohn-Dum¬ 
ping. 

Warnstreiks in der 
Milchwirtschaft 

Der Streit um die Arbeitsbedin¬ 
gungen der rund 2 000 Beschäftig¬ 
ten in der nordrhein-westfälischen 
Milchwirtschaft spitzt sich zu: In 
dieser Woche gab es Warnstreiks 
in zahlreichen Betrieben. 

Beim Unternehmen Ardagh 
in Erftstadt stand am Montag die 
Produktion komplett still, berich¬ 
tet die Gewerkschaft Nahrung-Ge- 
nuss-Gaststätten (NGG). Weitere 
Schwerpunkte der Warnstreiks 
waren Herford, Köln, Moers, Lipp- 
stadt und Gütersloh. 

Galeria Kaufhof 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) ist bereit, mit 
Galeria Kaufhof Gespräche über 
eine Neuausrichtung des Unter¬ 
nehmens aufzunehmen. Voraus¬ 
setzung hierfür sei, zunächst ge¬ 
meinsame Eckpunkte zwischen 
Unternehmen und Gewerkschaft 
zu schaffen. In einem weiteren 
Schritt könnten danach die Ver¬ 
handlungen über einen Sanie¬ 
rungstarifvertrag aufgenommen 
werden. Das beschloss die ver.di- 
Tarifkommission. Zuvor hatten 
von der Gewerkschaft beauftragte 
Wirtschaftsprüfer ihre Gutachten 
über das Unternehmen vorgelegt 
und einen Sanierungsbedarf bestä¬ 
tigt. Galeria Kaufhof war vor zwei 
Jahren vom Metro-Konzern an die 
kanadische Hudson Bay Compa¬ 
ny (HBC) verkauft worden. Ende 
2017 beantragte das Unternehmen 
den Abschluss eines Sanierungsta¬ 
rifvertrages und forderte erhebli¬ 
che Tarifverzichte der Beschäftig¬ 
ten. 

Die ver.di-Tarifkommission 
sieht in dem von Galeria Kaufhof 
vorgelegten Sanierungskonzept 
Turn2Win richtige Ansätze, kri¬ 
tisiert jedoch eine Schieflage zu 
Lasten der Arbeitnehmer. Für eine 
„zufriedenstellende Sanierung des 
Unternehmens“ seien weitere un¬ 
ternehmerische Maßnahmen er¬ 
forderlich. Die Managementfehler 
der Vergangenheit müssten korri¬ 
giert werden. 


I n der Nacht vom 11. auf den 12. Ap¬ 
ril wurde in der Tarifrunde bei der 
Telekom ein Verhandlungsstand 
vereinbart, der die ver.di-Tarifkom¬ 
mission zustimmen muss. Das An¬ 
gebot sieht für den größten Teil der 
Beschäftigten eine Laufzeit von 26 
Monaten vor. Die Lohnerhöhungen 
erfolgen in zwei Schritten. Im ersten 
Schritt (1. Mai bzw. Juli 2018) um 2,6 
bis 3,1 Prozent, im zweiten (1. Mai 
2019) von 2,0 bis 2,1 Prozent. Die hö¬ 
heren Werte gelten für die unteren 
Entgeltgruppen (EG 1 bis 3 bzw. 1 bis 
5), die damit überdurchschnittlich stei¬ 
gen. Dies ist positiv zu bewerten. Die 
Tendenz der letzten Tarifrunden, die 
unteren Lohngruppen stärker anzuhe¬ 
ben, wird damit fortgesetzt. Auch die 
Vergütungen für Auszubildende stei¬ 
gen mit bis zu 7,78 Prozent deutlich 
überdurchschnittlich. 

Ein wesentliches Ergebnis ist auch 
die Vereinbarung über die Verlänge¬ 
rung des Kündigungsschutzes bis zum 
31.12.2020. Da die Entgelttarifverträ¬ 
ge zum 1. 4. 2020 gekündigt werden 
können, ist damit die Frage des Kün- 


Die laut Finanzstabilitätsrat (FSB) ehe¬ 
mals „gefährlichste Bank der Welt“, die 
Deutsche Bank, hat eine neue Kon¬ 
zernspitze. John Cryan musste nach 
heftiger Debatte im Aufsichtsrat ge¬ 
hen, der ehemalige Commercial-Ban- 
king-Vorstand Christian Sewing erhielt 
mit sofortiger Wirkung seinen Posten. 
Dass der Brite nach weniger als drei 
Jahren seinen Job schon wieder los 
wurde, deutet nicht gerade darauf hin, 
dass er den bei seiner Wahl formulier¬ 
ten Auftrag, das Unternehmen profita¬ 
bler zu machen, erfolgreich ausgeführt 
hat. Cryan gilt als zu bedächtig, von 
Sewing erwarten sich die Damen und 
Herren um und hinter Vorstandschef 
Paul Achleitner offensichtlich mehr 
Durchsetzungsstärke. Man könnte auch 
sagen: Mehr Brutalität und Rücksichts¬ 
losigkeit. 

John Cryan war der richtige Mann, 
als es nach endlosen Skandalen und 
Gerichtsverfahren gegen die zu zweifel¬ 
hafter Prominenz gelangten Deutsch¬ 
banker nötig wurde, ein wenig in Sack 
und Asche zu gehen. Der Brite verkör¬ 
perte diese Rolle nach den arroganten 
Ackermann-Jahren und dem konzept¬ 
losen Jain/Fitschen-Intermezzo perfekt. 
Doch nun ist genug mit geheucheltem 


digungsschutzes von der nächsten Ta¬ 
rifauseinandersetzung, zumindest for¬ 
mal, entkoppelt. 

Negativ müssen die drei sogenann¬ 
ten „Null-Monate“ (die Tarifverträge 
wurden zum 1. Februar gekündigt, die 
Entgelterhöhung erfolgt zum 1. Mai) 
bewertet werden. Dazu wird es bei 
den Streikdelegiertenversammlungen 
mit Sicherheit Diskussionen geben. 
Ehe die Große Tarifkommission über 
den Verhandlungsstand entscheiden 
kann, werden die Streikdelegierten in 
regionalen Konferenzen das Angebot 
bewerten. 

Die Forderung, 5,5 Prozent mehr 
Einkommen bei einer Laufzeit von 12 
Monaten, wurde nicht erreicht. 

In der Woche vom 9. bis zum 
13. April hatte ver.di die Arbeits¬ 
kämpfe der Beschäftigten bei den Un¬ 
ternehmen der Telekom noch einmal 
deutlich intensiviert. Etwa 15 000 Kol¬ 
leginnen und Kollegen beteiligten sich 
an den Warnstreiks. Es gab gemeinsa¬ 
me Streiks und Demonstrationen mit 
den Kolleginnen und Kollegen des 
Öffentlichen Dienstes, die sich zeit- 


Understatement. Sewing hat sogleich 
„harte Entscheidungen“ angekündigt. 
Die Bank müsse ihre „Jägermentali¬ 
tät zurückgewinnen“, man müsse sich 
„in allen Geschäftsbereichen steigern 
und die Messlatte wieder höher legen“. 
Das dürfen die Angestellten getrost als 
Kriegserklärung verstehen. 

In den schwül-hektischen Tagen 
des Sommers 2007 hatten die Speku¬ 
lanten noch 93,43 Euro für die Aktie 
der Deutschen Bank geboten. Danach 
kam der jähe Absturz. Millionen Men¬ 
schen wurden aus ihren Häusern ver¬ 
trieben - und an vorderster Front der 
Räumungskläger stand die Deutsche 
Bank. Hunderte Milliarden Steuergeld 
wurde mobilisiert, um das verspekulier¬ 
te Bankenkapital zu retten. Billionen¬ 
summen wurden von den Zentralban¬ 
ken gedruckt, um den Crash der Real¬ 
wirtschaft abzufangen - bis heute. 

Mit Cryan hat sich weder der Kurs 
erholt noch die Rendite. Der Kurs ist 
bei gut 10 Euro festbetoniert. Zwar hat 
die Bank für 2017 227,3 Mio. Euro Di¬ 
vidende ausgeschüttet, doch bei einem 
ausgewiesenen Jahresverlust von 750 
Mio. Euro heißt das, von der schwin¬ 
denden Substanz zu zehren. Cryan 
steht für kontinuierliche Verluste, 2015 


gleich in Tarifauseinandersetzungen 
befinden. In Darmstadt beispielsweise 
versammelten sich fast 5 000 Beschäf¬ 
tigte von Telekom und Öffentlichem 
Dienst, um gemeinsam für ihre Tarif¬ 
forderungen zu streiken. In den Re¬ 
den bei der Kundgebung in der Darm¬ 
städter Innenstadt war dann auch das 
Gemeinsame in den Arbeitskämpfen 
tonangebend. Ob Erzieherin in der 
städtischen Kita, LKW-Fahrer bei den 
Entsorgungsbetrieben oder Fernmel¬ 
dehandwerkerin, die Kolleginnen und 
Kollegen sind es, die die dringend be¬ 
nötigten Dienstleistungen sowohl im 
Öffentlichen Dienst als auch in der Pri¬ 
vatwirtschaft erbringen. Und für ihre 
Arbeit wollen sie auch anständig be¬ 
zahlt werden. 

Ein weiterer Punkt war auch schon 
bei den vorangegangenen Streiks und 
Demonstrationen in Südhessen immer 
wieder zu hören: Die Kolleginnen und 
Kollegen lassen sich nicht spalten. Un¬ 
abhängig von Branche und Unterneh¬ 
men oder Herkunft und Nationalität, 
die Arbeitskämpfe müssen gemein¬ 
sam geführt werden. Weil die Interes- 


war es eine Rekordsumme von minus 
6,794 Mrd. Euro. Das gilt in Frankfurt 
eher als suboptimal, zumal das Casino 
brummt wie selten. Der Dax stand am 
Wochenende bei 12 442,40 Punkten 
und damit nur geringfügig unter dem 
Allzeithoch. Die „Gelddruckmaschine“ 
EZB hat die Börsenwerte aufgeblasen 
wie nie. Anfang 2009 stand der Index 
bei 3 709 Punkten. 

Die andere Seite der Medaille: Die 
Nullzinspolitk der Zentralbank macht 
das „Brot und Butter-Geschäft“ der 
Bank nicht gerade attraktiv. Zumal 
die Bank bei der so bejubelten Auflö¬ 
sung der Deutschland AG Anfang des 
Jahrhunderts und ihrer konsequenten 
Ausrichtung auf die Große Zockerei 
an der Wall Street und der Londoner 
City ihre einflussreichen Positionen in 
Aufsichtsräten der deutschen Mono¬ 
pole zu einem erheblichen Teil einge¬ 
büßt hat. 

Die Bank steckt gewissermaßen 
zwischen Baum und Borke. Zwar steht 
das Investmentgeschäft noch für mehr 
als die Hälfte des Umsatzes. Aber eine 
Rückkehr in die erste Reihe der anglo- 
amerikanischen Großspekulanten er¬ 
scheint kompliziert. Hier sind die Er¬ 
folge eng mit staatlicher Regulierung 


sen und Forderungen, aber auch die 
Angriffe auf die Lebens- und Arbeits¬ 
bedingungen und die Spaltungsversu¬ 
che der Gegner im Wesentlichen gleich 
sind. 

Bei der Telekom hat es das Ma¬ 
nagement in der Vergangenheit immer 
wieder geschafft die Belegschaften der 
verschiedenen Töchter zu spalten. Mit 
Hilfe von Umstrukturierungen wur¬ 
den unterschiedliche Tarifniveaus und 
Tarifvertragslaufzeiten durchgedrückt 
und die Kampfkraft der Gewerkschaft 
geschwächt. Auch diesmal wurde ver¬ 
sucht, die Kündigungstermine der 
Entgelt-Tarifverträge auseinanderzu¬ 
ziehen. Diese neuen Angriffe konnten 
abgewehrt werden. 

Die Telekom steht aktuell beim 
Breitbandausbau stark unter Druck. 
Die Einheiten, die den Ausbau leisten, 
sind gewerkschaftlich hoch organisiert 
und streikbereit. Bei den Konferenzen 
der Streikdelegierten wird auch die 
Frage auftauchen, ob die Möglichkeit, 
vor diesem Hintergrund mehr durchzu¬ 
setzen, nicht vertan wurde. 

Yvonne Schuld 


bis Kumpanei verbunden. In Krisenzei¬ 
ten gelten der US-Imperialismus und 
sein Juniorpartner eben noch immer als 
die sichersten Adressen für den zusam¬ 
mengerafften Mehrwert des Globus. 
Die gefährlichste Bank der Welt heißt 
heute JPMorgan Chase & Co. 

Dagegen hat „Brot und Butter“ 
nicht viel zu bieten. Die Margen bei 
Fristentransformation und ähnlichem 
sind überschaubar. Christian Sewing 
soll nun auch die Postbank integrie¬ 
ren. Ein Megaprojekt mit ungewissem 
Ausgang und fraglicher Rendite. Auch 
die Hoffnungen des exportorientierten, 
international aufgestellten Mittelstan¬ 
des auf eine begleitende Bank klingen 
ehrenwert. Ob aber damit die Erwar¬ 
tungen der Aktionäre, vor allem der 
institutionellen Anleger, zu erfüllen 
sind, ist eine andere Sache. Trotz aller 
Blut-Schweiß-und-Tränen-Reden und 
anglizismengespickter Globalisierungs- 
Emsigkeit sieht es doch eher nach 
zweiter Reihe aus für die so bemühten 
Deutschbanker. Passend zur provinzi¬ 
ellen Großmannssucht des deutschen 
Imperialismus. Wie in Euroland zu be¬ 
obachten ist, kein gutes Zeichen für die 
Zukunft. 

Klaus Wagener 


Geschrumpfter Global Player 

Deutsche-Bank-Chef Sewing kündigt „harte Entscheidungen“ an 
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Dietmar Schäfers mit den aufgebrachten Kolleginnen und Kollegen vor dem Hotel. 


„Dietmar, du darfst 
nicht einknicken“ 


Die UZ sprach am Montag während der Tarifverhandlungen mit Dietmar Schäfers 


UZ: Wie ist der Stand bei den Tarifver¬ 
handlungen im Bauhauptgewerbe? 

Dietmar Schäfers: Gerade wollten 70 
Kolleginnen und Kollegen das Verhand¬ 
lungslokal stürmen, was dann allerdings 
von dem Hotel mit unterbunden wurde. 
Es hat von seinem Hausrecht Gebrauch 
gemacht. Bei den Verhandlungen selbst 
sind wir bisher keinen Schritt weiter. Die 
Arbeitgeber igeln sich ein. 

UZ: Wie ist die momentane Lage auf dem 
Bau? 

Dietmar Schäfers: Die Bauwirtschaft 
brummt wie Hacke. Die haben nicht ge¬ 
nug Leute und suchen. Die können sich 
ihre Aufträge mittlerweile aussuchen, die 
Preise entwickeln sich. Und dann bieten 
die uns 1,65 Prozent plus 1,35 Prozent 
für den Osten an, weil wir da ja noch den 
Lohnunterschied haben. Aber wir können 
nicht mit 1,65 Prozent für den Rest der 
Republik hier aus der Tarifrunde rausge¬ 
hen. Das werden wir auf keinen Fall tun. 
Und das wird eine sehr haarige Geschich¬ 
te heute werden, ob wir überhaupt einen 
Kompromiss erzielen können? 

UZ: Was sind eure Forderungen? 

Dietmar Schäfers: Unsere Forderung war 
ja: 6 Prozent für zwölf Monate, mehr Weih¬ 
nachtsgeld, vor allen Dingen für die Aus¬ 
zubildenden, die immer weitere Anreisen 
zu Berufsschulen haben, sollen die Kosten 
auch erstattet werden. Und wir wollen ei¬ 
nen Einstieg finden in „Wegezeit ist Ar¬ 
beitszeit“, weil ein normaler Arbeiter, der 
in Essen wohnt und bei ThysssenKrupp 
beschäftigt ist, hat einen Weg zur Arbeit 
von einer halben Stunde. Aber ein Bau¬ 
arbeiter fängt heute in einem Baubetrieb 
an, ist morgen im Nachbarort beschäftigt 


und drei Wochen später muss der jeden 
Tag 120 Kilometer pendeln hin und 120 
Kilometer zurück und kriegt dafür keinen 
Pfennig. Also da muss was geregelt wer¬ 
den. Aber insgesamt verhandeln die Ar¬ 
beitgeber mit uns so, als wenn die Bauwirt¬ 
schaft am Boden liegen würde. Und das 
macht die Verhandlungen so schwierig. 



Dietmar Schäfers ist stellv. Bun¬ 
desvorsitzender der IG BAU und 


Verhandlungsführer der IG BAU für 
die Tarifrunde Bauhauptgewerbe 

UZ: Wären für euch Tageswarnstreiks 
wie bei der IG Metall und ver.di jetzt 
eine Option? 

Dietmar Schäfers: Die können wir nicht 
machen. Wir haben ein Schlichtungsab¬ 
kommen, das heißt, während der gesam¬ 
ten Verhandlung ist Friedenspflicht. Und 
auch falls die Verhandlungen scheitern, 
dann haben wir eine Schlichtung mit 
einem externen Schlichter, das ist der 
Herr Wolfgang Clement, unser früherer 
Ministerpräsident aus NRW und frühe¬ 
rer Wirtschaftsminister. Und erst dann, 
wenn es auch in einer Schlichtung kein 
Ergebnis gibt, dann können wir zu Warn¬ 


streiks oder zu Arbeitskampfmaßnah¬ 
men greifen. Das ist der Unterschied zu 
ver.di, zum öffentlichen Dienst und zur 
Metallindustrie. 

UZ: Aber wären Tageswarnstreiks gene¬ 
rell eine Option, die ihr machen wollt und 
auch könnt? 

Dietmar Schäfers: Die Kollegen, die hier 
vor der Tür gestanden haben, haben mir 
als Verhandlungsführer ganz deutlich 
gemacht, nicht einzuknicken, weil die 
Stimmung am Bau ist richtig mies, auch 
aufgrund der Arbeitsbelastung und des 
Stresses. Sie haben mir auf die Fahne 
geschrieben: Dietmar, du darfst nicht 
einknicken. Eher streiken wir, damit 
wir den Arbeitgebern noch mal zeigen, 
dass wir Bauarbeiter sind und nicht ir¬ 
gendwelche Idioten. Also die Stimmung 
ist schon so draußen, dass die Kollegen 
sagen: Irgendwann ist auch mal Schluss. 
Und wenn es kein Ergebnis gibt, dann 
muss man streiken. 

UZ: Welche eurer Forderungen hat denn 
jetzt Priorität? Welche wollt ihr unbedingt 
durchsetzen? 

Dietmar Schäfers: Wir müssen in allen 
Bereichen etwas erzielen. Und natürlich 
ist das Thema Einkommen ein sehr wich¬ 
tiges Thema, weil wir ja schon der Indust¬ 
rie hinterherhinken. Also Einkommen ist 
ein sehr wichtiges Thema. Ein flächen¬ 
deckendes 13. Monatseinkommen muss 
kommen. Und wichtig ist vor allen Din¬ 
gen auch das ganze Thema mit den Aus¬ 
zubildenden. Und perspektivisch brau¬ 
chen wir auch eine Regelung „Wegezeit 
ist Arbeitszeit“, Arbeitszeit ist Lebens¬ 
zeit. Das ist ja unser Motto, an dem wir 
arbeiten wollen. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Werner Altmann zur Hartz-IV-Praxis 


Sanktionen und kein Ende 


Dieser Tage gab die Bundesagentur für Ar¬ 
beit die Sanktionsstatistik 2017 für Hartz 
IV bekannt. Demnach hat es nach Jahren 
des Rückgangs der Sanktionen wieder ei¬ 
nen „Aufschwung“ gegeben. Konkret: ge¬ 
genüber 2016 eine Steigerung von 1,5 Pro¬ 
zent auf 952 839 festgestellte Sanktionen. 

Den größten Teil machen dabei mit 
733 799 Sanktionen die Meldeversäum¬ 
nisse aus. Wenn man bedenkt, dass die 
Meldeversäumnisse mit 10 Prozent des 
jeweiligen Regelbedarfs für drei Monate 
geahndet werden, ist es erstaunlich, dass 
die durchschnittliche Kürzung 19 Prozent 
beträgt. Das heißt, dass die Kürzung für 
das restliche knappe Viertel so hoch ist, 
dass 19 Prozent herauskommen. 


Den Löwenanteil bei den höheren 
Kürzungen liegt bei den Jugendlichen 
von 15 bis 25 Jahren. Hier beträgt die 
durchschnittliche Kürzung 28 Prozent, ihr 
Anteil an den Sanktionierten 3,7 Prozent. 
Die durchschnittlichen Kürzungsbeträge 
sind 109 Euro für alle und 127 Euro für 
die Jugendlichen. Angesichts dieser Zah¬ 
len ist es nicht verwunderlich, dass immer 
mehr Menschen an diesem „Sozialstaat“ 
verzweifeln und dies bei Wahlen durch 
Verweigerung oder Stimmabgabe für die 
rechten Parteien deutlich machen. Demo¬ 
kratische Strukturen verschwinden, und 
der Boden wird bereitet für eine autoritä¬ 
re bzw. faschistische Machtausübung der 
herrschenden Klassen bei Bedarf. 


Was ist zu tun? 1. Unterstützung 
der Forderung nach einem Stopp der 
Sanktionen. 2. Abschaffung der Sank¬ 
tionen insgesamt. 3. Abschaffung von 
Hartz IV und Ersatz durch eine men¬ 
schenwürdige Grundsicherung, die an 
Grundgesetz-konforme und erfüllbare 
Bedingungen geknüpft ist. 

Bis dahin wünsche ich den Job¬ 
centern, dass sie sich mal Gedanken 
darüber machen, warum so viele 
Menschen ihrer „freundlichen Ein¬ 
ladung“ nicht folgen. Faulheit, Sozi¬ 
ale Hängematte, Sozialmissbrauch 
dürften dabei nach meiner Erfah¬ 
rung eine völlig untergeordnete Rol¬ 
le spielen. 


Tempo, Tempo, 
Beine machen 

Herbert Diess ist der neue Chef bei VW 


So beschrieb die örtliche „Wolfsburger 
Allgemeine“ den Tenor des neuen VW- 
Konzern-Chefs in der ersten Presse¬ 
konferenz nach seiner „Inthronisation“. 
Und das dürften auch die Erwartun¬ 
gen der Oligarchen des Porsche/Piech- 
Clans sein, die ihn 2015 als „Sanierer“ 
der für sie nicht genügend profitablen 
Marke VW von BMW abgeworben 
hatten und ihn nun zum Konzern-Chef 
kürten. Im Wettkampf mit der Konkur¬ 
renz soll der Konzern umgebaut wer¬ 
den: Mehr Umsatz, mehr Profit für die 
Eigentümer, höhere Produktivität und 
mehr Leistung der Beschäftigten. 

Für diese neue Etappe braucht es 
einen neuen Mann, einen richtig „har¬ 
ten Hund“ (SZ vom 10. April). Sein 
Credo in der Pressekonferenz laute¬ 
te: „Wir müssen die Effizienz deutlich 
steigern - über die gesamte Wertschöp¬ 
fungskette und alle Marken hinweg“. 
Er will möglichst schnell all das hinter 
sich lassen, was Volkswagen 2015 in 
eine „prekäre Situation“ manövriert 
habe, berichtet der Onlinedienst Au¬ 
tomobilindustrie (zitiert nach jW vom 
12. April): nicht etwa den millionen¬ 
fachen Abgasbetrug, sondern „stark 
gestiegene Fixkosten, immer größer 
werdende Produktivitätslücken, hohe 
Fertigungstiefe, unwirtschaftliche Un¬ 
ternehmensbereiche, die häufig nur aus 
Gründen der Beschäftigungssicherung 
mitgezogen werden“. 

Sein „Gesellenstück“ hat Diess im 
letzten Jahr mit dem „Zukunftspakt“ 
geliefert: Nach harten Verhandlungen 
mit dem VW-Betriebsrat wurde die 
Beschäftigungsgarantie bis 2025 ver¬ 
längert, allerdings nur für die Stamm¬ 
belegschaft. Der Pakt sieht den Abbau 
von 23 000 Arbeitsplätzen über Früh¬ 
verrentung, massive Produktivitäts¬ 
steigerungen und Einsparungen von 
ca. zwei Milliarden Euro pro Jahr bei 
der Marke Volkswagen vor. Gleichzei¬ 
tig sollen 9 000 neue Stellen in „Zu¬ 
kunftsbereichen“ und „neuen Ge¬ 
schäftsmodellen“ aufgebaut werden. 


Schon damals schrieb der „rote Käfer“, 
die Betriebszeitung der DKP für VW 
Braunschweig, Wolfsburg und Osna¬ 
brück: „Wir sollten uns allerdings dar¬ 
auf einrichten, dass auch bei Volkswa¬ 
gen der Wunsch der Eigentümer nach 
Maximalprofit auch mal härtere Ge¬ 
genwehr erfordern könnte, als wir das 
bisher kennen.“ 

Diese Mahnung dürfte unter dem 
„harten Hund“ Diess als Konzernchef 
verstärkt gelten. Das wird auch durch 
die Auswechselung des bisherigen Ar¬ 
beitsdirektors Blessing durch Gunnar 
Kilian, der bisher Generalsekretär des 
Betriebsrates war und als Vertrauter 
des BR-Vorsitzenden Osterloh gilt, 
nicht aufgehoben. 

Ohne wesentlich stärkeres Einmi¬ 
schen der Belegschaften und dem Aus¬ 
schöpfen der bei Volkswagen durchaus 
vorhandenen, im Vergleich zu anderen 
kapitalistischen Unternehmen stärke¬ 
ren Mitbestimmungsmöglichkeiten 
wird auch der vom neuen Konzernchef 
angekündigte Konzernumbau nicht zu 
einer Wende zu mehr sozial- und um¬ 
weltverträglicher Mobilität führen. Es 
steht zu befürchten, dass die Erfin¬ 
dung „neuer Geschäftsmodelle“ eher 
auf die Austrocknung des öffentlichen 
Personenverkehrs und die Vereinnah- 
mung der dort realisierten Umsätze 
für den eigenen Profit zielt. Dies gilt 
allerdings nicht nur für den VW-Kon- 
zern, sondern gleichermaßen für die 
gesamte Automobilindustrie im „Au¬ 
toland Deutschland“. Hier hat auch 
die IG Metall als zuständige Bran¬ 
chengewerkschaft eine noch unbewäl- 
tigte Aufgabe. Die Diskussion dieser 
gesamtgesellschaftlich eminent wichti¬ 
gen Themen scheint allerdings Anfang 
der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts 
mit dem Programm „Auto, Umwelt 
und Verkehr: Umsteuern, bevor es zu 
spät ist“ seinerzeit in der Organisation 
mehr auf der Höhe ihrer Zeit gewesen 
zu sein als heute. 

Alfred Hartung 


Vieles möglich im 
Öffentlichen Dienst 

ver.di: Ohne Sockelbetrag geht gar nichts 


Bei der am 15. und 16. April stattge¬ 
fundenen 3. Verhandlungsrunde ha¬ 
ben die Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände (VKA) und In¬ 
nenminister Seehofer am 15. April er¬ 
klärt, man könnte sich vorstellen, mit 
der Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) und dem Deutschen 
Beamtenbund (dbb) in Verhandlun¬ 
gen einzutreten. Maßgeblich zu dieser 
Erkenntnis beigetragen haben sicher¬ 
lich die Warnstreiks. Doch schon am 
Montag sah alles anders aus. 

Der Arbeitgeberverband und mit 
ihnen die Sparkassen zeigten sich 
erneut als Hardliner. Offenbar hat¬ 
te Seehofer nur geblufft. Der ver. 
di-Bundesvorsitzende Frank Bsirske 
äußerte daraufhin kurz angebunden 
und entsprechend launisch, „es gäbe 
noch viel zu tun. Die Stimmung sei 
mäßig.“ Am Montagnachmittag drang 
nach außen, dass es noch nicht einmal 
mehr ein offizielles Angebot gäbe. 
Knackpunkte im Tarifkonflikt sind 
die Höhe und Struktur, ver.di will 
gerade die unteren Gehaltsgruppen 
mit einem Sockelbetrag stärker be¬ 
rücksichtigen. 

Bei Redaktionsschluss war aus 
der Tarifkommission zu hören, al¬ 
les sei möglich. Vertagung, Einigung 
oder ein Scheitern. Komme es zu ei¬ 
nem Abschluss, wäre der nicht ein¬ 
fach zu erklären. Denn zu einer rei¬ 
nen Prozenterhöhung wäre man nicht 
bereit. 

Vom 10. April bis kurz vor der 
3. Verhandlungsrunde demonstrier¬ 


ten bundesweit 150 000 Beschäftig¬ 
ten geschlossen und gut motiviert 
mit der Gewerkschaft ver.di für 
ihre Forderungen und legten ganze 
Verwaltungen, Kitas und Flughäfen 
lahm. 

Begonnen hatten die Tarifver¬ 
handlungen am 26. Februar und wur¬ 
den am 12. März fortgesetzt. In den 
ersten beiden Verhandlungsrunden 
gab die VKA kein Angebot ab. Dar¬ 
auf antwortete ver.di mit einer Wel¬ 
le von Warnstreiks. Größer als sonst 
war auch die Diskussion der Basis so¬ 
wohl bei dem Zustandekommen der 
Forderung als auch bei der Organisa¬ 
tion und Teilnahme der Warnstreiks 
in den Kommunen. Mit dazu beige¬ 
tragen hat sicherlich die Forderung, 
bei den unteren Gehalts- und Lohn¬ 
gruppen eine kräftige Erhöhung 
durchzusetzen. Dort wird zwischen 
1 800 und 2 000 Euro monatlich brut¬ 
to verdient. 

Schon seit 2014 nehmen Bund, 
Länder und Kommunen insgesamt 
mehr ein, als sie ausgeben. 2017 wur¬ 
de ein Rekordüberschuss von 38,4 
Milliarden Euro erzielt, der nach ak¬ 
tuellen Prognosen weiter kräftig stei¬ 
gen soll auf 45 Milliarden Euro 2018 
und 50 Milliarden Euro 2019. 

Während die Profite der Unter¬ 
nehmer seit dem Jahr 2000 um 37 
Prozent gestiegen sind, verzeichne- 
ten die Entgelte der Lohnabhängi¬ 
gen lediglich ein Plus von etwa zehn 
Prozent. 

Herbert Schedlbauer 
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Nazis genießen Polizeischutz 

ln Dortmund marschierten am vergangenen Wochenende rund 600 extreme Rechte 



A m vergangenen Wochenen¬ 
de hatte die Polizei ein Groß¬ 
aufgebot abgestellt, um einen 
Aufzug der Partei „Die Rechte“ in ih¬ 
rer Hochburg Dortmund abzusichern. 
Auch aus dem europäischen Ausland 
waren militante Faschisten angereist, 
um in der Ruhrgebietsmetropole un¬ 
ter dem geschichtsträchtigen Motto 
„Europa erwache“ aufzumarschieren. 
Die eingesetzte Polizei hatte die Rou¬ 
te der Neonazis, die durch alternativ 
geprägte Stadtviertel reichte, mit Git¬ 
tern abgeriegelt. Antifaschisten wurden 
mit brutaler Gewalt an Protesten ge¬ 
hindert. So setzten die Beamten nicht 
nur Schlagstöcke ein, sondern gingen 
auch mit Pferdestaffeln und Hunden 
gegen Nazigegner vor. Vor allem eine 
„Beweis- und Festnahmeeinheit“ aus 
dem von Linkspartei, SPD und Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen regierten Thürin¬ 
gen soll mit brachialer Gewalt auf ei¬ 
nen jungen Nazigegner eingeschlagen 
und diesen schwer verletzt haben. Eine 
Nazigegnerin soll gezielt von Beamten 
niedergeritten worden sein. Von einem 
ähnlichen Vorfall berichtete Sylvia Ga¬ 
belmann, Bundestagsabgeordnete der 
Linkspartei aus NRW, die bei den Pro¬ 
testen als parlamentarische Beobach¬ 
terin vor Ort war. So habe eine berit¬ 
tene Polizistin, „mit offensichtlichem 
Vergnügen und vollkommen unange¬ 
messen einen Demonstranten (Polizei¬ 
jargon: „Störer“) mit dem Pferd ernst¬ 
haft in Gefahr“ gebracht, berichtete sie. 
„Wenn Polizei und Stadtverwaltung in 


Trotz Polizeigewalt auf der Straße 

Dortmund den Ruf ihrer Stadt als die 
braune Hochburg in Westdeutschland 
tatsächlich loswerden wollen, ist es an 
der Zeit, endlich den antifaschistischen 
Widerstand gegen die Nazis zu stärken, 
die neofaschistische Szene nicht weiter 
zu verharmlosen und Antifaschisten 


nicht weiterhin zu drangsalieren“ for¬ 
derte sie gegenüber dieser Zeitung. 

Obwohl es beim Aufmarsch der 
Neonazis zu Verstößen gegen die Auf¬ 
lagen gekommen war, löste die Poli¬ 
zei den Aufzug der Rechten nicht auf. 
Vielmehr schwadronierte Dortmunds 


Polizeipräsident Gregor Lange (SPD) 
in der Abschlussmeldung der von ihm 
geführten Behörde, dass „Dortmund“ 
„eindrucksvoll gezeigt“ habe, „dass es 
eine Hochburg der Demokratie ist, in 
der gewaltbereite Verfassungsfeinde 
von rechts und von links keine Chan¬ 


ce haben“. Tatsächlich ist es so, dass 
die Stadt nicht seit Jahrzehnten die 
westdeutsche Hochburg militanter Fa¬ 
schisten wäre, wenn Polizei und SPD¬ 
geführte Verwaltung die Rechten 
nicht kontinuierlich verharmlost und 
ignoriert bzw. ihnen nicht selten gar 
den roten Teppich ausgerollt hätten. 
Noch kurz vor dem neuerlichen Auf¬ 
marsch hatte sich Ula Richter, Spre¬ 
cherin des Dortmunder Bündnisses 
gegen rechts, einmal mehr an den Po¬ 
lizeipräsidenten gewandt und an die¬ 
sen appelliert, „diesen Aufmarsch zu 
untersagen“. „Mit ihren guten Kontak¬ 
ten zu braunen Gesinnungsgenossen 
in verschiedenen europäischen Län¬ 
dern und zu internationalen, rechts¬ 
terroristischen Gruppierungen nutzt 
sie (die Partei „Die Rechte, Anm. der 
Redaktion) das Bestreben der Faschis¬ 
ten, sich stärker über Ländergrenzen 
hinweg zu vernetzen“, warnte die An¬ 
tifaschistin. 

Parallel zu dem Aufmarsch der Na¬ 
zis hatten rechte Kräfte aus dem Pegi- 
da- und AfD-Spektrum zu einer Kund¬ 
gebung nach Köln mobilisiert. Dort trat 
als Rednerin unter anderem die selbst¬ 
ernannte DDR-Bürgerrechtlerin und 
ehemalige Grünen- und CDU-Politi- 
kerin Vera Lengsfeld auf. Die Polizei 
nahm gegen Ende der Veranstaltung 
die Personalien der früheren Bundes¬ 
tagsabgeordneten auf, da sie einen 
Gegendemonstranten geohrfeigt ha¬ 
ben soll. 

Markus Bernhardt 


Die von neofaschistischen Gruppierungen und Par¬ 
teien ausgehende Provokations- und Eskalations¬ 
strategie reißt nicht ab. Auch in diesem Jahr wollen 
die extremen Rechten am Tag der Arbeit und am 
Tag der Befreiung vom Faschismus aufmarschie¬ 
ren. So mobilisieren die NPD, ihre Jugendorgani¬ 


sation „Junge Nationaldemokraten“, die Partei 
„Die Rechte“ und sogenannte „parteifreie Kräfte“ 
für den 1. Mai dieses Jahres zu einer Demonstrati¬ 
on unter dem demagogischen Motto „Soziale Ge¬ 
rechtigkeit für alle Deutschen“ nach Erfurt. Unter 
dem Motto„Kapitalismus zerschlagen! Für Familie, 


Heimat,Tradition“ wollen sie in Chemnitz aufmar¬ 
schieren. Für den 8. Mai ist ein Naziaufmarsch in 
Demmin in Mecklenburg-Vorpommern angemel¬ 
det. Hinzu kommen Kundgebungder Nazis am Hit¬ 
ler-Geburtstag und am kommenden Samstag,dem 
2i. April, die unter dem Motto „Multikultur tötet! 


Überfremdung stoppen!“ in verschiedenen Städ¬ 
ten in Rheinhessen angemeldet worden sind. Grö¬ 
ßeren Zulauf als die dort geplanten dürfte hinge¬ 
gen der sogenannte „Tag der deutschen Zukunft“ 
erhaltender in diesem Jahrfür den 2.Juni von den 
Faschisten in Goslar angemeldet worden ist. 



Keine Rendite mit der Miete! 


Über 25 000 Menschen gingen am vergangenen Wochenende in Berlin„Gemeinsam gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn“ 
auf die Straße. Derzeit fehlen in Deutschland fast 2 Millionen bezahlbare Wohnungen, in Berlin allein 300 000. Mit Sprechchören 
wie„Keine Rendite mit der Miete!“ und „Macht Miethaie zu Fischstäbchen“ protestierten die Demonstranten gegen Miethaie, 
Verdrängung, Luxussanierung, Zerschlagung sozialer Strukturen und gewachsener Infrastruktur. Kritisiert wurde auch die 
wirkungslose Mitpreisbremse der schwarz-roten Bundesregierung. 


Buchenwald Gedenken 2018 

Am 11. April 1945 befreiten sich 
die Häftlinge des KZ Buchenwald 
selbst. Eine Woche später, am 19. 
April, schworen sie:„Wir stellen den 
Kampferst ein, wenn auch der letzte 
Schuldige vor den Richtern der Völker 
steht. Die Vernichtung des Nazismus 
mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Der Aufbau einer neuen 
Welt des Friedens und der Freiheit 
ist unser Ziel. Das sind wir unseren 
gemordeten Kameraden und ihren 
Angehörigen schuldig.“ 

Am vergangenen Wochenende 
wurde der Selbstbefreiung auf dem 
Gelände des ehemaligen Konzentra¬ 
tionslagers gedacht. 



Von Reisen abgeraten 

Wieder Journalisten in der Türkei verhaftet 


Am 13. April wurde der in Köln leben¬ 
de Journalist und Sozialwissenschaftler 
Adil Demirci in Istanbul während eines 
Urlaubsaufenthaltes von türkischen 
Polizeieinheiten verhaftet. In der glei¬ 
chen Nacht wurden an anderen Orten 
die Journalistinnen Pinar Gayip und 
Semiha Sahin festgenommen. Alle drei 
derzeit Inhaftierten arbeiten für die so¬ 
zialistische Nachrichtenagentur Etha. 
Adil Demirci besitzt die deutsche und 
türkische Staatsbürgerschaft. Er ar¬ 
beitet hauptberuflich in einer sozialen 
Einrichtung und tritt unter anderem für 
die Rechte von Migrantlnnen ein. Als 
politischer Journalist setzt er sich gegen 
die Rechtsentwicklung in der BRD und 
die Kriegspolitik der Türkei ein. Letz¬ 
teres hat schon einigen Journalistinnen 
und Kriegsgegnerinnen Gefängnisstra¬ 
fen eingebracht. Ein weiterer Grund 
für seine Verhaftung könnte die Soli¬ 
daritätsarbeit für seine Kollegin Me- 
sale Tolu sein. Nach ihrer Festnahme 
im vergangenen Jahr hatte er in Köln 
ein Solidaritätskomitee gegründet, das 
ihre Freilassung sowie Presse- und Mei¬ 
nungsfreiheit in der Türkei forderte. 

So wie Adil Demirci erging es be¬ 
reits mehreren kritischen Journalistin¬ 
nen. Im vergangenen Jahr war neben 
Mesale Tolu auch der „Welt“-Journa- 
list Deniz Yücel festgenommen wor¬ 
den. Mesale Tolu ist inzwischen aus der 
Haft entlassen worden, darf allerdings 
das Land nicht verlassen. Deniz Yü¬ 
cel konnte nach einjähriger Haft nach 
Deutschland zurückkehren. 

Beiden war angebliche „Terrorpro¬ 
paganda“ vorgeworfen worden. Eine 
Standardanklage mit verschiedenen 
Varianten, die dafür sorgt, dass unlieb¬ 
same Personen in Haft gehalten wer¬ 
den können. Demirci wird laut dem 
„Spiegel“ von Seiten der türkischen 
Behörden vorgeworfen, Mitglied der 
in der Türkei verbotenen Marxistisch- 
Leninistischen Kommunistischen Par¬ 


tei (MLKP) zu sein und drei Beerdi¬ 
gungen von getöteten Parteimitglie¬ 
dern besucht zu haben.Diese hatten 
auf Seiten der kurdischen Volksvertei¬ 
digungseinheiten (YPG) gegen die Ter¬ 
rormiliz IS gekämpft. 

Die Festnahme des Kölners ist ein 
weiterer trauriger Höhepunkt der Ver¬ 
folgung kritischer und oppositioneller 
Stimmen in der Türkei. Zahlreiche Or¬ 
ganisationen, Arbeitskolleginnen und 
ehemalige Kommilitonlnnen fordern 
öffentlich seine unverzügliche Haft¬ 
entlassung. 

„Gegen diese brutale Repressi¬ 
on müssen linke Organisationen, So¬ 
ziale Bewegungen, Menschen- und 
Bürgerrechtler *innen, journalistische 
Verbände und Gewerkschaften ge¬ 
meinsam auftreten und die Meinungs¬ 
und Pressefreiheit verteidigen. Wir 
fordern die sofortige Freilassung Adil 
Demircis und seiner inhaftierten Kol¬ 
leginnen“, erklärt Heiko Lange im Na¬ 
men des Solidaritätsvereins Rote Hilfe 
e. V. Zudem rät er kritischen Journalis¬ 
tinnen wie linken Aktivistinnen derzeit 
dringend von beruflichen und privaten 
Reisen in die Türkei ab. 

Auch Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im Bun¬ 
destag, protestiert aufs Schärfste und 
fordert die Bundesregierung auf, Ver¬ 
antwortung für den deutschen Staats¬ 
bürger Adil Demirci zu übernehmen 
und sich energisch für seine sowie die 
Freilassung der anderen inhaftierten 
Journalistinnen einzusetzen. 

Im Fall von Tolu und Yücel hatten 
die zahlreichen Proteste sicherlich 
ihren Anteil daran, dass Berlin tätig 
wurde und das AKP-Regime die bei¬ 
den Journalistinnen freiließ. Nun ist 
große Öffentlichkeit für Adil Demir¬ 
ci und seine Kolleginnen nötig, um sie 
aus den Kerkern Erdogans freizube¬ 
kommen. 

Henning von Stoltzenberg 
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Zahlenzauber 

Statistisches Bundesamt verkündet einen Rekordüberschuss von 62 Milliarden Euro 


Der deutsche Staat konnte 2017 einen 
Rekordüberschuss verbuchen. Bund, 
Länder, Gemeinden und Sozialver¬ 
sicherung nahmen laut Statistischem 
Bundesamt 61,9 Milliarden Euro mehr 
ein als sie ausgaben. Das Plus lag 2016 
noch bei 25,8 Milliarden Euro. „Seit 
2014 ist der Finanzsaldo der Kern- und 
Extrahaushalte des öffentlichen Ge¬ 
samthaushalts stets positiv“, teilte das 
Statistische Bundesamt mit. 

Der Rekordüberschuss resultiert 
zum einen aus einer einmaligen Zah¬ 
lung der Atomwirtschaft in Höhe von 
24,1 Milliarden Euro und zum ande¬ 
ren aus den positiven Bilanzen von 
Ländern, Kommunen und Sozialversi¬ 
cherung. Durch die Überweisung der 
Atomwirtschaft an den Bund erhöhte 
sich dessen Überschuss auf 30,6 Milli¬ 
arden Euro. Die Länder schafften ein 
Plus von 12,1 Milliarden, die Gemein¬ 
den von 10,7 Milliarden und die Sozial¬ 
versicherung von 8,4 Milliarden. Zieht 
man die Einmalzahlung der Atomwirt¬ 
schaft ab, entspricht der Überschuss 1,2 
Prozent der Wirtschaftsleistung. 2016 
waren es 0,8 Prozent. 

Das „Handelsblatt“ macht für die¬ 
se Entwicklung den wirtschaftlichen 
Aufschwung, „der für steigende Steu¬ 


er- und Beitragseinnahmen sorgt“, ver¬ 
antwortlich. „Das Bruttoinlandspro¬ 
dukt wuchs 2017 mit 2,2 Prozent bereits 
das achte Jahr in Folge. Niedrige Zin¬ 
sen entlasten den Staat zudem auf der 
Ausgabenseite um viele Milliarden“, 
schreibt das Blatt weiter. 

Besonders die Einnahmen der 
Städte stiegen 2017 um 4,6 Prozent 
auf 258,4 Milliarden Euro, während 
die Ausgaben nur um 2,5 Prozent auf 
247,7 Milliarden Euro wuchsen. Dabei 
hatte der niedrige Zins eine entschei¬ 


dende Rolle gespielt. Die Zinsausga¬ 
ben sanken für den Schuldendienst der 
Kommunalhaushalte um fast elf Pro¬ 
zent. Der Hauptgeschäftsführer des 
deutschen Städtetags, Helmut Dedy, 
gibt aber zu bedenken, dass es längst 
nicht allen Kommunen gut gehe, und 
fordert Hilfen für strukturschwache 
Städte. Zudem haben zwar die Städte 
auf dem Papier 3,3 Prozent mehr für 
Sachinvestitionen ausgegeben, aber 
von den 26,7 Milliarden Euro „konn¬ 
ten die Kommunen nicht alle für In¬ 


vestitionen vorgesehenen Mittel auch 
tatsächlich ausgeben“, so Dedy. Der 
Städtetag beziffert den kommunalen 
Investitionsstau auf etwa 126 Milliar¬ 
den Euro. 

Allzu gerne übersehen wird dabei, 
dass die Finanzpolitik der „Schwar¬ 
zen Null“, ausgerufen vom ehemaligen 
Finanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU), die die Haushaltsüberschüsse 
seit 2014 verursacht, ermöglicht wer¬ 
den durch immer tiefergreifende Ein¬ 
schnitte und Kürzungen in sozialen Be¬ 
reichen auf Bundes-, Landes- und kom¬ 
munaler Ebene. 

So wird jedes Jahr bei über 300 000 
Haushalten der Strom abgeschaltet, 
da sich die Bewohner die Stromkosten 
nicht mehr leisten können. Das betrifft 
über eine Million Menschen. Grund 
dafür ist, dass zum einen Zuschüsse zu 
den Stromkosten, anders als die Heiz¬ 
kosten, nicht im Sozialgesetzbuch vor¬ 
gesehen sind und zum anderen noch 
bestehende Pauschalen zu gering be¬ 
messen sind, wie es der Arbeitskreis 
„Stoppt Energiesperren“ des Diakoni- 
schen Werks ausführt. 

Christoph Hentschel 

Siehe Kommentar Seite 9 



Trotz Rekordüberschüssen veröden in Deutschland ganze Ortschaften. 


Alles offen 

Bundesregierung war in Klausur 


Martin Löwenberg ist tot 

Ein Nachruf von Jörg Högemann 


Zwei Tage lang wollte die GroKo in 
der vorigen Woche im Gästehaus der 
Bundesregierung in Meseberg (Bran¬ 
denburg) ihr Arbeitsprogramm für 
die kommenden Monate abstecken. 
„Wir wollen Meseberg nutzen, um in 
Ruhe miteinander Schwerpunkte, be¬ 
sonders dringliche Vorhaben zu bera¬ 
ten und die dann natürlich entspre¬ 
chend auch voranzubringen“, hatte 
Regierungssprecher Steffen Seibert 
noch am Montag zuvor verkündet. 
Nach dem Streit in den vergangenen 
Wochen - vor allem mit Horst Seeho¬ 
fer und Jens Spahn - sollte die Klau¬ 
sur aber auch dem „Teambuilding“, 
dem Kennenlernen und der gegen¬ 
seitigen Verständigung, dienen. Die 
„FAZ“ nannte das Ganze am vorigen 
Dienstag einen „GroKo-Klassenaus- 
flug“. 

Einigkeit sollte demonstriert wer¬ 
den. Ob Kanzlerin Merkel das er¬ 
reicht hat? Im Augenblick scheint es 
so. Am Dienstag der vorigen Woche 
sprach man in Meseberg mit Gewerk¬ 
schaften und Kapitalvertretern über 
den Weg zur Vollbeschäftigung. Dazu 
hatte man sich u. a. Reiner Hoffmann, 
den DGB-Vorsitzenden, und Ingo 
Kramer, Präsident der Bundesverei¬ 
nigung der Deutschen Arbeitgeber¬ 
verbände (BdA), geladen. Konflik¬ 
te in der Koalition kamen nicht zur 
Sprache. „Alles in allem war es ein 
sehr gelungener Auftakt der Kabi¬ 
nettsklausur und hat deutlich ge¬ 
macht, dass sehr viel Arbeit vor uns 
liegt“, so Wirtschaftsminister Altmai¬ 
er. Am Abend ging es um die Zukunft 
der Nato und die Rolle der EU in der 
Welt. In diesen Fragen dürfte man 
sich derzeit weitgehend einig sein. 
Nato-Generalsekretär Jens Stolten¬ 
berg und EU-Kommissionschef Jean- 
Claude Juncker waren zu Gast. 

Nach der Klausur konnte die 
Kanzlerin zwar keine Liste der drin¬ 
gendsten Gesetzesvorhaben vorlegen, 
erklärte aber, die Aufgaben für die 
Minister seien im Koalitionsvertrag 
klar skizziert, Prioritäten gebe es da¬ 
bei nicht, vielmehr müssten die Kabi¬ 
nettsmitglieder nun „mehrere gleich¬ 
zeitig“ bearbeiten. 

Einige Beschlüsse hat man dann 
aber doch gefasst: Posten wurden ver¬ 
geben, diverse Beauftragte der Bun¬ 
desregierung ernannt. Sichergestellt 
werden soll zudem, dass der Haus¬ 
haltsentwurf noch vor der Sommer¬ 
pause im Bundestag beraten und be¬ 
schlossen werden soll. Schließlich ist 


man aufgrund der langen Monate, die 
für die Regierungsbildung gebraucht 
wurden, im Verzug: 

Das CDU-geführte Bundes¬ 
wirtschaftsministerium übernimmt 
die Führung der Kohle-Kommissi¬ 
on. Der Kommission werden neben 
Wirtschaftsminister Peter Altmai¬ 
er (CDU) Umweltministerin Svenja 
Schulze, Arbeitsminister Hubertus 
Heil (beide SPD) sowie Innenminis¬ 
ter Horst Seehofer (CSU) angehören. 
Die Arbeit an einem Gesetz zum Er¬ 
reichen der deutschen Klimaschutz¬ 
ziele für 2030 werde „sehr herausfor¬ 
dernd“, so Merkel. Sie erwähnte nicht, 
dass, nachdem Deutschland das Kli¬ 
maziel für 2020 nicht erreicht, auch 
alle weiteren Zielstellungen fraglich 
sind, wenn nicht drastische Maßnah¬ 
men ergriffen werden. Aber man lässt 
sich Zeit - auch mit dem Kohleaus¬ 
stieg: Die Kommission soll noch vor 
der Sommerpause ihre Arbeit auf¬ 
nehmen und Ende des Jahres Ergeb¬ 
nisse vorlegen. Dazu zähle auch ein 
Datum zum Ausstieg aus der Braun¬ 
kohle. Und - auch das hängt mit den 
Klimazielen zusammen - es gab auf 
der Klausur zudem, ganz im Interes¬ 
se der Autoindustrie, keine konkreten 
Beschlüsse zur technischen Nachrüs¬ 
tung von Dieselfahrzeugen. Fahrver¬ 
bote und blaue Plakette wurden ab- 
gelehnt. 

Gebilligt wurde die Verlängerung 
von zwei Bundeswehreinsätzen in 
Mali und am Horn von Afrika; dar¬ 
über wird in dieser Woche im Bun¬ 
destag in erster Lesung debattiert. 
Die Grenzkontrollen an der Grenze 
zu Österreich sollen ein weiteres Mal 
verlängert werden. 

Aber erleichtert konnte Merkel 
zum Schluss der Klausur zumindest 
feststellen: „Der Geist war insgesamt 
gut. Sehr kooperativ.“ Sie dürfte in 
den Tagen von Meseberg ihr Ziel er¬ 
reicht haben, die Stimmung im Kabi¬ 
nett - zumindest zeitweilig - zu be¬ 
ruhigen. Das aber vielleicht nur, weil 
Horst Seehofer derzeit auch in die 
Tarifverhandlungen im Öffentlichen 
Dienst eingebunden ist? Auch Ge¬ 
sundheitsminister Jens Spahn scheint 
aktuell andere Sorgen zu haben. Aber 
die CDU-Chefin und Kanzlerin ist 
parteiinternen Druck und Kritik lan¬ 
ge noch nicht los. Und vor allem CSU- 
Landesgruppenchef Alexander Dob- 
rindt bleibt im Angriffsmodus. 

Nina Hager 


Martin Löwenberg (1925-2018) 
kämpfte gegen den Hitler-Faschismus 
und wurde in das KZ Flossenbürg ein¬ 
gekerkert. Nach der Befreiung vom Fa¬ 
schismus saß er wegen Engagements 
für die linke SPD-Opposition „Sozial¬ 
demokratische Aktion“ 16 Monate in 
Haft. Anfang der 80er Jahre trat er den 
„Grünen“ bei und verließ sie wieder, 
weil er nicht „das linke Feigenblatt ei¬ 
ner immer rechter abrutschenden Par¬ 
tei“ sein wollte. Bis ins hohe Alter war 
er gegen Krieg und Faschismus aktiv. 
Am 2. April starb Martin Löwenberg 
im Alter von 93 Jahren. Jörg Höge¬ 
mann vom DKP-Betriebsaktiv Mün¬ 
chen erinnert sich an seinen Kampf¬ 
gefährten. 

„Den Martin Löwenberg lernte ich 
kennen, als sich 1967 in München das 
Kuratorium „Notstand der Demokra¬ 
tie“ konstituierte, örtliches Kampfor¬ 
gan gegen die von der Großen Koaliti¬ 
on damals forcierten Notstandsgesetze. 
Etwa 150 Teilnehmerinnen, quer durch 
die Bevölkerung, viele Gewerkschafter 
dabei wie die Landesvorsitzenden der 
IG Metall und der IG Druck und Pa¬ 
pier, Erwin Essl und Leonhard Mah¬ 
lein. Martin, als Kommunist in Mün¬ 
chen bekannt und geachtet, trat dem 
Kuratorium bei als Mitglied des Orts¬ 
vorstands seiner Gewerkschaft HBV. 
Ich war damals, 32-jährig und erst fünf 
Jahre in Bayern, frischgebackenes 
Leitungsmitglied der illegalen KPD 
in München, war verantwortlich für 
Bündnispolitik. 

Ich konnte Martin während seiner 
Arbeitszeit besuchen. In einem klei¬ 
nen Pavillon nahe dem Viktualien¬ 
markt verkaufte er Pfaff-Nähmaschi- 
nen, war da ganz allein, jeden Tag in 
weißem Hemd mit Schlips. War nie¬ 
mand da, der eine Pfaff-Nähmaschine 
wollte, hatte Martin Zeit für mich, den 
Leitungs-Azubi, ließ sich den Stand im 
Notstandskuratorium schildern, gab 
seine Ratschläge. 

Am Ostermontag nun ist er gestor¬ 
ben, mit fast 93. Wir Kommunistinnen 
und Kommunisten in München betrau¬ 
ern ihn als einen der Unsern, gemein¬ 
sam mit allen Aktiven gegen Krieg und 
Faschismus, ehren ihn als Kämpfer im 
Widerstand, der im Weltkrieg osteuro¬ 
päische Zwangsarbeiter mit Lebens¬ 
mittelmarken versorgte, gefangen und 
gefoltert wurde und im KZ Flossen¬ 
bürg Zwangsarbeiter war. Nach dem 
Krieg Mitbegründer der VVN/Bund 
der Antifaschistinnen und beim Wie¬ 
deraufbau der Gewerkschaften dabei. 



Martin Löwenberg 


Und dabei war er auch fortan bis zu 
seinem Lebensende gegen Aufrüstung 
und Nazis, auch dann, wenn es, nach 
seinem Ausspruch, ,zwar nicht legal, 
aber doch legitim 4 war.“ 

Die Trauerfeier findet am 24. April um 
9 Uhr am Münchner Ostfriedhof statt. 


Eine bittere Lehre, die wir Überle¬ 
bende der faschistischen Barbarei 
nach der Befreiung ziehen mussten, 
war die Erkenntnis, dass Nazismus, 
Völkermord und Krieg hätten ver¬ 
hindert werden können, wenn An¬ 
tinazis und Demokraten die Gefahr 
rechtzeitig erkannt und gemeinsam 
den Kampf gegen die braune Pest 
geführt hätten.-Martin Löwenberg 


Stärker kontrollieren 

Die Linksfraktion fordert dringend 
eine Parlamentsreform, um die Rolle 
des Bundestages zu stärken und die 
Regierung effektiver zu kontrollie¬ 
ren. Der Geschäftsführer der Frak¬ 
tion, Jan Körte, plädiert in einem Pa¬ 
pier u. a. dafür, den kleineren Frak¬ 
tionen mehr Redezeit einzuräumen 
sowie Ausschusssitzungen in der Re¬ 
gel öffentlich zu machen und im In¬ 
ternet zu übertragen. Die Kanzlerin 
und die Bundesminister müssten dem 
Parlament regelmäßig persönlich 
Rede und Antwort stehen - mindes¬ 
tens einmal im Quartal. Dringend nö¬ 
tig sei zudem ein Lobbyregister. Par¬ 
lamentarische Staatssekretäre in den 
Ministerien will er abschaffen. 

Neue Karriere? 

Am Montag startete Sigmar Gabriels 
nebenberufliche Universitätskarrie¬ 
re. An der Uni Bonn hielt er eine ers¬ 
te Vorlesung zum Thema „Deutsch¬ 
land in einer unbequemen Welt“. Auf 
„Spiegel-Online“ hieß es dazu: „Die 
neue Rolle müsste ihm liegen. Die 
Frage ist nur, ob er es schafft, über 
außenpolitische Themen zu reden, 
ohne den Kurs seines Nachfolgers im 
Auswärtigen Amt, Heiko Maas, infra¬ 
ge zu stellen. Der hat sich gerade von 
Gabriels russlandfreundlichem Kurs 
verabschiedet.“ 

Familiennachzug 

Der von Bundesinnenminister Horst 
Seehofer (CSU) erarbeitete Gesetz¬ 
entwurf für die Neuregelung des Fa¬ 
miliennachzugs wird noch einmal 
verändert. Kanzleramtsminister Hel¬ 
ge Braun (CDU) erklärte gegenüber 
dem „Tagesspiegel am Sonntag“, die 
Vorlage befinde sich in der internen 
Abstimmung der Regierung. „Da¬ 
mit stehen die Kriterien noch nicht 
fest.“ Der Entwurf werde allerdings 
von der Bundesregierung „nur dann 
verabschiedet, wenn im Kabinett Ei¬ 
nigkeit darüber herrscht“. An den 
Festlegungen, für wen und unter 
welchen Bedingungen der Familien¬ 
nachzug gewährt wird, werde derzeit 
gearbeitet. 

Union und SPD hatten in ihrem 
Koalitionsvertrag festgelegt, dass der 
Familiennachzug von Flüchtlingen 
mit dem eingeschränkten, subsidiären 
Schutz bis Ende Juli ausgesetzt bleibt 
und dann für 1 000 Angehörige pro 
Monat wieder erlaubt werden soll. 

Dobrindt zum Ersten... 

Der Chef der CSU-Landesgrup- 
pe im Bundestag, Alexander Dob¬ 
rindt, fordert, Hartz-IV-Leistungen 
für abgelehnte Asylbewerber einzu¬ 
schränken. „Bei abgelehnten Asyl¬ 
bewerbern sollten wir stärker auf 
Sachleistungen umstellen.“ Im Ko¬ 
alitionsvertrag von Union und SPD 
sind Einschränkungen nur für jene 
Ausreisepflichtigen vorgesehen, die 
ihre Ausreise zu verhindern suchen - 
und ausdrücklich nicht für jene, die 
unverschuldet nicht ausreisen. 

... und zum Zweiten 

Der Chef der CSU-Bundestagsab- 
geordneten, Alexander Dobrindt, 
hat der Schwesterpartei CDU vor¬ 
geworfen, ihre konservative Wurzel 
vernachlässigt zu haben. „Auch die 
CDU weiß, dass die Unionsparteien 
auf drei Säulen ruhen: der christlich¬ 
sozialen, der liberalen und der kon¬ 
servativen. Allerdings hat die konser¬ 
vative Wurzel in der Vergangenheit 
nicht gleichberechtigt neben den bei¬ 
den anderen gestanden“, sagte Dob¬ 
rindt der „Welt am Sonntag“. 

Verbot von Glyphosat? 

Die Landwirtschaftsministerin Julia 
Klöckner (CDU) äußerte in einem 
Interview Bedenken, ob ein Verbot 
des Pflanzenschutzmittels Glyphosat 
umzusetzen ist. Als Beispiel führte 
die Ministerin das Glyphosat-Verbot 
des österreichischen Bundeslandes 
Kärnten an. Ein geplantes vollständi¬ 
ges Verbot des Pflanzenschutzmittels 
habe die EU-Kommission für unzu¬ 
lässig erklärt und „ernsthafte recht¬ 
liche Bedenken angemeldet“. Wichti¬ 
ger sei die Suche nach Alternativen. 
Nach welchen, sagte sie nicht. 
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Neue Gewalt gegen 
Palästinenser 

Am Freitag sind bei Massenprotes¬ 
ten im Gazastreifen erneut hunderte 
Palästinenser verletzt worden. Von 
den am Freitag Nachmittag gemel¬ 
deten 528 Verletzten hatten mehr als 
100 Schussverletzungen erlitten. Ein 
Sanitätszelt wurde direkt von einer 
Tränengasgranate getroffen. Rund 
10 000 Palästinenser hatten sich ent¬ 
lang der Grenze an den Protesten 
beteiligt, die von der israelischen 
Armee und bürgerlichen Medien als 
„Ausschreitungen“ bezeichnet wer¬ 
den. Ein ranghöher israelischer Mi¬ 
litär behauptete erneut, die meisten 
der bisher mindestens 34 getöteten 
Palästinenser seien „Terroristen“ ge¬ 
wesen. Auch der vor einer Woche ge¬ 
tötete Fotojournalist Jassir Murtad- 
scha habe ein Gehalt von der radi¬ 
kal-islamischen Hamas erhalten. Der 
Tod des Journalisten hatte weltweit 
für Empörung gesorgt. 

Lula führt in Umfragen 

Brasiliens prominenter politischer 
Gefangener, der frühere Präsident 
Luiz Inäcio Lula da Silva, ist weiter¬ 
hin Favorit für die anstehende Prä¬ 
sidentenwahl. Nach einer repräsen¬ 
tativen Umfrage wollen 31 Prozent 
der Befragten den wegen angeblicher 
Korruption verurteilten Kandidaten 
der Arbeiterpartei (PT) wählen. 

Lula steht damit weit vor seinem 
nächsten Konkurrenten, dem rechts¬ 
extremen Abgeordneten Jair Bolso- 
naro, der nach den Umfragewerten 
auf 15 Prozent käme. An dritter Stel¬ 
le wird von den Befragten die Um¬ 
weltpolitikerin Marina Silva genannt. 
Wenn kein Kandidat in der ersten 
Wahlrunde die absolute Mehrheit 
erreicht, findet eine Stichwahl zwi¬ 
schen den beiden Bestplatzierten 
statt. Auch in dem Fall erscheint Lula 
in der Umfrage als Favorit. 

Mitglieder der Landlosenbewe- 
gung haben die Wohnung besetzt, die 
Lula angeblich als Bestechungsge¬ 
schenk erhalten haben soll. „Wenn es 
Lulas Wohnung ist dürfen die Men¬ 
schen bleiben, wenn nicht, warum ist 
er dann im Gefängnis?“ skandierten 
sie bei der Besetzung des Luxusa¬ 
partments. 

Neuer Tarifvertrag 
in Venezuela 

Präsident Nicolas Maduro Unter¬ 
zeichnete am vergangenen Dienstag 
in Caracas einen neuen Tarifvertrag 
für den Erziehungssektor, der sofort 
in Kraft tritt. Dem Abschluss gingen 
monatelange Verhandlungen zwi¬ 
schen 17 Gewerkschaftsverbänden 
und der Regierung voraus. Der Ver¬ 
trag beinhaltet eine sofortige Lohn¬ 
erhöhung von 100 Prozent sowie eine 
Reihe von Sonderleistungen und 
Maßnahmen zur sozialen Sicherung, 
vor allem für Rentner. Der Tarif gilt 
für mehr als eine Million Menschen, 
darunter 500 000 Lehrer. 

Protest gegen Ausnah¬ 
mezustand in Türkei 

In der Türkei haben in Dutzenden 
Städten Menschen gegen den Aus¬ 
nahmezustand protestiert. Die Par¬ 
tei CHP organisierte am Montag in 
allen 81 Provinzen des Landes De¬ 
monstrationen, um die Aufhebung 
des Notstands zu fordern, der nach 
dem Putschversuch vom Juli 2016 
verhängt worden war. Ohne erneute 
Verlängerung würde der Ausnahme¬ 
zustand am Donnerstag dieser Wo¬ 
che auslaufen. 

Sorbonne geräumt 

Die im Zuge der Proteste gegen die 
Macron-Regierung besetzte Sor¬ 
bonne-Universität in Paris ist von 
der Polizei geräumt worden. Laut 
Polizei verlief die Räumung „ohne 
Zwischenfälle“. In einem Fernseh¬ 
interview behauptete Frankreichs 
Präsident Emmanuel Macron, die 
Besetzungen erfolgten durch „pro¬ 
fessionelle Aufwiegler“. Rund ein 
Dutzend französische Hochschulen 
sind noch immer komplett oder teil¬ 
weise besetzt. Die Studentenproteste 
richten sich gegen eine Verschärfung 
der Hochschulzugangsregeln. 


Letzte Chance für Trump 

Der US-Präsident versucht seine Koreapolitik als erfolgreich zu verkaufen 



US-amerikanische Soldaten stehen an der Grenze zwischen Süd- und Nordkorea bei einem Besuch RexTillersons nordkore¬ 
anischen Soldaten gegenüber 


S eit der Neujahrsansprache des 
Staats- und Parteichefs der De¬ 
mokratischen Volksrepublik Ko¬ 
rea (DVRK) Kim Jong-un, in der er 
die Teilnahme einer nordkoreanischen 
Delegation an den Olympischen Win¬ 
terspielen im südkoreanischen Pyeong- 
chang ankündigte, verändert sich die 
Lage auf der koreanischen Halbinsel 
dramatisch. 

Südkoreas Präsident Moon Jae-in 
und Kim Jong-un sollen am 27. April auf 
der südkoreanischen Seite des Grenz¬ 
orts Panmunjom Zusammenkommen. 
Ein historisches Treffen zwischen dem 
US-amerikanischen Präsidenten und 
dem nordkoreanischen Regierungschef 
steht ebenfalls auf der Tagesordnung. 
Kim hatte Trump in einer Botschaft 
zu einem Treffen eingeladen. Trump 
nahm die Einladung an, Ziel, Gegen¬ 
stand, und Bedingungen des geplanten 
Gipfels sind noch nicht festgelegt. Was 
das Thema des Treffens anbelangt, teil¬ 
te Trump über Twitter mit, Kim habe in 
Gesprächen mit Delegationen Südko¬ 
reas von einer „Denuklearisierung“ ge¬ 
sprochen, nicht nur von einem Einfrie¬ 
ren des Atomwaffenbestands. 

Aber seine Mitteilung ist in zweier¬ 
lei Hinsicht nur eine halbe Wahrheit. 

Kim Jong-un sprach nicht von der 
Denuklearisierung Nordkoreas, viel¬ 
mehr von der Denuklearisierung „der 
koreanischen Halbinsel“. Dafür stellte 
die Sprecherin der nordkoreanischen 
Regierung am 6. Juli 2016 fünf Voraus¬ 
setzungen vor: Die Offenlegung von 
Informationen über die in Südkorea 
gelagerten Atomwaffen, die Demon¬ 
tage aller Atomwaffen und Atomwaf¬ 
fenlagern in Südkorea sowie eine in¬ 
ternationale Inspektion, das Verbot 
der Stationierung oder des Einsatzes 
der Militärmittel für den atomaren 
Schlag, Garantien dafür, dass es „kei¬ 
ne atomare Bedrohung und keinen ato¬ 
maren Anschlag“ gebe und den Abzug 
aller US-amerikanischen Truppen aus 
Südkorea. Für Nordkorea bedeutet 
Denuklearisierung also, die Grundla¬ 
ge der atomaren Kriegsgefahr auf der 
koreanischen Halbinsel mit der Wurzel 
auszurotten. 


Laut Südkoreas Nationalem Sicher¬ 
heitsberater Chung Eui Yong, der die 
Nachricht der Einladung überbrachte, 
erklärte Kim, es gebe keinen Grund, 
Nuklearwaffen zu besitzen, wenn die 
militärische Bedrohung des Nordens 
eliminiert und die Sicherheit des Lan¬ 
des gewährleistet werde. Trump sprach 
in seiner Mitteilung nicht von diesem 
„Wenn-Satz“, nämlich der Forderung 
nach einer Sicherheitsgarantie. 

Was die Sicherheitsgarantie genau 
bedeutet, ist unklar. Nordkorea könnte 
nicht nur den Abschluss eines internati¬ 
onal garantierten Friedensvertrags, eine 
normale diplomatische Beziehung und 
eine Aufhebung der Sanktionen, son¬ 
dern auch den Abzug aller US-Trup- 
pen aus Südkorea verlangen. Denu- 
kleasierung der koreanischen Halbinsel 
bedeutet nicht nur atomare Abrüstung 
des Nordens. Der Süden müsste auf den 


atomaren Schutzschirm der USA ver¬ 
zichten. 

Donald Trump scheint zu glauben, 
mit seinem maximalen Druck und sei¬ 
ner Sanktionspolitik Nordkorea dazu 
gedrängt zu haben, sich an den Verhand¬ 
lungstisch zu setzen. Vizepräsident Mi¬ 
chael Pence sagte, Nordkoreas Bereit¬ 
schaft, alle Raketen- und Atomtests ein¬ 
zustellen, sei der Beweis, dass Präsident 
Trumps Strategie funktioniere, das Kim- 
Regime zu isolieren. Dies beruht jedoch 
auf Illusionen. 

In Wirklichkeit brachten die angeb¬ 
lichen maximalen Sanktionen bislang 
nichts. Sie konnten Pjöngjang nicht in die 
Knie zwingen. Trotz stärkster Sanktionen 
ist in Nordkorea noch kein Zeichen des 
wirtschaftlichen Kollapses oder sozialer 
Unruhen zu finden. 

Nordkorea ergreift vielmehr eine di¬ 
plomatische Offensive und folgt damit 


seiner eigenen „Road Map“. Bis zum Jahr 
2017 konzentrierte es sich auf die Vollen¬ 
dung des Atomwaffenprogramms. In der 
Neujahrsansprache 2018 bestätigte die 
nordkoreanische Führung dessen Voll¬ 
endung. Auf Grundlage dieses erzielten 
Abschreckungspotentials kündigt Kim 
an, sich auf die Wirtschaft konzentrieren 
zu wollen, und begann seine diplomati¬ 
sche Offensive. 

Das Sanktionspotential der USA ist 
demgegenüber weitgehend ausgeschöpft. 
Die Zeit läuft zu Gunsten Pjöngjangs. 
Der neue US-Außenminister, Mike Pom- 
peo, ging in einer Rede, die er noch als 
CIA-Chef hielt, davon aus, Nordkorea 
könne in wenigen Monaten über eine 
Atomrakete mit einer Reichweite bis zu 
dem amerikanischen Kontinent verfügen. 

Der geplante Gipfel ist die letzte 
Chance, die gescheiterte Außenpolitik 
der USA zu retten. Choi Hohyun 


Auf Eskalationskurs 

Zur Rolle Israels im Syrienkrieg 



Blick auf Syrien: Israelische Soldaten an der Grenze. 


Anfang April überraschte Donald Trump 
mit der Ankündigung eines Abzugs aus 
Syrien. Die syrische Regierung und ihre 
Verbündeten waren dabei, die Kontrol¬ 
le auch über die letzten Hochburgen der 
Dschihadisten zurückzuerobern. Rund 
eine Woche später soll der syrische Prä¬ 
sident den Befehl zu einem Giftgasangriff 
in der weitgehend befreiten Region Ost- 
Gouta gegeben haben. Wenn man den 
britisch finanzierten „Weißhelmen“ und 
den westlichen Qualitätsmedien glauben 
mag. Der Effekt: Die USA, der „Westen“, 
waren zurück im Krieg. 

Der Zusammenstoß zwischen den 
atomaren Supermächten konnte nur 
knapp vermieden werden. Klar geworden 
ist aber, dass die syrische Luftabwehr nur 
unzureichend für derartige Angriffe ge¬ 
rüstet ist. Die russische Seite denkt daher 
über die Lieferung von S-300-Raketen- 
abwehrsystemen nach. 

Die israelische Regierung hat das zum 
Anlass genommen, eine weitere „rote Li¬ 
nie“ im Syrienkrieg zu ziehen. Die Lie¬ 
ferung von S-300-Abwehrraketen be¬ 
deute so etwas wie den Kriegsfall. Israel 
operiert, wie die Anti-IS-Allianz unter 
Führung der USA, illegal in Syrien. Sei¬ 
ne mehr als 100 Luftwaffen-Einsätze 
dort richteten sich hauptsächlich gegen 
die „Achse Iran-Syrien-Hisbollah“. Dass 
diese Einsätze ernsthaft gefährdet sein 
könnten, wenn die syrische Regierung 
mit modernen Waffen die Kontrolle auch 
über ihren Luftraum zurückerobern wür¬ 
de, zeigt der Abschuss des israelischen F- 
16-Kampfjets im Februar. Ziel der F-16 
war der syrische Militärflughafen T4. Es 
gilt für das israelische Militär als Gefähr¬ 


dung der nationalen Sicherheit, wenn 
man im Nachbarland nicht nach Belie¬ 
ben herumbomben kann. 

Es bedarf daher kaum der Erwäh¬ 
nung, dass sich Benjamin Netanjahu voll 
hinter den US-Angriff gestellt hat: „Prä¬ 
sident Trumps Entschlossenheit und Isra¬ 
els Unterstützung bleiben unverändert.“ 
Die Absicht Trumps, den Atomdeal mit 
Teheran zu canceln, eröffnet allerdings 
die Möglichkeit zu einer wesentlich ag¬ 
gressiveren Variante. Wie Netanjahu ja 
schon auf der Münchener „SIKO“ deut¬ 
lich werden ließ, versucht die israelische 
Regierung den Druck auf Iran zu eska¬ 
lieren, immer mit Blick auf den Großen 
Bruder. Es gilt eine Situation zu schaffen, 
in der dieser nicht anders kann als Isra¬ 
el „rauszuhauen“. Wie ja der „Giftgasan¬ 


griff“ gezeigt hat ist Washington leicht 
in Zugzwang zu bringen. Angesichts der 
Anti-Iran-Rhetorik Trumps rechnet sich 
die israelische Führung hier offensicht¬ 
lich Chancen aus. 

Diese Chancen sind allerdings nicht 
ungetrübt. Das Einknicken Trumps in der 
Nordkorea-Politik verheißt für Netanja¬ 
hu nichts Gutes. Auch nach dem letz¬ 
ten Militärschlag hat das Weiße Haus 
seine Abzugspläne aus Syrien bestätigt. 
Die dschihadistischen Hilfstruppen der 
Golfstaaten, des dritten Akteurs im „an- 
tischiitischen“ Trio Infernale, sind ge¬ 
schlagen. Der Regime-Change in Syrien 
ist gescheitert. Zumindest vorerst. Da¬ 
mit ist das geostrategische Ringen um 
die Herrschaft in der Region allerdings 
nicht beendet. 


In der Vergangenheit sind die zionis¬ 
tischen Falken bei ihren Anschlagspla¬ 
nungen gegen iranische Ziele von den 
USA mehrfach zurückgepfiffen worden. 
Legendär ist Netanjahus bizarrer Auftritt 
vor der UN-Voll Versammlung 2012, als er 
mit einer auf einem Pappschild gemalten 
Bombe die iranische Atom-Gefahr ver¬ 
anschaulichen wollte. Ein schwieriges 
Unterfangen, wenn man selbst auf rund 
200 Atomsprengköpfen hockt. Ebenso 
bigott wie die Anti-Chemiewaffen-Pose 
der USA, die nicht nur das größte Che¬ 
miewaffenarsenal der Welt besitzen, son¬ 
dern damit auch ganz real, wie in Viet¬ 
nam, ganze Landstriche und Millionen 
Menschen verseucht haben. 

Dennoch, so hofft man in Jerusalem, 
werden die USA mit den neuen Hardli¬ 
nern im Weißen Haus, Bolton und Pom- 
peo, empfänglich sein für ein entspre¬ 
chendes israelisches Vorpreschen bis hin 
zum Militärschlag gegen iranische Anla¬ 
gen, letztlich bis zum Krieg. Die entspre¬ 
chende russische Gegenreaktion ist Teil 
des Eskalationskalküls. Auch der saudi¬ 
sche Kronprinz Mohammed bin Salman 
hatte angekündigt, im Falle des Wie¬ 
deranfahrens des iranischen Atompro¬ 
gramms eigene Atomwaffen produzieren 
zu wollen. Beide Mächte erhoffen sich - 
mit dem Imperium im Rücken - von ei¬ 
ner kalkulierten Eskalation der Konflik¬ 
te eine Stärkung ihrer strategischen Po¬ 
sition als regionale Vormacht. Inwieweit 
es gelingt, ist eine andere Frage. Für die 
Menschen in der Region bedeutet das 
weitere Katastrophen. Für die Mensch¬ 
heit das Risiko des dritten Weltkriegs. 

Klaus Wagener 
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Viele Fragen, eine Antwort 

Ein Fragebogen als kleiner Schritt zur Gegenmacht - wie die belgische PTB-PvdA sich auf die Wahlen vorbereitet 


W ir müssen die Menschen ab¬ 
holen, wo sie stehen - das 
ist eine der Binsenweishei¬ 
ten kommunistischer Politik. Aber wo 
stehen sie? Die einfachste Möglichkeit, 
um das herauszufinden, ist, sie zu fra¬ 
gen. Mit einer landesweiten Umfrage 
bereitet die belgische Partei der Arbeit 
(PTB-PvdA) sich auf die Kommunal¬ 
wahlen im Oktober 2018 vor. 

„Vor den letzten Wahlen 2014 dach¬ 
ten wir, als Hauptproblem sehen die 
Menschen die Arbeitslosigkeit“, erklärt 
Alice Bernard, Mitglied des National¬ 
rats der PTB-PvdA, im Gespräch mit 
UZ. „Aber unsere Umfrage hat uns 
damals gezeigt: Unser Eindruck war 
falsch. Als größtes Problem sehen die 
Menschen die Armut. Und daran ha¬ 
ben wir unser Wahlprogramm dann an¬ 
gepasst.“ 

In Antwerpen haben knapp 9 000 
der über 500 000 Einwohner die Fra¬ 
gen der Partei beantwortet, landeswei¬ 
te Ergebnisse liegen noch nicht vor. 
Die „Große Umfrage“ der PTB-PvdA 
ist damit die größte Befragung, die es 
bisher in Antwerpen, der zweitgrößten 
Stadt Belgiens, gegeben hat. „Die auf¬ 
fälligste Schlussfolgerung aus der „Gro¬ 
ßen Umfrage“ ist die Wichtigkeit, die 
die Bürger von Antwerpen dem Kampf 
gegen Armut zuschreiben“, schätzt die 
Partei in ihrer Auswertung ein. Unter 
den Themen, die die Befragten als ihre 
Prioritäten nennen konnten, gaben die 
meisten „Stadt ohne Armut“ an - vor 
„sichere Stadt“ und „nachhaltige Stadt“. 
Die Forderung, die unter den Befragten 
die größte Unterstützung fand, ist, den 
Mindestlohn über die Armutsgrenze 
anzuheben. 

Die meisten Menschen, 61 Prozent, 
beantworteten die Fragen im persön¬ 
lichen Gespräch mit Mitgliedern der 
PTB-PvdA: Die Parteimitglieder gin¬ 
gen in Gruppen durch die Viertel oder 
befragten ihre Freunde und Kollegen. 
Die restlichen Antworten wurden on¬ 
line über die Website der PTB-PvdA 
abgegeben. Im Schnitt nahmen die Be¬ 
fragten sich zwölf Minuten Zeit für die 
Umfrage. Um die Fragebögen zu er¬ 
stellen und auszuwerten hat die Partei 
einen Wissenschaftler beauftragt. Die 


Fragebögen enthalten sowohl geschlos¬ 
sene Fragen - welches dieser Themen 
ist Ihnen am wichtigsten, welchen die¬ 
ser Forderungen stimmen Sie zu - als 
auch offene Fragen, z.B.: Was müss¬ 
te sich in Ihrer Gemeinde verändern? 
Worin sehen Sie die größten Stärken 
bzw. Schwächen der PTB-PvdA? Ein 
Drittel derjenigen, die an der Umfrage 
teilnahmen, gaben an, bei den nächsten 
Wahlen auch für die PTB-PvdA stim¬ 
men zu wollen. 

Vor über 15 Jahren hat die Partei 
damit begonnen, sich mit solchen Um¬ 
fragen auf Wahlen vorzubereiten - zu¬ 
nächst auf kommunaler Ebene. Alice 
Bernard berichtet, wie sie mit diesem 
Werkzeug die Partei stärken konnten: 
In Herstal, einer Gemeinde im Groß¬ 
raum Füttich, gingen die Parteimit¬ 
glieder davon aus, dass die Feute vor 
allem mit der starken Fuftverschmut- 
zung durch die nahe gelegene Müllver¬ 
brennungsanlage unzufrieden seien. 
Die Umfrage zeigte ein anderes Bild: 
Als Hauptproblem sahen sie die teu¬ 
ren Müllgebühren. Bernard berichtet: 
„Wir haben dann unseren Wahlkampf 
gegen die Müllgebühren geführt - und 
natürlich haben wir diese Frage mit den 
grundsätzlichen Widersprüchen unserer 
Gesellschaft verbunden: Mit dem pri¬ 
vaten System der Müllentsorgung, mit 
der Frage, wie der Müll entsorgt und 
verbrannt wird, damit, wie die Multi¬ 
nationalen ihre Geschäfte mit der Ent¬ 
sorgung machen - das ganze System.“ 
Die PTB-PvdA rief dazu auf, gegen 
die Müllgebühren zu protestieren, mit 
Müllsäcken gingen die Menschen zur 
Gemeinderatssitzung. Der Bürger¬ 
meister bekam Wut und Angst um sei¬ 
ne Mehrheit, die PTB-PvdA gewann 
zum ersten Mal Sitze im Gemeinderat. 
„Das war sehr lehrreich für uns“, sagt 
Bernard. „Wir haben neue Feute ken¬ 
nengelernt, die aktiv geworden sind.“ 

Die Parteimitglieder nutzen die Fra¬ 
gebögen, um mit ihrem Nachbarn und 
ihrer Kollegin ins Gespräch zu kom¬ 
men. So erfährt die Partei mehr darü¬ 
ber, was die Arbeiterklasse denkt. „Für 
die Mitglieder ist das ein Weg, um aktiv 
zu werden - du zeigst dich als Partei¬ 
mitglied.“ 


Diese neue Art Wahlkämpfe zu füh¬ 
ren ist nur eine Facette des Kurses, mit 
dem die PTB-PvdA von einer maoisti- 
schen K-Gruppe zu einer „kommunis¬ 
tischen Partei unserer Zeit“ geworden 
ist, wie sie sich in ihrem Statut nennt, 
die in den Massen verankert und bei 
Wahlen erfolgreich ist. Ihre Arbeit der 
Vergangenheit schätzt sie heute als 
teilweise sektiererisch und dogmatisch 
ein - aber in dieser Arbeit hat sie ei¬ 
nen Kern von überzeugten, engagierten 
und selbstkritischen Kadern herange¬ 
zogen, mit dem die Partei sich ab 2003 
erneuern konnte. Ihre erneuerte Par¬ 
tei beschrieben die Vertreter der PTB- 
PvdA Ende März auf der Vierpartei¬ 
enkonferenz in Fuxemburg als eine 
„revolutionäre Partei, die zielgerichtet 
ansetzt am aktuellen Bewusstsein der 
Masse, mit entsprechender Vorgehens¬ 
weise und einer zugänglichen Sprache.“ 
Die wichtigste Aufgabe der Partei sei, 
„prinzipientreu und gleichzeitig flexi¬ 
bel zu sein“. 


Meinungsumfrage in Antwerpen 


Diese Finie hat dazu geführt, dass 
sich die Mitgliederzahl seit 2006 auf 
mehr als 14 000 versechsfacht hat und 
dass die Partei seit der letzten Parla¬ 
mentswahl zwei Abgeordnete im bel¬ 
gischen Parlament stellt. Und dieses 
Wachstum hat dazu geführt, dass die 
PTB-PvdA in den Medien und auf der 
Straße danach gefragt wird, ob sie bereit 
ist, im kommenden Jahr in eine Regie¬ 
rung einzutreten. 

Bereits auf ihrem Kongress 2015 
stellte die PTB-PvdA fest, dass dieses 
Wachstum auch neuen Druck auf die 
Partei bedeutet: Den Druck, „stets als 
pragmatische Partei zu erscheinen“, den 
Druck, dass manche Menschen hoffen, 
die Partei werde die Probleme lösen, 
ohne dass sie selbst aktiv werden müss¬ 
ten. Die PTB-PvdA reagierte darauf 
unter anderem mit dem Beschluss, die 
marxistische Bildungsarbeit in der Par¬ 
tei zu verstärken und mit klaren Fest¬ 
legungen, dass die Parlamentarier der 
Partei den Parteibeschlüssen unterwor¬ 


fen sind. Auf die Fragen nach der Re¬ 
gierungsbeteiligung antwortet sie nicht, 
wie sie es vielleicht früher getan hätte, 
indem sie die marxistische Analyse über 
den Charakter des bürgerlichen Staates 
herunterbetet. Der Parteivorsitzende 
Peter Mertens antwortete auf die Fra¬ 
gen nach einer Regierungsbeteiligung 
vor einigen Monaten in einem Inter¬ 
view: „Die Feute haben recht, die Nase 
voll von der Politik zu haben. Wir halten 
es für unwahrscheinlich, dass Sozialde¬ 
mokraten und Grüne sich so stark ver¬ 
ändern, dass wir mit ihnen eine radikal 
andere Politik umsetzen können. Es ist 
absurd, über Regierungsbeteiligung zu 
sprechen, ohne eine Gegenmacht auf¬ 
zubauen.“ Damit das Bewusstsein ent¬ 
steht, das diese Gegenmacht ermög¬ 
licht, helfe es nicht, den Menschen zu 
versprechen, dass die Partei die Proble¬ 
me löst. Es gehe darum, sie zu mobilisie¬ 
ren. Alice Bernard sagt: „Das ist unsere 
Hauptaufgabe. Wir müssen auf die Stra¬ 
ße.“ Olaf Matthes 



Nein zum Krieg im Donbass Partei und Klasse stärken 

Protestaktionen zum 4. Jahrestag des Kriegsbeginns Treffen europäischer Kommunisten in Brüssel 


Am 14. April 2014 verkündete das 
Kiewer Regime den Beginn der so¬ 
genannten „antiterroristischen 
Operation“(ATO) gegen die Gebiete 
der Südostukraine, die sich den natio¬ 
nalistisch-faschistischen Putschisten des 
Maidan nicht beugen wollten, aktiven 
Widerstand leisteten, Verwaltungsge¬ 
bäude besetzten und mit der Waffe in 
der Hand ihre Heimat und ihre Grund¬ 
rechte verteidigten. Bis heute läuft der 
blutige Krieg der Kiewer Regierung ge¬ 
gen das Volk im Donbass. Mit Hilfe von 
Fuftwaffe und schwerer Artillerie ha¬ 
ben die ukrainischen Soldaten begon¬ 
nen, friedliche Städte und Dörfer dem 
Erdboden gleichzumachen. In den vier 
Jahren des Krieges starben im Don¬ 
bass mehr als 10 000 Menschen, mehr 
als 24 000 wurden verletzt. Die Zahl der 
Flüchtlinge, die gezwungen waren ihre 
Häuser zu verlassen, übersteigt eine 
Million. Hunderte von Kindern starben 
oder wurden verletzt. Auf den Territori¬ 
en der Donezker Volksrepublik (DVR) 
und Fugansker Volksrepublik (FVR) 
wurden mehr als 40 000 Gebäude zer¬ 
stört. Darunter sind keine militärischen 
Objekte, sondern ausschließlich Indus¬ 
triebetriebe, Schulen, Krankenhäuser 
und Wohnhäuser. 

Um der Opfer im Donbass zu ge¬ 
denken und um gegen den andauernden 
Krieg zu protestieren fanden am 14. Ap¬ 
ril in in vielen europäischen Städten - 
unter anderem in Berlin vor der ukra¬ 
inischen Botschaft - wo die DKP dazu 
aufgerufen hatte - Kundgebungen und 
Mahnwachen statt. In Berlin verlasen 


die Teilnehmer die Beschussmeldun¬ 
gen aus der DVR und der FVR, die seit 
dem „Osterwaffenstillstand veröffent¬ 
licht wurden. Obwohl nur Daten, Uhr¬ 
zeiten, beschossene Ortschaften und 
verursachte Schäden aufgezählt wurden 
reichte die Zeit der Kundgebung nicht 
aus, um alle Meldungen zu verlesen. 

Die Teilnehmer der Aktion schlos¬ 
sen sich folgender Resolution an: 

[...] Das Blut der Einwohner des 
Donbass klebt an den Händen des Ki¬ 
ewer Regimes, das eine militärische Ag¬ 
gression als Antwort auf die Selbstbe¬ 
stimmung der Donezker und Fugans¬ 
ker Volksrepublik entfacht hat. [...] 

Die Verabschiedung des Gesetzes 
über die sogenannte „Reintegration“ 
des Donbass durch das ukrainische Par¬ 
lament bestätigt abschließend, dass die 
Ukraine auf eine gewaltsame Fösung 
des Konflikts mit der Donezker und 
der Fugansker Volksrepublik ausge¬ 
richtet ist. Indem er das oben genannte 
Gesetz unterzeichnet hat, hat Pjotr Po- 
roschenko faktisch die Minsker Verein¬ 
barungen für ungültig erklärt, der „Par¬ 
tei des Krieges“ die Fesseln gelöst. Die 
nicht endenden Fieferungen von tödli¬ 
chen Waffen aus der EU und den USA 
in die Ukraine verweisen darauf, dass 
der weltweite Imperialismus an einer 
Fortsetzung des militärischen Konflikts 
interessiert ist. Das Volk des Donbass 
wurde gezwungen, seine Souveränität 
in einem harten Kampf gegen den uk¬ 
rainischen Nationalfaschismus und den 
weltweiten Imperialismus zu verteidi¬ 
gen. 


Die Teilnehmer der Aktion erklä¬ 
ren: Ausgehend von den Prinzipien 
des proletarischen Internationalismus 
bringen wir unsere Solidarität mit den 
Volksrepubliken und unsere Bereit¬ 
schaft, ihnen Unterstützung und Hilfe 
zu leisten, zum Ausdruck. 

Wir, die Teilnehmer der Aktion, for¬ 
dern: 

★ von Kiew - die Kampfhandlungen im 
Donbass unverzüglich und dauerhaft 
einzustellen sowie Verhandlungen mit 
der Donezker und Fugansker Volksre¬ 
publik über die Einrichtung gegenseiti¬ 
ger Beziehungen auf den Prinzipien des 
Friedens zu beginnen; 

★ von der EU und den USA - die Fi¬ 
nanzierung der Militärausgaben und 
die Fieferung von Waffen für das ver¬ 
brecherische Kiewer Regime zu stop¬ 
pen; 

★ von der Bundesregierung - jegliche 
Unterstützung der Kiewer Regierung, 
sowohl die politische als auch die ma¬ 
terielle, einzustellen und sich für die 
Einhaltung des Minsker Abkommens 
einzusetzen; 

★ von der internationalen Öffent¬ 
lichkeit - die Forderung des Volkstri¬ 
bunals des Donbass zu unterstützen, 
Poroschenko, Turtschinow, Awakow, 
Poltorak, Muschenko und andere mi¬ 
litärisch-politische Verbrecher der Uk¬ 
raine strafrechtlich zur Verantwortung 
zu ziehen. 

★ Nein zum Krieg im Donbass! 

★ Ja zur Selbstbestimmung der DVR 
und der FVR! 

Swetlana Ebert/UZ 


Auf Einladung der parlamentarischen 
Gruppe der Kommunistischen Partei 
Griechenlands (KKE) im EU-Parla- 
ment fand am Mittwoch vergangener 
Woche in Brüssel eine Konferenz kom¬ 
munistischer und Arbeiterparteien Eu¬ 
ropas statt, an der 34 Vertreter von Par¬ 
teien aus 27 Fändern teilnahmen. Ziel 
des Treffens war ein Informations- und 
Meinungsaustausch zu den aktuellen 
Fragen der Tätigkeit der Parteien an¬ 
gesichts der andauernden Krise der 
kapitalistischen Gesellschaft und der 
drohenden Kriegsgefahr. In seinem 
Eingangsreferat betonte Dimitris Kout- 
soumpas, Generalsekretär der KKE, die 
Wichtigkeit der ideologischen und or¬ 
ganisatorischen Stärkung der kommu¬ 
nistischen Parteien für die Stärkung 
der Kampfkraft der Arbeiterklasse. 
Der Kampf um die Einheit der Arbei¬ 
terklasse sei eine Priorität. Koutsoum- 
pas ging in seiner Rede ebenfalls auf die 
Rolle der kämpferischen Arbeiterfront 
PAME ein. Diese stehe nicht außerhalb 
der Gewerkschaften, sondern beteiligt 
sich an den Gewerkschaftsvereinigun¬ 
gen GSEE (für den privaten Sektor) 
und ADEDY (für den öffentlichen Sek¬ 
tor), handele aber davon unabhängig 
und organisiere auch eigene Kämpfe. 

Der Vertreter der Fortschrittspar¬ 
tei des werktätigen Volkes (AKEF) 
aus Zypern betonte die Notwendig¬ 
keit, die kämpferische Orientierung 
der Arbeiterbewegung beizubehalten 
und auszubauen. Dies beinhaltet auch 
eine Stärkung der kommunistischen 
Parteien, die ihren ideologischen und 


politischen Einfluss auf die Bevölke¬ 
rung vertiefen müssen. Die Partei der 
Arbeit (PdA) aus Österreich ging auf 
die Erfolge der Rechten bei den Wah¬ 
len ein und stellte Gegenstrategien vor. 
Die Kommunistische Partei der Ukra¬ 
ine berichtete über die Situation nach 
dem Putsch und machte deutlich, „Wer 
diese Regierung unterstützt, unterstützt 
den Faschismus“. 

Neben der Arbeit in den Gewerk¬ 
schaften und dem Rechtsruck in Euro¬ 
pa gingen Redner auch auf die von der 
NATO ausgehende Kriegsgefahr ein. 
Die Vertreterin der Kommunistischen 
Partei Norwegens (NKP) berichtete un¬ 
ter anderem darüber, dass die NATO 
im November das größte Manöver in 
Norwegen seit 20 Jahren durchführen 
wird und lud ein, sich an den Gegende¬ 
monstrationen inTrondheim zu beteili¬ 
gen. Als Vertreter der KP Fuxemburgs 
berichtete Uli Brockmeyer über die Ar¬ 
beit in der Vier-Parteien-Konferenz mit 
der Neuen Kommunistischen Partei der 
Niederlande (NCPN), der Partei der 
Arbeit Belgiens (PTB) und der DKP, 
sowie über die Arbeiten der Partei an 
ihrem Wahlprogramm und betonte da¬ 
bei die Forderungen der Fuxemburger 
Kommunisten für die Sicherung des 
Friedens und für Abrüstung. Als Re¬ 
aktion auf die am selben Tag bekannt 
gewordenen Drohungen von USA-Prä- 
sident Trump schlug die Gastgeberpar¬ 
tei eine gemeinsame Erklärung für eine 
Verurteilung der Eskalation der impe¬ 
rialistischen Aggression in Syrien vor. 

Melina Deymann 
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„Elbe Day“ 

Torgau feiert - die DKP erinnert 





Foto: Gemeinfrei 


Der erste direkte Kontakt zwischen den bereits auf deutschen Boden kämpfenden Armeen der UdSSR und der USA fand am 25. April 1945 bei 
Torgau an der Elbe statt. Unser Foto entstand einen Tag später und zeigt Gis und sowjetische Soldaten in den Straßen von Torgau. 


cke gegeben hatten, nachstellen, und am 28. Ap¬ 
ril schmückte er die Titelseiten vieler Zeitungen. 

Hätten jene Menschen die Geschichte gestaltet, 
die damals auf ihrer Bühne standen, wäre das 20. 
Jahrhundert anders verlaufen. Doch im März 1947 
verkündete US-Präsident Harry S. Truman seine 
Doktrin von der Eindämmung des Kommunismus 
und aus Freunden im heißen Krieg wurden Feinde 
in einem kalten. Auch der republikanisch gesinnte 
Joe Polowsky nahm darin keine ganz neutrale Hal¬ 
tung ein. Er blieb seiner Überzeugung von der mo¬ 
ralischen Überlegenheit Amerikas ebenso treu, wie 
er sein Leben aufopferungsvoll der Erinnerung an 
den Schwur an der Elbe widmete. „In dem Willen, 
das Verständnis der Völker der Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion voranzubringen, erklären wir 
die alljährliche Feier des Elbe-Tag in beiden Län¬ 
dern zu unserem Ziel. Wir Weltkriegsveteranen ha¬ 
ben nun drei große Treffen gehabt [...]: an der Elbe 
1945, in Moskau 1955 und nun hier in Washington 
1958. Es soll unser Ziel sein, die Freundschaft zwi¬ 
schen der Sowjetunion und den USA [...] zu stär¬ 
ken“, heißt es in einer Erklärung der Veteranen bei¬ 
der Armeen in Washington am 25. April 1958. Die 
Treffen gehen zurück auf die Initiative Joe Polows- 
kys, der 1960 und 1961 an den Gedenkfeiern in Tor¬ 
gau teilnahm und sich 1983 in der Stadt sogar beer¬ 
digen ließ. Auch ein Gymnasium trug bis zu seiner 
Schließung 2008 seinen Namen. 

Der 25. April 1945 ist ein Tag, dessen Deutung 
von den Widersprüchen seines Jahrhunderts be¬ 
stimmt wurde. Seit 1990 feiert ihn die Stadt offi¬ 
ziell als „Elbe Day“, der 1985 von 40 US-Bundes- 
staaten zum World-Peace-Day erklärt wurde. Da¬ 
mit ging ein Wunsch Joe Polowskys in Erfüllung, 
und manches daran mag wie eine Befreiung von 
ideologischen Zwängen erscheinen, denn gewiss 
trug auch das Gedenken in der DDR den Stem¬ 
pel politischer Befangenheit: Man tat sich mit 
dem amerikanischen Teil der Befreier auch nicht 
leicht. Das kommerzielle Spektakel von heute 
läuft aber nicht weniger Gefahr, als Monstranz 
und Gegenwartsbestätigung zu dienen, die der 
amerikanische Schriftsteller Studs Terkel in den 
1990er Jahren so beschrieb: „Wir haben seitdem 
vergessen, besonders die Amerikaner. Wir haben 
keinen Sinn für Geschichte. [...] Vor ein paar Jah¬ 
ren gab es eine Umfrage unter Kindern. Etwa 40 
Prozent von ihnen dachten, wir hätten damals im 
Zweiten Weltkrieg gegen die Russen gekämpft. 
Es ist verrückt. Wir sind das reichste Land der 
Welt und doch so arm an Erinnerungen.“ 

Auch „Familienprogramm, Flohmarkt & Feu¬ 
erwerk“, mit denen Torgau den „Elbe Day“ 2018 
bewirbt, werden daran wenig ändern. „Torgau 
feiert“, heißt es im Faltblatt. Die DKP erinnert: 
„,Meinst Du, die Russen wollen Krieg? 4 , fragte Je- 
wgeni Jewtuschenko 1961 in seinem bekannten 
Gedicht. Die Antwort darauf liegt auch in den 
Erfahrungen derer, die im April 1945 an der Elbe 
aufeinander trafen. Als DKP möchten wir dazu 
beitragen, sie aufrecht zu erhalten, im Sinne der 
bedrückend aktuellen Worte Joe Polowskys in sei¬ 
ner Bittschrift:,Lasst uns in Friedenszeiten all den 
Hindernissen gegenüber moralisch so heldenmü¬ 
tig und standhaft sein, wie wir im Krieg militä¬ 
risch heldenmütig und standhaft waren, so dass 
neben den Reihen unserer ehrenhaft Gefallenen 
nicht eines Tages die hundertfach größere Zahl 
der Kinder dieser Welt liegen wird. 4 44 

Roman Stelzig 

Terminhinweis: „Mahngang zum Abrüsten“, 
Samstag, 28. April 2018, 10-12 Uhr, Elbbrücke 
Ostufer. 




U nsere nationale Ehre und Würde hängt von 
dem Maß ab, wie wir unserer [...] Verant¬ 
wortung gerecht werden. Als Realisten und 
Amerikaner müssen wir dies erst einmal leisten. 
Erst dann sind wir in der moralischen Position, um 
von den anderen die Erfüllung ihrer moralischen 
Pflichten verlangen zu können. Die Ablehnung 
von Verantwortung ist unamerikanisch, bringt nur 
Feigheit, Defätismus, Gleichgültigkeit und Fatalis¬ 
mus hervor und wird zum nationalen und weltwei¬ 
ten Ruin führen 44 formulierte Joe Polowsky im Juni 
1948 in einem Bittschreiben, in dem er dazu aufrief, 
den 25. April als Tag der Begegnung an der Elbe 
und Gründungsdatum der Vereinten Nationen zu 
einem internationalen Antikriegstag zu erheben. 

Die Soldaten, die an diesem Tag 1945 die Fron¬ 
ten überquerten, haben vielleicht mehr eine psy¬ 
chologische als eine militärische Grenze über¬ 
schritten - vom sicheren Tod zur Hoffnung auf 
Leben. 1200 Tage und 2000 km liegen zwischen 
der Schlacht um Moskau Ende 1941 und der Be¬ 
gegnung an der Elbe im Frühling 1945. Für alliier¬ 
te Soldaten, die an der Landung in der Normandie 
im Juni 1944 teilgenommen hatten, waren es 323 
Tage und 1300 km. „Keiner verstand den ande¬ 
ren“, beschrieb Bill Robertson den Moment ihres 
Zusammentreffens, „aber das Gefühl der Gemein¬ 
samkeit war unmissverständlich. [...] Der Krieg 
war vorbei, der Frieden nahe. Wir alle würden die 
nächste Stunde, den nächsten Tag erleben.“ 

Zwischen 16. und 24. April hatten die US- und 
die Rote Armee, wie von beiden Oberkommandos 
vereinbart, die Mulde als östliche und die Elbe als 
westliche Frontlinie besetzt. Die 40 km dazwischen 
dienten als Niemandsland, aus dem sich zuvor die 
deutsche Wehrmacht nach Norden abgesetzt oder 
ergeben hatte. Eigentlich sollte alles geordneter 
ablaufen, aber die drei US-Patrouillen, die ein Ge¬ 
biet von 5 Kilometern erkunden sollten, hielten 
sich nicht an ihre Befehle. Gegen Mittag traf eine 
von ihnen bei Strehla, ungefähr 30 km südlich von 
Torgau, auf sowjetische Soldaten. Über der Freu¬ 
de lagen letzte Schatten des Krieges: Das Ufer war 
übersät mit Leichen von Zivilisten, darunter auch 
Kinder. Der Schütze Joe Polowsky überliefert: „In 
diesem historischen Augenblick [...] schworen alle 
anwesenden Soldaten feierlich - einfache Solda¬ 
ten, Amerikaner und Russen -, dass sie alles in ih¬ 
ren Kräften Stehende tun würden, damit so etwas 
nie wieder auf der Welt geschehe. Wir versprachen 
einander, dass die Nationen der Erde in Frieden 
leben sollten und müssten. Das war unser ,Schwur 
an der Elbe“ 4 

Am Nachmittag wiederholte sich Ähnliches auf 
den Resten der zerstörten Elbbrücke in Torgau. Weil 
die Kommunikation mit der Patrouille in Strehla 
gestört war und nachdem Bill Robertson mit vier 
sowjetischen Offizieren aus Torgau in seinem Regi¬ 
mentshauptquartier inTrebsen eingetroffen war, fiel 
die Entscheidung: Am Morgen des 26. April 1945 
schlossen die Kommandeure der amerikanischen 
und sowjetischen Regimenter und am Nachmittag 
die Generäle beider Divisionen offiziell die Fron¬ 
ten des europäischen Krieges in Torgau. „Damit 
war“, wie Marschall Konew schrieb, „die faschisti¬ 
sche Wehrmacht im Herzen Deutschlands endgültig 
gespalten.“ In Berlin tobte bereits die Schlacht zur 
völligen Niederwerfung des deutschen Faschismus. 

Während des Tages strömten viele Soldaten, 
mit und ohne Befehl, in die Stadt, und auf den 
Straßen ereigneten sich Szenen der Verbrüde¬ 
rung, die in Bildern und Berichten festgehalten 
wurden. Ein Foto ging um die Welt: Allen Jackson 
ließ den historischen Handschlag, den sich Solda¬ 
ten 24 Stunden vorher auf der Torgauer Elbbrü¬ 


r v 


Leutnant Bill Robertson (links) und Leutnant Alexander Silwaschko (rechts) auf einer Pres¬ 
sekonferenz im US-Divisionsstab in Naunhof am Abend des 25. April 1945. Patrouillen¬ 
führer Robertson hatte die sowjetische Delegation am Tag von Torgau ins amerikanische 
Hauptquartier gebracht. Die Freude auf dem Bild muss nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass den Soldaten wegen ihrer Missachtung von Befehlen auch harte Strafen drohten. 
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Patrik Köbele über den Rekordüberschuss 

Von wem? Für wen? 


D er Staat hat laut Statistischem 
Bundesamt einen Überschuss 
von 62 Milliarden Euro „erwirt¬ 
schaftet“ Darin enthalten sind die Zah¬ 
len aus Bund, Ländern, Gemeinden und 
Sozialversicherung. Als Hauptgrund für 
sprudelnde Steuereinnahmen wird die 
deutsche „Hochkonjunktur“ angegeben. 
Auf der Ausgabenseite wurden staatli¬ 
che Aufgaben wie Gesundheit, Wohnen, 
Bildung, Verkehr usw. weit hinter das zu¬ 
rückgefahren, was man noch eine öffent¬ 
liche Daseinsvorsorge nennen könnte, 
und die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst gehen auf dem Zahnfleisch. 

Und auch die deutsche „Hochkon¬ 
junktur“ ist ein Ergebnis von Lohnsen¬ 
kungen, unvergüteten Überstunden, 
Aushebeln von Tarifverträgen und Tarif¬ 
abschlüssen, bei denen inflationsberei¬ 
nigt nichts mehr übrig bleibt. Dazu ha¬ 
ben wir ein Steuersystem, das denen, die 
wenig haben, immer mehr nimmt, wäh¬ 
rend denen, die viel haben, noch mehr 
gegeben wird. 

Ein Milliardenüberschuss - gestoh¬ 
len durch Kürzungen im Gesundheits¬ 


und Bildungssystem, Privatisierung 
staatlichen Eigentums, durch Ungleich¬ 
heiten zwischen Mann und Frau sowie 
West und Ost, durch befristete und pre¬ 
käre Arbeitsverhältnisse, die mehr an 
Sklaverei als an Lohnarbeit erinnern. 

Ein Teil des Überschusses, 24,1 Mil¬ 
liarden Euro, kommt aus der Einmal¬ 
zahlung, mit der sich die Atomkonzerne 
aus der Verantwortung für den Atom¬ 
müll freikaufen konnten. Man braucht 
nicht viel Phantasie um sich klarzuma¬ 
chen, dass die Arbeiter und Angestell¬ 
ten hier zukünftig draufzahlen werden. 
Geschickt haben sich die Atomkonzer¬ 
ne, nachdem sie jahrzehntelang Profite 
gescheffelt haben, aus der Verantwor¬ 
tung gestohlen, die liegt jetzt beim Steu¬ 
erzahler. Also bei uns. Das dürfen wir so 


nicht stehen lassen, die Atomkonzerne 
müssen für den von ihnen produzierten 
radioaktiven Müll und dessen Lagerung 
zahlen! 

Der Überschuss der Kommunen 
relativiert sich schnell, wenn man den 
Überschuss von 10,7 Milliarden Euro, 
den alle Kommunen der Bundesrepu¬ 
blik erwirtschaftet haben, mit der Ver¬ 
schuldung einer einzigen Großstadt wie 
Essen im Ruhrgebiet vergleicht, die im 
städtischen Haushalt bei etwa 3,5 Mil¬ 
liarden Euro und bei etwa 5 Milliarden 
Euro liegt, wenn man die städtischen 
Unternehmen dazunimmt. Die Kommu¬ 
nen brauchen mehr Geld, um handlungs¬ 
fähig zu sein. Daran ändert die Nachricht 
vom angeblichen Überschuss der Kom¬ 
munen nichts. 


Auch wenn die Rechnung nicht auf¬ 
geht: Wir Kommunisten wissen ganz ge¬ 
nau, wofür die 62 Milliarden Euro ver¬ 
wendet werden können. Wir haben in 
unserem Sofortprogramm Maßnahmen 
vorgeschlagen, wie man effektiv und un¬ 
mittelbar die größte Not der Menschen 
lindern kann. Wir brauchen mindestens 
160 000 zusätzliche Beschäftigte im Ge¬ 
sundheitswesen. Die Anstoßfinanzie¬ 
rung für ein Investitionsprogramm für 
Wohnraum, Schulen, Krankenhäuser 
und Verkehr würde sich auf rund 30 Mil¬ 
liarden Euro belaufen. Für all das reicht 
dieser Überschuss nicht ganz, aber die 
Differenz ließe sich einfach bei den Rüs¬ 
tungsausgaben und den Steuergeschen¬ 
ken an die Konzerne, durch die Einfüh¬ 
rung einer Vermögensteuer, holen. 


Das heißt, heute noch könnte die 
Bundesregierung mit dem Überschuss, 
den man uns abgepresst und gestohlen 
hat, ein notwendiges Sofortprogramm 
für die Menschen lostreten, die hier le¬ 
ben, lernen und arbeiten. Geld ist ge¬ 
nug da. 

Wird das geschehen? Nein. Der 
Staat wird das Geld der Rüstungsindus¬ 
trie in den Rachen werfen und die Auf¬ 
rüstung bezahlen, die gebraucht wird, 
um Kriege in aller Welt im Interesse 
der Banken und Konzerne zu führen. 
Die NATO-Forderung nach 2 Prozent 
des Bruttoinlandseinkommens für Rüs¬ 
tung und Militär ist den Regierenden 
wichtiger als die Daseinsvorsorge der 
Menschen. Das Geld wird als Steuer¬ 
geschenke an die Reichen und Konzer¬ 
ne fließen, statt eine Millionärssteuer 
zu erheben, wie wir sie im Sofortpro¬ 
gramm für die Finanzierung der Maß¬ 
nahmen fordern. 

Und warum? Weil dieser Staat nicht 
unser Staat, sondern der Staat der Ka¬ 
pitalisten, der Banken- und Konzernei¬ 
gentümer ist. 



Foto: US Embassy France 


Emmanuel Macron lenkt ab von 
seiner Agenda-Politik zu Hause. 
Vor dem EU-Parlament hielt er 
eine Rede, in der er „die Wie¬ 
dergeburt Europas“ forderte, 
die europäischen Werte seien 
in einem „Bürgerkrieg“. Tage 
vorher hatte er gemeinsam 
mit Trump und May Raketen 
auf Syrien abfeuern lassen, 
davon keine Rede mehr. Auch 
versprach er mehr Geld, aber 
nur, wenn es vernünftig aus¬ 
gegeben werde. Von der Wie¬ 
dergeburt sprechen sonst nur 
Buddhisten, in unseren Landen 
träumten die „Wiedertäufer“ 
davon, deren Schicksal will er 
doch wohl nicht teilen? Sein 
Vorname verheißt, dass „Gott 
mit ihm sei“, ob er überirdi¬ 
sche Mächte für seine Visionen 
braucht, seine neoliberale und 
noch nicht einmal bürgerlich¬ 
demokratische Politik durchzu¬ 
setzen? HB 


Der Syrische Krieg 

Brandstifter sind nicht bereit, ihre Niederlage hinzunehmen 
Kolumne von Arnold Schölzel 


Vincent Cziesla zur Reform der Grundsteuer B 

Alles bleibt beim Alten 


Eine „Revolution“ war der Syrische 
Krieg nie. Die Behauptung, es handele 
sich um eine solche, verbreiteten aller¬ 
dings die bei der Inszenierung von Kon¬ 
terrevolutionen erfahrenen westlichen 
Staats- und Konzernmedien seit März 
2011. Das hatte auch unter Linken die 
gewünschte, nämlich entsolidarisieren- 
de Wirkung, so dass z.B. im Dezember 
2012 die Linkspartei-Vorsitzende Katja 
Kipping zusammen mit Andrea Nahles, 
Claudia Roth und anderen die Initiati¬ 
ve „Adopt a Revolution“ unterstützte. 

Wer wissen wollte, was sich bis dahin 
tatsächlich in Syrien abspielte, hätte sich 
die Frage stellen können, woher und 
wie Zehntausende Dschihadisten und 
die Unmengen Waffen, mit denen der 
Krieg ausgefochten wurde, ins Land ka¬ 
men. Er hätte auch die Antworten mit 
ein bisschen Geographiekenntnis oder 
durch Lektüre von „UZ“ und „jW“ fin¬ 
den können: Sie wurden in von west¬ 
lichen Geheimdiensten koordinierten 
Konvois aus Tunesien und Libyen, wo 
sie USA, Frankreich und Großbritan¬ 
nien 2011 als Fußtruppen bei der Zer¬ 
schlagung des Staates gedient hatten, 
übers Mittelmeer, die Türkei, Jordani¬ 
en und den Irak nach Syrien gebracht, 
sie wurden finanziert von den Öldikta¬ 
turen, Israel half mit. 

Das mit der „Revolution“ scheint 
sich erledigt zu haben. Ein Bürgerkrieg 
allerdings, wie ersatzweise behauptet, 
war der Syrische Krieg auch nie, son¬ 
dern ein imperialistischer „demokrati¬ 
scher“ Interventionskrieg, wie er in der 
kurzen Zeit, in der sich die USA nach 
1990 als „einzige Weltmacht“ wahrnah¬ 
men, von Präsident William Clinton und 
seiner Frau Hillary erfunden worden 


war. Am 2. August 2013 hatte der Ham¬ 
burger Staatsrechtler und Rechtsphilo¬ 
soph Reinhard Merkel in der „FAZ“ 
diese Innovation für Konterrevolutio¬ 
nen so zusammengefasst: Im Irak hät¬ 
ten die Invasoren bei wechselndem 
Kriegsgrund den Regimewechsel „ei¬ 



genhändig“ besorgt, in Syrien handele 
es sich um „eine dem Anschein nach 
mildere Form des Eingriffs, da sie den 
Sturz des Regimes dessen innerer Op¬ 
position überlässt, die von außen nur 
aufgerüstet - und freilich auch angestif¬ 
tet - wird“. Überschrift seines Artikels: 
„Der Westen ist schuldig.“ 

Was der Jurist vor fünf Jahren wuss¬ 
te, weiß Katja Kipping heute noch nicht. 
Am 12. April erklärte sie im „Taz“-In¬ 
terview: „Die verschiedenen Groß¬ 
mächte haben diesen Konflikt fleißig 
befeuert.“ Das hat den gleichen Ge¬ 
halt wie die Aussage, Nazideutschland 
und Sowjetunion hätten vor 80 Jahren 
den Spanischen Krieg fleißig befeuert 


oder wie die nach 1990 von gewende¬ 
ten DDR-Wissenschaftlern zu hörende 
These, die antikolonialen Befreiungs¬ 
kriege z.B. in Mosambik oder Angola 
seien von sozialistischen Ländern und 
vom Westen angeheizt worden. Nel¬ 
son Mandela sah das anders und fuhr 
deswegen nach seiner Befreiung sofort 
nach Havanna, um sich für die kubani¬ 
sche Waffenhilfe beim Kampf in Ango¬ 
la zu bedanken. Er hielt den Sieg über 
die Marionetten des Westens und die 
Truppen des Apartheidregimes für his¬ 
torisch - für ganz Afrika. Imperialismus, 
der Krieg führt und führen muss, kann 
in der Regel nur durch Krieg gestoppt 
werden. 

Am 30. September 2015 begannen 
russische Streitkräfte ihre Hilfsaktionen 
für die syrische Regierung. Ziel war die 
Zerschlagung der dschihadistischen Ter¬ 
rorbanden und die Sicherung der staat¬ 
lichen Integrität - also die Herbeifüh¬ 
rung einer strategischen Niederlage des 
Westens. Das ist weitgehend gelungen. 
Mit dem zu erwartenden Resultat: Wa¬ 
shington, London, Paris und Berlin sind 
nicht bereit, ihr Scheitern hinzuneh¬ 
men. Noch schwanken die verbündeten 
Brandstifter zwischen symbolischen Mi¬ 
litärschlägen wie am 7. April 2017 oder 
am 14. April 2018 und direkter Kon¬ 
frontation mit Russland. Die Neigung 
zu Letzterem nimmt in einigen Teilen 
des US-Establishments offenkundig zu. 
Wer das nicht klar benennt, sondern alle 
Beteiligten in gleicher Weise verant¬ 
wortlich macht, lenkt von dem ab, was 
im Friedenskampf nötig ist: Die Kriegs¬ 
verursacher klar benennen und Druck 
auf die Bundesregierung ausüben, aus 
dem Bündnis mit ihnen auszusteigen. 


Kürzlich urteilte das Bundesverfas¬ 
sungsgericht, dass die Bemessung der 
Grundsteuer auf Basis der sogenannten 
„Einheitswerte“ von 1964 verfassungs¬ 
widrig ist. Das klingt zunächst einmal 
vielversprechend. Viele Grundstücke, 
die vor 50 Jahren noch als wertlos gal¬ 
ten, liegen heute in teuren Szenevier¬ 
teln und urbanen Zentren. Weil diese 
Wertverschiebung in der Grundsteuer¬ 
praxis unberücksichtigt blieb, zahlten 
zahlreiche Grundstückseigentümer zu 
geringe Steuern für ihre Immobilien in 
Luxuslage. Eine zielgerichtete Grund¬ 
steuerreform könnte nun also zusätzli¬ 
ches Geld in die Kassen der chronisch 
unterfinanzierten Kommunen spülen. 
Die Debatte darüber scheint jedoch be¬ 
endet zu sein, bevor sie überhaupt rich¬ 
tig begonnen hat. „Unter dem Strich“, 
so war in vielen Zeitungen zu lesen, soll 
das Steueraufkommen nämlich nicht 
erhöht werden. Das Signal: Alles bleibt 
beim Alten; nur rechtlich einwandfrei 
und auch irgendwie gerechter soll es 
werden. 

Doch wie diese neue „Gerechtig¬ 
keit“ aussehen soll, ist vollkommen 
unklar. Bisher ist jedenfalls nicht die 
Rede davon, dass die Umlagefähig¬ 
keit der Grundsteuer auf die Mietkos¬ 
ten gekippt werden soll. Das wäre aber 
dringend notwendig, denn „unter dem 
Strich“ belastet die Grundsteuer B vor 


Wie gefährlich ist das Atomkraftwerk 
Tihange in Belgien? 

Wolfgang Renneberg, ehemaliger 
Abteilungsleiter für Reaktorsicherheit 
im Bundesumweltministerium, zog im 
„Deutschlandfunk“ das Fazit, dass das 
„Schhmmstmögliche“ nämlich dass der 
Reaktor-Druckbehälter kaputtgeht, 
durchaus passieren kann. Das glaubt 
man offenbar auch in der deutschen 
Grenzregion. Im 70 Kilometer entfern¬ 
ten Aachen hatten die Stadt und das 
Land Nordrhein-Westfalen 2017 be¬ 
reits vorsorglich Jodtabletten verteilt. 
Eine kleine Maßnahme, die dem Aus¬ 
maß einer möglichen Katastrophe nicht 
gerecht wird. Zitat Renneberg: Es gebe 
„eine Wahrscheinlichkeit von etwa 10 
bis 20 Prozent für solch einen Fall, dass 
Aachen und die Region so viel Radio¬ 
aktivität abbekommen, dass es unbe¬ 
wohnbar wird.“ 

Die belgische Atomaufsicht bleibt 
entspannt, sie hat ihre eigenen Exper¬ 
ten und die geben Entwarnung - trotz 
Tausender Risse an Reaktordruckbe¬ 
hältern. Auch eine Reihe von Unfäl¬ 
len hat dies nicht geändert. Und un¬ 
sere Bundesregierung? Kann leider 


allem Mieter und kleine Hausbesitzer 
und führt zu sozialen Spannungen in 
den Kommunen. Die Gemeinden lie¬ 
ferten sich in den vergangenen Jahren 
einen regelrechten Überbietungswett¬ 
bewerb bei den Grundsteuerhebesät¬ 
zen. Das wird sich auch in Zukunft 
„unter dem Strich“ nicht ändern, wenn 
der neuen Grundsteuer nicht auch eine 
solide Gemeindefinanzierung zur Seite 
gestellt wird. 

Was ist von der ganzen Grundsteu¬ 
erdebatte also überhaupt zu erwarten? 
Ein Gedankenexperiment: Wenn die 
Einheitswerte angepasst und Mehrein¬ 
nahmen „unter dem Strich“ vermie¬ 
den werden sollen, dann steigen die 
Grundsteuerabgaben in den Regionen, 
in denen es einen starken Anstieg der 
Grundstückspreise gegeben hat. Dort 
wo die Mieten schon hoch sind, wird 
es also teurer. Umgekehrt brechen den 
Kommunen dort Einnahmen weg, wo 
sowieso schon Leerstand und Armut 
herrschen. Beiden Entwicklungen wir¬ 
ken die Gemeinden dann durch eine 
Anpassung der Hebesätze entgegen, 
sofern sie überhaupt noch Spielraum 
dafür haben. Die politische Fahrlässig¬ 
keit derer, die es nicht anders wollen, 
soll also von denen aufgefangen wer¬ 
den, die es nicht anders können. Dann 
bleibt ja „unter dem Strich“ alles beim 
Alten. 


nichts machen, möchte man meinen. 
Barbara Hendricks (SPD), bis vor 
kurzem Bundesumweltministerin, 
hatte der belgischen Regierung „die 
Besorgnisse der deutschen Bevölke¬ 
rung in der Grenzregion“ übermittelt 
und erläutert, mehr kann man kaum 
von einer Regierung erwarten. Außer 
jemand käme auf den Gedanken, die 
belgischen Atommeiler nicht mehr mit 
Brennstäben aus deutscher Produkti¬ 
on zu versorgen. Die werden nämlich 
in Gronau und Lingen hergestellt. Da¬ 
nach gefragt, antwortet Atomexperte 
Renneberg: „Das ist eine Frage der da¬ 
hinter stehenden wirtschaftlichen Inte¬ 
ressen und da gibt es immer ganz große 
Probleme.“ 

Das stimmt. Die Bundesregierung 
hat immer dann große Probleme, wenn 
wirtschaftliche Interessen berührt sind. 
Das Recht auf Eigentum und freie Ver¬ 
fügung über Atomfabriken schlägt das 
Interesse der Bevölkerung, auch zu¬ 
künftig in Aachen und Umgebung le¬ 
ben zu wollen. Da kann man wohl 
nichts machen, Merkel und ihre Ban¬ 
de von Sicherheitsfanatikern schon mal 
gar nicht. 


Lars Mörking zum Atomkraftwerk in Tihange 

Keine Gefahr für Profite 
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Gewerkschaftliche Orientierung 

Die Politik von Sozialistischem Hochschulbund und Marxistischem Studentenbund Spartakus • Von Klaus Stein 


D er Sozialistische Deutsche Stu¬ 
dentenbund (SDS), 1946 gegrün¬ 
det, war lange der Studenten¬ 
verband der SPD. Immer wieder war 
in diesem Zusammenhang strittig, ob 
ihm KPD-Mitglieder angehören könn¬ 
ten. Helmut Schmidt setzte dann als 
SDS-Bundesvorsitzender 1947 durch, 
dass die Gruppe Münster „durch den 
Ausschluss aller andersdenkenden Ele¬ 
mente den Bund endgültig bereinigen“ 
konnte. 

Aber der SDS blieb nicht lange brav. 
Insbesondere bei den Themen Remili¬ 
tarisierung oder Atomrüstung bewegte 
er sich ab Mitte der 50er Jahre links von 
der SPD und geriet mit ihr in Konflikt. 
Im Mai 1960 spaltete sich der Verband. 
Der Sozialdemokratische Hochschul¬ 
bund (SHB) entstand. Im November 
1961 wurde der SDS durch einen Unver¬ 
einbarkeitsbeschluss der SPD-Führung 
parteiunabhängig. 

Resonanz und Autorität 

In den 60er Jahren hatte die SDS-Denk- 
schrift „Hochschule in der Demokratie“ 
großen Einfluss. Und anlässlich der Pro¬ 
teste gegen den Vietnamkrieg gewann 
der SDS an Resonanz und Autorität 
nicht nur in der studentischen Jugend. 
Einer der Höhepunkte war der Inter¬ 
nationale Vietnam-Kongress im Feb¬ 
ruar 1967. 5 000 Menschen folgten der 
Einladung nach Westberlin. Über dem 
Podium hing ein Transparent: „Für den 
Sieg der vietnamesischen Revolution. 
Die Pflicht des Revolutionärs ist es, Re¬ 
volution zu machen.“ Rudi Dutschke 
sprach auf dem Kongress von „großen 
Möglichkeiten des Kampfes im System 
des Spätkapitalismus“, die sich wie bei 
den Kämpfen der Bremer Schüler gegen 
Fahrpreiserhöhungen und deren Soli¬ 
darisierung mit den Arbeitern andeute¬ 
ten. Hans-Jürgen Krahl vom Frankfurter 
SDS propagierte eine Anti-NATO-Kam¬ 
pagne. Am Folgetag fand in Westberlin 
eine große Vietnam-Demonstration mit 
18 000 Menschen statt. 

Aber die Gegenseite ruhte nicht. 
Berliner Senat, DGB und Springer- 
Konzern riefen zu einer großen Ge¬ 
genkundgebung „Für Freiheit und 
Frieden“ auf: „Berlin darf nicht Saigon 
werden!“, titelte die „Berliner Morgen¬ 
post“. 80 000 Menschen folgten dem Ge¬ 
genaufruf. 

Die „Deutsche Volkszeitung“ 
schrieb am 1. März 1968: „Wer die vie¬ 
len hassverzerrten Gesichter bei der 
,Freiheits’-Kundgebung des Senats in 
Westberlin aus der Nähe gesehen und 
die wilden ,Dutschke raus’-Sprechchö- 
re gehört hat, der weiß, dass seit dem 
21. Februar der politische Mord an Lin¬ 
ken oder an solchen, die dafür gehalten 
werden, in Westberlin wieder möglich 
ist.“ 

Die Springer-Presse hetzte hemmungs¬ 
los. Sechs Wochen später war es soweit. 
Der 23-jährige Neonazi Josef Bachmann 
wartete mit zwei Pistolen vor dem West¬ 
berliner SDS-Zentrum auf Rudi Dutsch¬ 
ke. Er beschimpfte ihn als „dreckiges 
Kommunistenschwein“ und schoss. An 
den Ostertagen versuchen 10 000 wüten¬ 
de Demonstranten, die Auslieferung der 
„Bild“-Zeitung zu verhindern. 

Spaltung und Zerfall 

Es folgten Debatten über revolutionäre 
Perspektiven. Der SDS zerstritt sich und 
zerfiel. Einig war sich die Fraktion der 
„Antiautoritären“ noch beim Ausschluss 
der „Traditionalisten“. Fred Schmid aus 
München damals: „Sie haben ihren 
Hauptfeind nicht in der Monopolbour¬ 
geoisie, sondern in uns gesehen.“ 

Aber die Spaltung tat dem wach¬ 
senden Einfluss der „traditionalistisch“ 
genannten SDS-Gruppen, in denen Ge¬ 
nossinnen und Genossen der illegalen 
KPD wirkten, keinen Abbruch: in Mar¬ 
burg, München und im Rheinland - 
hier vor allem in Köln und Bonn. In den 
Thesen der Bonner SDS-Gruppe vom 
17. September 1967 hieß es: „Die Ver¬ 
wirklichung besserer gesellschaftlicher 
Möglichkeiten darf nicht als illusionä¬ 
rer Wunschtraum konzipiert werden. 
Der SDS hält es daher nicht mit denen, 


die den Sozialismus überall für gut hal¬ 
ten, nur nicht in den sozialistischen Län¬ 
dern.“ (These 6) 

„Um nicht jede theoretische, reflek¬ 
tierende Fähigkeit zu verlieren, ist es so¬ 
zialistischen Studenten notwendig, mit 
allen denjenigen, die nicht bereit sind, 
sich durch das Studium zu verstaubten 


Gartenzwergen einer kapitalistischen 
Gartenburg modellieren zu lassen, an 
der Umgestaltung der Universitätsstruk¬ 
tur, des Studienbetriebs und des Studi¬ 
engangs zu arbeiten.“ (These 19) 

„Dabei werden sozialistische Studen¬ 
ten nicht der Illusion verfallen, als könn¬ 
ten die Studenten allein den herrschen¬ 
den Gruppen eine Universität ab trotzen, 
die über eine genüssliche Ideologiekritik 
hinaus theoretisch und praktisch an der 
Überwindung der Schranken des gesell¬ 
schaftlichen Fortschritts zu Gunsten al¬ 
ler Menschen arbeitet.“ (These 20) 
„Wegen seiner objektiven Bedeu¬ 
tung für den gesellschaftlichen Umsturz 
darf die Arbeit des SDS an der Univer¬ 
sität nicht die Arbeit außerhalb der Uni¬ 
versität behindern. Der SDS ist niemals 
von der Aufgabe entbunden, die Ent¬ 
wicklungsmöglichkeiten so zu formulie¬ 
ren, dass es den Lohnarbeitern gelingt, 
in ihnen ihre eigenen Interessen wieder¬ 
zuerkennen.“ (These 22) 

„Der SDS verteidigt die durch das 
Grundgesetz garantierten Bürgerrech¬ 
te gegen alle faschistoiden Angriffe. Er 
kämpft gegen die Verminderung der 
Sozialausgaben zu Gunsten der zuneh¬ 
menden Subventionierung der schon 
monopolistisch konzentrierten Indust¬ 
rie in privatem Besitz, insbesondere die 
wehrwirtschaftliche Form der Subventi¬ 
onierung.“ (aus These 25) 

„Dieser Kampf muss auf einer mög¬ 
lichst breiten Front geführt werden; da¬ 
her ist es für den SDS nicht möglich, die 
Zersplitterung der westdeutschen Op¬ 
position noch dadurch voranzutreiben, 
dass er gegen die KPD polemisiert, die 
unter den schwierigsten Bedingungen 
bemüht ist, den Kontakt mit der Arbei¬ 
terklasse aufrecht zu erhalten. Eine re- 
legalisierte KPD wäre für alle sozialisti¬ 
schen Kräfte in der BRD von Vorteil.“ 
(26. und letzte These) 

Im Januar 1970 verbanden sich die 
„traditionalistischen“ SDS-Gruppen zur 
Assoziation Marxistischer Studenten - 
Spartakus (AMS). Sie gewannen stetig 
an Einfluss und Mitgliedern, während 
sich der SDS im März 1970 auflöste. 

Die Suche nach der 
politischen Perspektive 

1968 und 1969 stand an den Hochschu¬ 
len des Landes der Kampf gegen Hoch¬ 
schulformierungsmaßnahmen und um 
die Verteidigung des politischen Man¬ 
dats im Vordergrund. Es gelang die Be¬ 
seitigung eines studentischen Diszipli- 
narrechts. Die Einführung verbindlicher 
Regelstudienzeiten konnte verhindert 


werden. Eine Welle von Streiks und In¬ 
stitutsbesetzungen im Wintersemester 
1968/69 zielte auf Mitbestimmung in den 
Hochschulgremien. Gefordert wurde: 
Nein zu Zwischenprüfungen und neuen 
Prüfungsordnungen! 

Aber den Aktionen fehlte die po¬ 
litische Perspektive. Was war die Al¬ 


ternative zur Zurichtung von Schulen 
und Hochschulen auf die Verwertungs¬ 
interessen der Banken und Konzerne? 
Helmut Häußermann vom SHB, dem 
Sozialdemokratischen Hochschulbund, 
kritisierte: „Wir haben es bei der For¬ 
schungsfinanzierung in der BRD nicht 
mit dem Ergebnis eines wildwüchsigen 
Prozesses zu tun, der nur ein bisschen 
korrigiert werden müsste: Die For¬ 
schung ist geplant und bewusst auf die 
industriellen und militärischen Verwer¬ 
tungsinteressen zugeschnitten.“ 

Als zudem die antiautoritären Res¬ 
te des SDS sich anschickten, den VDS, 
die Vertretung der Studentenschaften 
auf Bundesebene, zu liquidieren, wurde 
eine strategische Entscheidung auf der 
Grundlage gemeinsamer Grundinteres¬ 
sen von Arbeiterklasse und nichtmono¬ 
polistischen Klassen und Schichten fällig. 

Der Spartakus (AMS) entwickelte 
im April 1970 ein Hochschulaktionspro¬ 
gramm. Der SHB rang um eine eigen¬ 
ständige sozialistische Programmatik. 
Im Oktober 1969 setzt sich die Einsicht 
durch, dass „nur von der organisierten 
Arbeiterschaft fortschrittliche gesell¬ 
schaftliche Entwicklungen ausgehen“ 
können. „Die progressiven Studenten 
müssen den gesellschaftlichen und po¬ 
litischen Anspruch der Gewerkschaften, 
in dem sich die Interessen der Lohnab¬ 
hängigen artikulieren, anerkennen und 
realisieren helfen.“ 

Ein solches Programm war nicht nur 
theoretisch fällig. Es entsprach unterdes¬ 
sen den Erfahrungen, die durch die Sep¬ 
temberstreiks 1969 vermittelt worden 
waren, die am 2. September in der Dort¬ 
munder Westfalenhütte ihren Anfang 
genommen hatten. Vom 15. bis 25. Sep¬ 
tember legten 150 000 Arbeiter, vorwie¬ 
gend aus Metallbetrieben, ohne Einwir¬ 
kung und Leitung durch die IG Metall, 
die Arbeit nieder. Sie reagierten auf ra¬ 
sante Sprünge von Produktivität, Pro¬ 
duktion und Gewinnen. Demgegenüber 
lahmte die Entwicklung der Löhne. Die 
Gewerkschaften hatten sich durch ihre 
Beteiligung an der „konzertierten Ak¬ 
tion“ der Großen Koalition lohnpoliti¬ 
sche Mäßigung auferlegen lassen. Die 
zahlreichen Demonstrationen der Stu¬ 
denten hatten aber ein politisches Kli¬ 
ma geschaffen, das derartige spontane 
Aktionen möglich machte. Umgekehrt 
bewirkten sie aber auch in der Studen¬ 
tenbewegung eine Änderung des Blick¬ 
winkels: die Arbeiterklasse brachte sich 
nachhaltig in Erinnerung. 

Auf dieser Grundlage können Spar¬ 
takus (AMS) und SHB eine Konzepti¬ 


on fortschrittlicher studentischer Inte¬ 
ressenvertretung, eine Konzeption des 
Interessenkampfes im Rahmen und mit 
Hilfe der Verfassten Studentenschaft er¬ 
arbeiten. 

Im November 1970 wählt die au¬ 
ßerordentliche Mitgliederversamm¬ 
lung des VDS in Marburg einen Vor¬ 


stand, in dem Spartakus und SHB die 
Mehrheit hatten. Sie verabschiedeten 
erstmalig eine gewerkschaftlich orien¬ 
tierte Plattform. In dieser hieß es unter 
anderem: „In der gegenwärtigen Aus¬ 
einandersetzung zwischen den Kräften 
des Sozialismus und der Demokratie ei¬ 
nerseits und des Imperialismus und der 
Reaktion andererseits steht die Not¬ 
wendigkeit, einen Beitrag zur Weiter¬ 
entwicklung des antiimperialistischen 
Kampfes in der BRD, zur Abwehr des 
Rechtskartells, zur Veränderung des po¬ 
litischen Kräfteverhältnisses zugunsten 
der Arbeiterklasse und ihrer Verbünde¬ 
ten zu leisten. Dieser Beitrag der Stu¬ 
denten erlangt jedoch nur seine volle 
Wirksamkeit, wenn er aus ihrem sozi¬ 
alen Ort Hochschule heraus entwickelt 
wird, wenn er fest mit den unmittelbar 
materiellen Interessen der überwiegen¬ 


den Mehrzahl der Studenten verbun¬ 
den wird. Im Kampf für die Herstellung 
und Gewährleistung der sozialen und 
materiellen Grundlagen einer wissen¬ 
schaftlichen Ausbildung für die Stu¬ 
denten und weite Teile der Bevölke¬ 
rung, für die Demokratisierung des Bil¬ 
dungswesens und die Zurückdrängung 
reaktionärer Bildungsinhalte geraten 
immer größere Teile der Hochschulin¬ 
telligenz in Widerspruch zur Politik der 
Monopole und werden so in die Lage 
versetzt, ihr gemeinsames Interesse mit 
der Arbeiterklasse an der Bestimmung 
der Inhalte von Produktion und Wis¬ 
senschaft zu erkennen. Diese Stoßrich¬ 
tung kann der demokratische Kampf an 
der Hochschule nur erhalten, wenn er 
als organisiertes und solidarisches Han¬ 
deln im Hochschulbereich auf gewerk¬ 
schaftliche Organisierung im Beruf 
vorbereitet, wobei als gewerkschaftli¬ 
che Organisierung die aktive Mitarbeit 
in einer DGB-Gewerkschaft zu verste¬ 
hen ist. In diesem Zusammenhang ge¬ 
winnt die umfassende organisierte Inte¬ 
ressenvertretung wachsendes Gewicht 
für die Entfaltung der Selbsttätigkeit 
der Studenten für ihre fortschrittlichen 
sozialen Interessen und für die Einbe¬ 
ziehung breitester Tiel der Studenten¬ 
schaft in den demokratisch-antimono¬ 
polistischen Kampf.“ 

Im Mai 1971 können sich die Spar¬ 
takus-Gruppen durch die Gründung 
des MSB Spartakus eine stabile politi¬ 
sche und organisatorische Form geben. 
Im selben Jahr beschloss die SPD, dem 
SHB sämtliche finanzielle Unterstüt¬ 
zungen zu entziehen und wenig später 
das Adjektiv „sozialdemokratisch“ ab¬ 
zuerkennen. Er hieß künftig Sozialisti¬ 
scher Hochschulbund. 

In den siebziger Jahren behielt das 
Bündnis von sozialdemokratischen und 
kommunistischen Studenten und ihre 
Politik der Gewerkschaftlichen Orien¬ 
tierung („GO-Politik“) in den bundes¬ 
deutschen Studentenvertretungen die 
Hegemonie. Allerdings mussten MSB 
und SHB schon bald den Kampf um 
den Erhalt der verfassten Studenten¬ 
schaft führen. Der 1972 bundesweit ein¬ 
setzenden und brachial durchgesetzten 
Politik der Berufsverbote, die überwie¬ 
gend auf MSB und DKP zielte, konnte 
das Bündnis jedoch nicht standhalten. 
Aber die Politik der Gewerkschaftli¬ 
chen Orientierung könnte noch heute 
den Gegner reizen. 



Plakat zu den Aktivitäten des MSB Spartakus und zur Aktionseinheit (1973, Ort 
unbekannt) 



Spartakus (AMS) und SHB zogen Schlussfolgerungen aus den Septemberstreiks 1969 (hier Hoesch-Stahlarbeiter, Dortund) 
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Erfolg entschuldigt alles 

Der alljährliche Skandal, mit dem 
der Musikpreis „Echo“ es schafft, ein 
bisschen Aufregung zu verursachen. 
Ohne so was wäre eine Trophäe, die 
von Branchenangestellten unter den 
Augen von Branchenangestellten an 
Branchenangestellte verliehen wird, 
von mäßigem Interesse. Wesentliches 
Kriterium des Ausrichters Bundesver¬ 
band Musikindustrie sind Verkaufszah¬ 
len. In diesem Jahr waren es nun die 
Rapper Kollegah und Farid Bang, die 
für den Skandal sorgten. Ihr Album 
„Jung, brutal, gutaussehend 3“ war no¬ 
miniert worden - obwohl Textzeilen als 
antisemitisch kritisiert worden waren. 
Die Dumpfbacken sonderten Sprüche 
ab wie „Mein Körper definierter als 
von Auschwitzinsassen“ und „Mache 
wieder mal ’nen Holocaust, komm 4 an 
mit dem Molotow“. Zu fragen ist, war¬ 
um so was überhaupt nominiert wird 
und dann sogar einen Preis abräumt. 
Der Verband meinte im Vorfeld, die 
künstlerische Freiheit sei in dem Text 
„nicht so wesentlich übertreten“. Kapi¬ 
talistische Fogik: Was Erfolg hat und 
Profit bringt, kann ja nicht falsch sein. 
Pflichtschuldig gab es bei der Preisver¬ 
leihung Buhrufe und Pfiffe, der unver¬ 
meidliche Campino gab ein Statement 
ab, das war es dann auch schon. Weitere 
Reaktionen von Musikerkollegen sind 
nicht zu finden, verständlich, denn wer 
beißt schon die Hand, die einen füttert? 

Abgang ohne Freude 

Soll man sich freuen über die Nachricht, 
dass der Eventmanager Chris Decron, 
der trotz heftiger Proteste die Intendanz 
der Berliner Volksbühne übernahm, 
nun zurücktritt? Er hatte mit Sponso¬ 
ring von BMW oder Mercedes in Höhe 
von 125 Millionen Euro gerechnet, es 
kam aber nur knapp ein Zehntel der 
Summe ein. Gastspiele sollten Geld in 
die Kasse spülen, die geplanten 750 000 
Euro kamen überhaupt nicht ein. Der 
Besucherrückgang ist deutlich spürbar, 
was zu weitaus geringeren Einnahmen 
führt. Die Auslastung des Theaters liegt 
bei unter 50 Prozent. Zum Vergleich: 
2016 erreichte die Volksbühne eine Aus¬ 
lastung von 78 Prozent. Bereits klar war 
auch, dass es zu weniger Vorstellungen 
kommen würde als unter Decrons Vor¬ 
gänger Frank Castorf. Die Berliner Kul¬ 
turpolitik unter Senator Lederer, der 
Decrons Ernennung nicht verhinderte, 
steht nun vor einem Scherbenhaufen, 
denn die finanzielle Schieflage kann das 
endgültige Aus für die Volksbühne nach 
sich ziehen. Vielleicht war das auch von 
langer Hand geplant oder zumindest in 
Kauf genommen. Das Theater hatte im 
politischen Berlin schon lange keinen 
guten Ruf, nun soll eine Kommission 
ihre Arbeit aufnehmen, ideal, um sich 
aus der Verantwortung zu stehlen. 

Abschied mit Respekt 

Daniel Chavarria, einer der bekanntes¬ 
ten und wichtigsten Vertreter des Kri¬ 
minalromans in Kuba, geboren 1933 in 
San Jose, Uruguay, ist jetzt im Alter von 
85 Jahren in Havanna gestorben. 1969 
verließ er seine Heimat, politisch ver¬ 
folgt, und ging nach Kuba. Er nannte 
sich selbst „Ich bin ein uruguayischer 
Bürger und ein kubanischer Autor.“ Sein 
erster Roman brachte ihm sofort hohe 
Aufmerksamkeit, der Spionage-Krimi 
„Joy“ auf Deutsch erschien der Roman 
in der DDR im Verlag Neues Leben un¬ 
ter dem Titel „Operation Joy“, im Jahr 
1984. Er selbst hatte keine große Mei¬ 
nung, was Krimis angeht: „90 Prozent 
der Kriminalromane in aller Welt sind 
Mist, nur ein ganz geringer Teil wie die 
Romane von Simenon, Hammet oder 
Chandler ist gute Literatur.“ Dennoch 
schrieb er weiter in diesem Genre, auf 
Deutsch konnte man in den nächsten 25 
Jahren noch weitere Krimis lesen, leider 
sind alle nicht mehr lieferbar. Seine In¬ 
teressen gingen weit darüber hinaus, so 
als er seine eigentliche Profession als 
Uni-Dozent für Latein, Griechisch und 
klassische Literatur nutzt und sich ins 
Griechenland des 5. Jahrhunderts be¬ 
gibt und die Machtverhältnisse aus der 
Perspektive der Sklaven und Armen be¬ 
schreibt. Ob sich ein Verlag finden wird, 
der diesen Schriftsteller wieder bekannt 
macht? Herbert Becker 


Der Geist Europas 

Merle Kröger durchquert in „Havarie“ ein Meer aus Geschichten von Flucht und Vertreibung 



Die „christliche“ Seefahrt auf Luxuslinern 


M are Nostrum (Unser Meer). 
Ein Massengrab. Karim ver¬ 
sucht zum dritten Mal, Spani¬ 
ens Küste zu erreichen. Seine Frau Zoh- 
ra ist in Frankreich. Mit zehn weiteren 
Männern wartet er auf einen günstigen 
Moment, das Schlauchboot zu Wasser 
zu lassen. Zur selben Zeit nimmt die 
„Spirit of Europe“ Kurs auf Mallor¬ 
ca. Luxusliner, 3748 Passagiere, 1259 
Crew-Mitglieder, eine Kleinstadt. Für 
die Passagiere je nach Geldbeutel Ver¬ 
gnügen pur, für die Crew, je nach Rang, 
Arbeit, Schinderei, Ausbeutung pur. 

Im Hafen von Oran macht sich die 
„Siobhan“ zum Auslaufen bereit. Das 
irische Frachtschiff wird der Konkur¬ 
renz der großen Containerschiffe nicht 
mehr lange standhalten können. Die¬ 
go Martinez, Fischer und Seenothelfer 
in Cartagena, birgt beim Fischen einen 
Toten und wird kurz darauf zu einem 
havarierten Schlauchboot gerufen. 

Ein Meer, vier Schiffe, elf Wirklich¬ 
keiten. Für gut 24 Stunden kreuzen sich 
ihre Wege. Schicksale, exemplarisch für 
ein System, dem Profit alles, Menschen¬ 
leben wenig bedeutet. Ein dreiminüti¬ 
ges Handy-Video auf Youtube, aufge¬ 
nommen von einem Kreuzfahrtschiff, 
inspirierte Merle Kröger zu ihrem 
Roman „Havarie“. Sie sprach mit Pas¬ 
sagieren und Besatzungsmitgliedern 
eines luxuriösen Kreuzfahrtschiffes, 
auch den unsichtbaren. Traf Arbeiter 
auf Containerfrachtern. Sah Flüchten¬ 
de auf Schlauchbooten im Mittelmeer. 

Weltpolitik 
in Lebensgeschichten 

Lalita, Security auf der „Spirit of Eu¬ 
rope“ ist eine Gurkha. Nachfahrin ne¬ 
palesischer Söldner in Diensten der 


Briten seit 200 Jahren bis heute. 2004, 
die Maoisten waren ins Parlament 
eingezogen, flohen viele Gurkha nach 
Aldershot nahe London. Arbeit fan¬ 
den sie nicht nur in der Armee, son¬ 
dern wie Lalita auch in Sicherheits¬ 
unternehmen. Sie sucht Joseph, Fili¬ 
pino und Sänger der Bordband. Leon 
Moret, Franzose, ist mit 26 schon ers¬ 
ter Offizier. Ein Überflieger. Liebt 
das Leben auf dem Schiff. Er flieht 
vor der düsteren Atmosphäre in sei¬ 
nem Elternhaus. Sein Vater hatte als 
Bergbauingenieur in Spanien einen 
Umweltskandal aufgedeckt und floh 
vor der Verfolgung durch seinen Ar¬ 
beitgeber und dem Hass der Dorf¬ 
bewohner. Der Inder Nikhil, Sicher¬ 
heitschef mit Ambitionen und Hit¬ 
lerfan, wartet auf eine Nachricht, die 
ihm die Chance eröffnet, nach Hau¬ 
se zurückzukehren. Seamus Clarke, 
irischer Katholik, kommt aus einer 


Arbeiterfamilie in Belfast. Dass sein 
bester Freund vor 35 Jahren bei Stra¬ 
ßenkämpfen ums Leben kam, kann 
er bis heute nicht verwinden. Sybil¬ 
le Malinowski sitzt im Rollstuhl, ist 
auf ihre reiche Schwester angewie¬ 
sen und will das ändern. Als Kind 
hat sie die „Wilhelm Gustloff“ ver¬ 
passt. Ein Kreuzfahrtschiff, unterge¬ 
gangen am 30. Januar 1945. An Bord 
mehrere 1000 Flüchtlinge. Sie hat¬ 
te Glück, konnte mit dem nächsten 
Schiff Deutschland noch rechtzeitig 
verlassen. Marwan Fahouri, Gehirn¬ 
chirurg aus Syrien, ist als Flüchtling 
mit falscher Identität verdammt zur 
Plackerei in der Wäscherei. Jetzt liegt 
er mit Hirnhautentzündung auf der 
Krankenstation. 

Olek, Ukrainer, Sohn eines Hel¬ 
den der UdSSR, träumt auf der 
„Siobhan“ von seiner Kindheit in 
Odessa und verzweifelt an dem Riss, 


der seit dem Kampf um die Ostuk¬ 
raine sogar Familien spaltet. Diego 
Martinez, der Seenotretter, kommt 
aus Escombreras. Seitdem ein Feuer 
im nahen Gaswerk das Dorf vernich¬ 
tet und das Meer verseucht hat, arbei¬ 
ten die meisten Fischer beim Verursa¬ 
cher der Katastrophe, dem Ölriesen 
Repsol. 

Hart und eindringlich 

Ähnlich wie Dominique Manotti, die 
sie zu ihren Vorbildern zählt (was man 
ihrem Schreibstil anmerkt) und Wolf¬ 
gang Schorlau recherchiert Merle Krö¬ 
ger reale Begebenheiten und konstru¬ 
iert daraus spannende, hochpolitische 
Thriller. In ihrem viel beachteten und 
ausgezeichneten Roman „Grenzfall“, 
thematisierte sie die Übergriffe auf 
Asylbewerber in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern Anfang der Neunzigerjah¬ 
re. Mit ihrer schnörkellosen, präzisen 
Sprache findet sie für jede Person, jede 
Geschichte, jedes Ereignis den richti¬ 
gen Ton. Erzählt wie ein Episodenfilm, 
deckt „Havarie“ durch den schnellen 
Wechsel zwischen Personen und Hand¬ 
lungen nach und nach Zusammenhän¬ 
ge auf. Von Machtverhältnissen in ka¬ 
pitalistischen Gesellschaften, ihren 
historischen Voraussetzungen und ge¬ 
genwärtigen Bedingungen. Der Roman 
erschien 2015, seit einem Monat gibt 
es eine Taschenbuchausgabe. In dieser 
Zeit haben die Wellen des Mare Nos¬ 
trum tausende weitere Menschen unter 
sich begraben. Der Geist Europas ist 
dafür verantwortlich. 

Ellen Beeftink 

Merle Kröger: Havarie. Argument Ver¬ 
lag, Hamburg 2015,228 Seiten, 15 Euro 


Sprach das Volk zu den Dieben 

Soundtrack zur Tarifrunde: „Radio Rebelde“ von The Baboon Show 


Andere Länder, andere Gegenkulturen. 
Zumindest machen die Schwedinnen 
von „The Baboon Show“ den Eindruck, 
als ob Punkrock und Arbeiterlied noch 
vereinbar sind. Während hierzulande die 
Scheu davor, dreiteilige Akkordfolgen 
noch mit Texten zum Thema Klassen¬ 
ausbeutung zu überlagern, länger schon 
in regelrechten Ekel vorm malochenden 
Subjekt und seinen Nöten umgeschlagen 
ist. Nicht dass der hiesige Punkrock etwa 
sagt: Nur Agitprop, das ist der Kunst zu 
wenig, wir wollen tiefer vermitteln! Nee, 
eher zeugen Fahrstuhlmusiken wie „An 
Tagen wie diesen“ (Tote Hosen) davon, 
dass man nach hinten-rechts vom Pferd 
gefallen ist, rein in ein wohliges Bälle¬ 
bad aus Eskapismus und Akzeptanz des 
Bestehenden. 


Vergangenen Dezember war das 
Quartett aus Stockholm übrigens Einhei¬ 
zer für die Düsseldorfer „CDU-Punks“ 
(zitiert nach irgendeinem der vielen, die 
sie so nennen, man suche es sich aus). 
Das Unangenehme, Campino und Co. 
bei ihrer Abschiedstour vom Anti-Es- 
tablishment zuzuhören, ist ein komplett 
gegenteiliges, als das Unangenehme, das 
man fühlt, wenn man die neue Baboon 
Show, „Radio Rebelde“, hört. Denn das 
ist mit Punk- und Hardrock-unterstriche- 
nem Liedgut zum Arbeitskampf so satt, 


dass man gar nicht weiß, wohin mit soviel 
Klarheit im sonst so politophoben Ein¬ 
heitsbrei gewöhnten Ohr. 

Das mittlerweile achte Album der 
2003 gegründeten Band, für die - sagt 
der Name - bürgerliche Politik ein Af¬ 
fenzirkus ist, zeugt von ihrer Beständig¬ 
keit. „You Got a Problem Without Kno- 
wing it“ vom 2010er-Album „Punk Rock 
Harbour“ hat man vielleicht schon mal 
gehört, auch das Mitgröhl-Animations¬ 
lied „Heidi Heidi Ho Ho“ („Pep Talk“, 
2006). Vergessen darf man aber nicht 
die wiederkehrenden Tribute an und für 
die Klasse. Da gibt es Lieder über die, 
die in den Klassenkrieg hineingeboren 
sind („Class War 44 in: The World is Bigger 
Than You“, 2016) und welche gegen bür¬ 
gerliche Geschichtsschreibung („Histo- 


ry“ in: „Damnation“ 2014) und und und. 

„Radio Rebelde“ nimmt sich da nicht 
aus. Vielmehr fühlt man sich an die ak¬ 
tuellen Arbeitskämpfe um mehr Frei¬ 
zeit erinnert. „Holiday“ sagt aus: „Close 
to the heart attack“ darf gern der Chef 
jobben, aber ich gönn mir Urlaub! So 
selbstbewusste Rückermächtigung führt 
dann auch dazu, dass man woanders Bob 
Dylan („All Along the Watchtower“) pa- 
raphrasiert: „There must be some way 
out of here/said the people to the thie- 
ves“. 


Alles in treibendem Rock gehalten, 
in Portionen begleitet von Orgel und Pi¬ 
ano. Den Gesang von Frontfrau Cecillia 
Boström kann man rotzig nennen, aber 
hauptsächlich, weil man - wie sie im Ti¬ 
teltrack - das R auch so schön rollen will. 

Schmankerl ist „Same Old Story“, 
wenn man mag, die Vertonung des Ma- 
nifests von Marx und Engels. Kurz zu¬ 
sammengefasst: Es gibt Arbeit und Ar¬ 
beitslosigkeit und an beidem verdienen 
in guten wie in schlechten Zeiten die 
privilegierten Wenigen. Also sehen die 
nichtprivilegierten Vielen rot, „to rewrite 


our history/to put an end to the slavery“. 
Eine Hymne gegen das Arrangement mit 
dem Kapitalismus, so integrativ sich der 
beim Diebstahl auch gebärdet. Hat man 
sich an diesen musikalischen Wahrsprech 
erstmal gewöhnt, skippt man die „Ho¬ 
sen“ einfach weg und hört „The Baboon 
Show“. Wer sich selbst davon überzeugen 
möchte: Am 25. Mai Supporten Letztere 
wieder Erstere in Essen. Ken Merten 

The Baboon Show: Radio Rebelde, Kid- 
nap Music 2018, CD: 14,9g Euro/Down¬ 
load: 9,99 Euro/Vinyl: 17,99 Euro 



Klar, direkt, rotzig: Die Gruppe in vollem Einsatz 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Wider die Verfälschung 
deutscher Geschichte 

Beiträge zum antifaschistischen Wider¬ 
stand in Deutschland und zur Gründung 
der BRD und der DDR 

1998/1999 tagen der Marxistische Arbeits¬ 
kreis zur Geschichte der deutschen Arbeiter¬ 
bewegung bei der Historischen Kommission 
der PDS, die Geschichtskommission der DKP und die Marx-En- 
gels-Stiftung. Hier eine Auswahl der Beiträge dieser Tagungen: 
„Antifaschistischer Widerstand: Kriterien, Spektrum, Gewichte“ 
Kurt Finker, Potsdam / „Faschismustheorie und ihre Bedeu¬ 
tung für die antifaschistische Orientierung“ Kurz Pätzold, Berlin 
/ „Die Logik von München“ Werner Röhr, Berlin / „Entstehung 
und Charakter der BRD“ Günter Judick, Velbert / „Grundgesetz 
und gesellschaftliche Wirklichkeit im 50. Jahr der BRD“ Ekkehard 
Lieberam, Berlin 

Edition Marxistische Blätter/Neue Impulse Verlag 1999, karto¬ 
niert, 174 Seiten, 4,- Euro 

www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 
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Propheten des Untergangs? 

50 Jahre „Club of Rome“ • Von Nina Hager 


A nfang April feierte der „Club of 
Rome“ seinen 50. Geburtstag. 
Heute hat er lange nicht mehr 
solch einen großen Einfluss auf die öf¬ 
fentliche Debatte wie noch in den 70er 
und 80er Jahren. 

Als vor 46 Jahren der erste Bericht 
des „Club of Rome“ „Die Grenzen des 
Wachstums“, finanziert von der Volks¬ 
wagenstiftung, erschien, lauteten die 
Schlagzeilen der Presse in den kapita¬ 
listischen Metropolen „Computer be¬ 
rechnet Zukunft und gerät ins Zittern“, 
oder „Studie erkennt Katastrophe um 
2100“ bzw. „Wissenschaftler warnen 
vor Welt-Katastrophe“. 

Der Bericht sorgte für großes Auf¬ 
sehen, fand Zustimmung, wurde aber 
auch sehr kritisch zur Kenntnis genom¬ 
men, die Thesen der Wissenschaftler zu 
den aktuellen Problemen und der wei¬ 
teren Entwicklung der Menschheit wur¬ 
den angezweifelt. Auf die Protagonisten 
wurde zudem - wie auch später - Druck 
ausgeübt bestimmte Thesen zurückzu¬ 
nehmen. Und es gab entschiedene Geg¬ 
ner. Henry C. Wallich von der Universi- 
ty of Yale bezeichnete am 13. März 1972 
in einem Leitartikel in „Newsweek“ 
„Die Grenzen des Wachstums“ gar als 
„irresponsible nonsense“ (unverant¬ 
wortlichen Unfug). Dem ersten Bericht 
folgten bis heute über 40 weitere - und 
viele Berichte anderer nationaler wie 
internationaler Gremien. 

Was hatten die Autoren getan? Der 
Bericht „Die Grenzen des Wachstums“ 
schien das bislang fest gefügte bürger¬ 
liche Weltbild zu erschüttern. Im Vor¬ 
wort der deutschen Ausgabe betonte 
Eduard Pestei den Zweck der Publika¬ 
tion: Der „Club of Rome“ wolle durch 
die Veröffentlichung die politischen 
Entscheidungsträger in aller Welt zur 
Reflexion, d.h. zum Nachdenken, über 
die globale Problematik der Mensch¬ 
heit drängen: Es galt, möglichst vie¬ 
le Menschen wachzurütteln. (Dennis 
Meadows, „Die Grenzen des Wachs¬ 
tums. Bericht des „Club of Rome“ zur 
Lage der Menschheit“, Stuttgart 1972, S. 
16/17) 

Zur Geschichte 

In den 60er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts wuchs bei einer Reihe 
von bürgerlichen Wissenschaftlern, 
Politikern und Unternehmern der 
Zweifel. Trotz der Wachstumsphase 
der Nachkriegsjahre und der sich seit 
den 50er Jahren vollziehenden wis¬ 
senschaftlich-technischen Revoluti¬ 
on entstanden auch in den entwickel¬ 
ten kapitalistischen Industrieländern 
neue soziale „Ungleichgewichte“ - 
während andere Regionen der Welt 
regelrecht „abgehängt“ wurden oder 
blieben. Ökologische Probleme wur¬ 
den unübersehbar. Die Erschöpfung 
wichtiger Rohstoffressourcen war ab¬ 
sehbar. All das ein Ergebnis mensch¬ 
lichen Tuns. 

In Teilen des bürgerlichen Wis¬ 
senschaftsbetriebs, auch bei einigen 
Unternehmern und Politikern, wuchs 
die Einsicht, dass man diese Proble¬ 
me nicht mehr einzeln betrachten und 
„einzeln“, d.h. in einzelnen Ländern 
oder Regionen, lösen könne. Stattdes- 
sen müsse man die Komplexität und 
Wechselwirkung verschiedener natür¬ 
licher und gesellschaftlicher Entwick¬ 
lungsprozesse berücksichtigen, um po¬ 
litische und wirtschaftliche Entschei¬ 
dungen ableiten zu können, die den 
konstatierten Entwicklungen weltweit 
„gegensteuern“ oder zur Lösung dieser 
Probleme beitragen. 

Der „Club of Rome“ war nach eini¬ 
gen erfolglosen Anläufen im April 1968 
in Rom gegründet worden. Heute ver¬ 
birgt sich hinter der Bezeichnung ein 
Netzwerk formal unabhängiger, durch 
gemeinsame Ideen verbundener Orga¬ 
nisationen und Institute. 

Treibende Kraft bei der Gründung 
des „Club of Rome“ war 1968 der italie¬ 
nische Industrielle Aurelio Peccei (1908 
- 1984). In den 60ern war er Mitglied 
der Firmenleitungen von Fiat und Oli¬ 
vetti, Präsident der Unternehmensbe¬ 
ratung Italconsult. Mitte der 1960er be¬ 


reiste er u.a. häufig die Sowjetunion, um 
dort im Auftrag des italienischen Auto¬ 
konzerns Fiat eine Fabrik zu errichten. 

Ende der 60er Jahre versuchte Pec¬ 
cei gemeinsam mit dem Schotten Alex¬ 
ander King, Direktor für Wissenschaft, 
Technologie und Erziehung bei der 
Pariser Organisation für wirtschaftli¬ 
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), in den entwickelten kapita¬ 
listischen Staaten Fachleute und Politi¬ 
ker zu gewinnen, um die Ursachen für 
die damals immer deutlicher werden¬ 
den „globalen Probleme“ der Mensch¬ 
heit aufzudecken und Lösungen dafür 
zu suchen. Und gewiss gab es dabei 
dann ab Anfang der 70er Jahre auch 
zunehmend Druck durch die Entste¬ 
hung einer Umweltbewegung in den 
entwickelten kapitalistischen Indus¬ 
triestaaten. 

Die Dramatik der Entwicklung 


Ölkatastrophe im Nil-Delta 

wollten die damaligen Akteure mit¬ 
tels exakter Untersuchungen deutlich 
machen: Das bedeutete, neue Ergeb¬ 
nisse der Systemforschung - vor allem 
im Hinblick auf die dynamische Ent¬ 
wicklung von Systemen - zu nutzen 
und vielschichtige Berechnungen mit 
Hilfe von Computermodellen durch¬ 
zuführen. Untersucht wurden komple¬ 
xe, miteinander wechselwirkende Sys¬ 
teme: „Natur- oder Ökosystem“ und 
die Beziehungen von Mensch, Gesell¬ 
schaft, Kultur,Technologie wurden in 
ihrer Wechselwirkung betrachtet. Bei 
der Auseinandersetzung mit einzelnen 
der weltweit stehenden Herausforde¬ 
rungen galt es den Zusammenhang mit 
anderen zu beachten. 

Die Grenzen des Wachstums 

Im ersten Bericht des „Club of Rome“ 
diente das benutzte Weltmodell - mit 
noch viel zu wenigen Faktoren und 
Gleichungen - der Untersuchung der 
Industrialisierung, des Bevölkerungs¬ 
wachstums, der Unterernährung, der 
Ausbeutung von Rohstoffreserven und 
der Zerstörung von Lebensraum. Ver¬ 
schiedene Szenarien wurden berechnet. 
Die Autoren kamen zu den folgenden 
Schlussfolgerungen: 

1. Wenn die gegenwärtige Zunahme 
der Weltbevölkerung, der Industria¬ 
lisierung, der Umweltverschmutzung, 
der Nahrungsmittelproduktion und 
der Ausbeutung von natürlichen Roh¬ 
stoffen unverändert anhält, werden die 
absoluten Wachstumsgrenzen auf der 
Erde im Laufe der nächsten hundert 
Jahre erreicht (...) 


2. Es erscheint möglich, die Wachstums¬ 
tendenzen zu ändern und einen ökolo¬ 
gischen und wirtschaftlichen Gleichge¬ 
wichtszustand herbeizuführen (...). Es 
könnte so erreicht werden, dass die mate¬ 
riellen Lebensgrundlagen für jeden Men¬ 
schen auf der Erde sichergestellt sind und 
noch immer Spielraum bleibt, individuel¬ 
le menschliche Fähigkeiten zu nutzen und 
persönliche Ziele zu erreichen. 

3. Je eher die Menschheit sich ent¬ 
schließt, diesen Gleichgewichtszustand 
herzustellen, und je rascher sie damit 
beginnt, umso größer sind die Chancen, 
dass sie ihn auch erreicht.“ 

Der Mehrheit der damaligen Ak¬ 
teure ging es dabei bei ihrer Kritik nicht 
etwa um die Überwindung des Kapita¬ 
lismus. Den Schlüssel zur Rettung der 
Menschheit sahen sie letztlich nur in 
einer nötigen „neuen Geisteshaltung“. 
Aber: Weltweite Maßnahmen und in¬ 


ternationale Zusammenarbeit seien zur 
Lösung der Probleme unbedingt nötig. 

Es folgte heftige Kritik. Wissen¬ 
schaftlich war diese durchaus berech¬ 
tigt, z.B. insofern es Zweifel an der 
verwendeten Datenbasis, die Kritik 
am betrachteten Zeithorizont und an 
den verwendeten Methoden betraf. 
Bis heute wird den Protagonisten so¬ 
gar vorgeworfen, Malthus 4 Thesen im 
Zusammenhang mit der Bevölkerungs¬ 
entwicklung anzuhängen. Auch die Re¬ 
chentechnik hatte damals lange nicht 
den Stand, solch umfassende Modelle 
zu berechnen. 

1974 wurde der zweite Bericht vor¬ 
gelegt (M. Mesarovic/E. Pestei, „Mensch¬ 
heit am Wendepunkt“ Stuttgart 1974). In 
ihm wurde versucht die globale Betrach¬ 
tung des ersten Berichts zu differenzie¬ 
ren. „Nullwachstum“ wurde nicht mehr 
gefordert, sondern stattdessen „ein plan¬ 
volles und kontrolliertes Wachstum“. 

Das Verhältnis von Produktivkräf¬ 
ten und Produktionsverhältnissen, die 
Klassen, Klasseninteressen und Klas¬ 
senwidersprüche, die ökonomischen 
und politischen Machtverhältnisse u.a. 
blieben - wie im ersten Bericht und in 
den folgenden - außer Betracht oder 
wurden nur erwähnt, aber nicht wei¬ 
ter analysiert. Damit wurden in den 
Berichten lediglich Erscheinungen be¬ 
schrieben, aber keine tatsächlichen Er¬ 
klärungen der gesellschaftlichen Ursa¬ 
chen der vor sich gehenden Entwick¬ 
lungen gegeben. (Vgl. H. Hörz, Mensch 
contra Materie? Berlin 1976, siehe, hier¬ 
zu auch die kritische Analyse von Pe¬ 
ter Will „ Globale Revolution“ zum Be¬ 


richts des „ Club of Rome“ von 1992 in 
den Marxistischen Blättern, Nr. 3/1993) 
Doch in der Einleitung zu diesem 
zweiten Bericht wurde immerhin fest- 
gestellt, dass eine „Reihe brennender 
politischer Probleme, die sich in der mi¬ 
litärischen und ideologischen Polarisie¬ 
rung zwischen den großen Weltmäch¬ 
ten manifestieren“, im Text nicht er¬ 
wähnt werden. „Es wäre jedoch falsch“, 
so die Verfasser, „daraus zu schließen, 
dass wir den Ernst einer solchen Ge¬ 
fahr für die menschliche Gemeinschaft 
unterschätzen. In der Tat, es gibt offen¬ 
bar keinen kürzeren Weg zur Vernich¬ 
tung der Menschheit als einen Atom¬ 
krieg zwischen den beiden Supermäch¬ 
ten und ihren militärischen Blöcken. 
Aber selbst unter Ausschluss dieser 
Möglichkeit - man möchte nicht glau¬ 
ben, die Menschheit könnte so wahn¬ 
sinnig sein, zielbewusst sich selbst aus¬ 


zulöschen - sind wir überzeugt, dass die 
fortwährende Eskalation der Rüstung 
ständig die Stabilität des Friedens her¬ 
absetzt, und dies im angeblichen Bemü¬ 
hen, das Gleichgewicht der Menschheit 
zu erhalten.“ 

Ausdruck imperialistischer 
Menschenverachtung? 

Die Mehrheit der Linken, auch Mar¬ 
xisten, reagierte auf die ersten Berich¬ 
te ablehnend. Die Aussagen wurden 
in Westeuropa und in den europäi¬ 
schen sozialistischen Staaten dabei als 
falsch verstandener, blinder Humanis¬ 
mus oder als bürgerliche Apologetik, 
soziale Demagogie, Beschwörung des 
Untergangs oder als reaktionäre Un¬ 
tergangsphilosophie der Bourgeoisie 
bezeichnet. Die „Grenzen des Wachs¬ 
tums“ galten zudem als Zeichen für 
eine sich ständig verschärfende Krise 
des Kapitalismus. Die Überlegenheit 
des Sozialismus bei der Beherrschung 
des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts im Interesse der Menschheit 
wurde betont. Mahnungen aus den 
eigenen Reihen, die Ansätze ernst zu 
nehmen, wurden anfangs negiert. 

Der bekannte Wirtschaftshistoriker 
Jürgen Kuczynski behauptete sehr op¬ 
timistisch, alle Probleme, die die Au¬ 
toren als fundamentale Weltprobleme 
aufgerollt hätten, seien in den „sozialis¬ 
tischen Ländern heute entweder über¬ 
haupt keine Probleme oder solche, die 
im Laufe der Zeit gelöst werden.“ (Vgl. 
J. Kuczynski, Das Gleichgewicht der 
Null, Zur Kritik der bürgerlichen Ideo¬ 
logie, Band 31, Berlin 1973). In ihrer 


Broschüre: „Qualität des Lebens - Aus¬ 
weg oder Irreführung?“ fällten Her¬ 
mann Grosse und Alfred Puschmann 
gar das Urteil, die Studie sei „nicht nur 
unwissenschaftlich, sondern zugleich 
Ausdruck imperialistischer Menschen¬ 
verachtung“ (Berlin 1974). 

Doch in Engels 4 Schrift „Anteil der 
Arbeit an der Menschwerdung des Af¬ 
fen“ heißt es: „Gegenüber der Natur wie 
der Gesellschaft kommt bei der heuti¬ 
gen Produktionsweise nur der erste, 
handgreiflichste Erfolg in Betracht; und 
dann wundert man sich noch, dass die 
entferntesten Nachwirkungen der hier¬ 
auf gerichteten Handlungen ganz andre, 
meist ganz entgegengesetzte sind.“ 

Direkte und - zeitlich wie räum¬ 
lich - entfernte „ungewollte“ bzw. ent¬ 
gegengesetzte „Nachwirkungen“ gibt 
es bei jedem menschlichen Tun. Nur 
langsam setzte sich unter Marxistin¬ 
nen und Marxisten in den kapitalisti¬ 
schen Industrieländern - so auch in der 
DKP - wie in den sozialistischen Staa¬ 
ten die Erkenntnis durch, dass in den 
Berichten des „Club of Rome“ - wenn 
auch einseitig und wichtige gesell¬ 
schaftliche Grundfragen sowie Wider¬ 
sprüche umgehend - durchaus Proble¬ 
me benannt wurden, die nicht nur die 
kapitalistische Welt betrafen, sondern 
auch Entwicklungen im Sozialismus 
bzw. auf der ganzen Erde. Das musste 
berücksichtigt werden, aber ohne den 
Grundwiderspruch der kapitalistischen 
Gesellschaft und den zwischen den Ge¬ 
sellschaftssystemen auszublenden - wie 
es später unter dem Zeichen von „Pe¬ 
restroika“ und „Glasnost“ geschah -, 
für die Lösung aktueller Probleme, für 
Strategien der Gesellschaftsgestaltung 
und -Veränderungen, für die Zukunfts¬ 
planung. In eigenen Untersuchungen 
und auch in internationaler Koopera¬ 
tion wurden Ergebnisse des „Club of 
Rome“ bestätigt oder korrigiert, neue 
gewonnen. 

Aber auch der bürgerlich-humanis¬ 
tische Anspruch nicht weniger Autoren 
der Berichte des „Club of Rome“ for¬ 
derte Respekt und Beachtung. 

Hilflose Appelle 

Übrigens: Als 2012,40 Jahre nach „Die 
Grenzen des Wachstums“ ein Bericht 
mit dem Titel „2052: Eine globale Pro¬ 
gnose für die nächsten vierzig Jah¬ 
re“ veröffentlicht wurde, wurden die 
Ergebnisse wieder angezweifelt. Die 
„FAZ“ titelte am 10. Mai 2012 „Die 
Propheten des Untergangs“. Unterstellt 
wurde im Artikel von Philip Plickert: 
„Die Untergangspropheten im ,Club 
of Rome’ misstrauen dem Markt (...) 
Sie wünschen planwirtschaftliche Vor¬ 
gaben, vor allem in der Energie- und 
Klimapolitik.“ Zuvor hatte Plickert den 
Bericht ganz im Sinne des neoliberalen 
Mainstreams als unseriös abqualifiziert. 

Andere machten aber darauf auf¬ 
merksam, dass sich viele der 40 Jahre 
zuvor noch mit Misstrauen und Spott 
bedachten Warnungen des „Club of 
Rome“ als berechtigt erwiesen hatten. 
Die Autoren des neuen Berichtes sei¬ 
en - wie die früherer Berichte - keine 
Endzeit- oder Untergangspropheten. 
Viele ihrer Warnungen wären begrün¬ 
det, wissenschaftlich belegt, auch wenn 
manche Fachkritik sich als richtig und 
eine Reihe Voraussagen sich als fehler¬ 
haft herausstellt hätten. 

Aber welche grundlegenden Lösun¬ 
gen haben die Spezialisten des „Club of 
Rome“ anzubieten? Bis heute nur hilflo¬ 
se Appelle an die Vernunft oder Forde¬ 
rungen nach einem „tiefgreifenden Wan¬ 
del der Gesellschaft“ und zur „Umstruk¬ 
turierung des industriellen Systems“ (vgl. 
„ Der geplünderte Planet - Die Zukunft 
des Menschen im Zeitalter schwinden¬ 
der Ressourcen“ München 2013), aber 
keine Lösungsvorschläge, die über das 
System hinausweisen und auf eine wirk¬ 
liche gesellschaftliche Alternative als 
Voraussetzung für weltweite Solidarität 
und gemeinsames Handeln verweisen, 
auch wenn die Protagonisten, nicht nur 
einmal, mit dazu beigetragen haben, die 
Folgen rücksichtsloser Ausbeutung und 
von Profitgier aufzuzeigen. 
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Montage als Prinzip 

John Heartfield, engagiert und mit neuen Ausdrucksformen 
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H ellmuth Franz Josef Herzfeld, so 
hieß der sich später John Heart¬ 
field nennende Künstler, nach 
seiner Taufe am 19. Juni 1891. Er starb 
am 26. April 1968 in Berlin, Haupt¬ 
stadt der DDR, geehrt mit dem Nati¬ 
onalpreis des Staates und einer Ehren¬ 
professur der Deutschen Akademie der 
Künste zu Berlin. Einige knappe Da¬ 
ten einer Biografie, die zwei Weltkriege, 
Verfolgung und Emigration, Anerken¬ 
nung und heftige Ablehnung umfasste: 
Schulverweis, durch Vermittlung ging 
er nach Wiesbaden, machte dort eine 
Buchhändlerlehre, sein künstlerisches 
Talent brachte ihm dann einen Studien¬ 
platz in München an der Kunstgewer¬ 
beschule, später ging er nach Berlin 
und beendete an der dortigen Kunst¬ 
gewerbeschule sein Studium. 1914 wur¬ 
de er zum Kriegsdienst gezwungen, er 
wurde aufgrund „extremer Nervosi¬ 
tät“ entlassen und konnte seinem Bru¬ 
der Wieland, der 1916 ebenfalls wegen 
„Subordination“ das Militär verlassen 
konnte, bei Gründung und Aufbau des 
Malik-Verlages beistehen. Aus Protest 
gegen die englandfeindliche Politik des 
Kaiserreichs änderte Hellmuth Herz¬ 
feld seinen Namen in John Heartfield, 
den Namen, mit dem er nun für alle 
weiteren Jahre bis zu seinem Tod seine 
künstlerischen Arbeiten signierte. 

In den Kriegsjahren einen Buchver¬ 
lag und eine neue Zeitschrift zu grün¬ 
den war ein großes Wagnis, die ökono¬ 
mischen Bedingungen, aber auch die 
Kriegszensur waren dem Unterneh¬ 
men nicht günstig. Gleichzeitig entwi¬ 
ckelte sich in diesen Jahren eine kriti¬ 
sche, antiexpressionistische Bewegung 
unter Künstlern, Literaten und Malern, 
die die intellektuelle Basis der jungen 
Dada-Bewegung bilden werden. Dazu 
gehören Namen wie George Grosz, 
Richard Huelsenbeck, Hugo Ball und 
Hans Arp. Sie lieferten Texte und Bilder 
für Buchausgaben und die Zeitschrift 
„Neue Jugend“, die Wieland in seinem 
Malik-Verlag herausgab und für die 
sein Bruder John die Gestaltung ver¬ 
antwortete. Er entwickelte eine völlig 
neue Form- und Bildsprache, Mehrteili¬ 
ge Formate für die Texte, unterbrochen 
von Grafiken und so viel wie möglich 
durch die Montagetechnik. Die Art und 
Weise, wie moderne Werbung arbeitete, 
hatte dabei einen nicht unerheblichen 
Einfluss auf Heartfields Herangehen, 
Textzeilen wurden aufgebrochen, wich¬ 
tige Informationen wurden eher mehr¬ 
fach auf die gleiche Seite gesetzt. Die 
Arbeit für den Verlag und mehrere im 
Laufe der nächsten Jahre erscheinende 
- und auch wieder eingestellte - Zeit¬ 
schriften verschaffte Heartfield den Le¬ 
bensunterhalt bis Mitte der 20er Jahre. 

Im Dezember 1918 trat John Heart¬ 
field gemeinsam mit seinem Bruder 
und mit Erwin Piscator und George 
Grosz in die neugegründete KPD ein, 
die politischen Debatten dieser Jahre 
um die Frage, ob und wie die Partei 
eine stimmige Politik zur Kunst und zu 
den Künstlern entwickeln kann, waren 
auch für Heartfield das Fundament, sei¬ 
ne eigenen Auffassungen darüber, wie 
und wo er für die Arbeiterklasse und 
ihre Partei am wirkungsvollsten arbei¬ 
ten soll. Er übernahm erste Auftragsar¬ 
beiten für die KPD und ihre Publika¬ 
tionen, zur Illustration der Politik der 
Partei sei Hermann Duncker zitiert: 
„Kunst soll weder Selbstzweck sein 
noch das persönliche Vergnügen des 
Einzelnen zum Ziel haben. Ihre Haupt¬ 
rolle liegt in der Agitation. Kunst soll 
eine kollektive Aktivität sein mit dem 
Zweck, den Gefühlen der Massen Aus¬ 
druck zu verleihen. Kunst müsse einen 
klassenbedingten Abscheu gegenüber 
dem Kapitalismus und den Wunsch 
zur Verwirklichung des Kommunis¬ 
mus darstellen.“ Diese verengte, die 
künstlerischen Ausdrucksformen auf 
direkte Verständlichkeit und propagan¬ 
distische Wirkung zu reduzieren, war 
für Heartfield, der vom Kunstgewerbe 
kam und seine Grenzen kannte, völlig 
selbstverständlich und ohne Zweifel. 

1921 kam die „Arbeiter Illustrierte 
Zeitung“ (AIZ) zum ersten Mal her¬ 


aus, Heartfield arbeitete die erste Zeit 
nur gelegentlich dafür, erst ab 1926 las¬ 
sen sich in jeder Ausgabe Arbeiten von 
Heartfield finden. Hier entwickelte er 
„seinen“ Stil, die Gestaltung der Titel¬ 
seite oder auch Innenseiten mit der 
Technik der Fotomontage, ein Bild so 
zu entwerfen, dass nur wenig Text, am 
besten eine Schlagzeile notwendig ist, 
um den Inhalt der Ausgabe oder des 
politischen/literarischen Textes klar 
zu benennen. Heartfield arbeitete am 
liebsten mit dem Stilmittel der Satire, es 
scheint ihm leichter gefallen zu sein, als 
etwas zu loben und eine positive Aussa¬ 
ge visuell umzusetzen. Aber auch hier 
gelangen ihm eindrucksvolle Bilder: 
Zur Reichstagswahl 1928 kandidierte 
die KPD als Liste 5. Heartfield schuf 
ein Plakat mit einer ausgestreckten Ar¬ 
beiterhand und dem Satz „5 Finger hat 
eine Hand“ (siehe Abbildung). 

Neben diesen Arbeiten für die KPD 
arbeitete Heartfield ständig für den 
Malik-Verlag. Viele Buchumschläge 
und Plakate für die Produktionen sind 
von seiner Hand, nicht unerwähnt soll 
bleiben, dass die Freundschaft zu Erwin 
Piscator dazu führte, Bühnenprospekte 
und Bühnenbilder für dessen Regiear¬ 
beiten zu entwerfen. Heartfield war in 
den Jahren bis 1933 der bekannteste, 
vielfach gelobte und zitierte Gestal¬ 
ter und natürlich bei den reaktionären 
und faschistischen Kreisen und Bewe¬ 
gungen der, der gehasst und verachtet 
wurde. Die ständige Mitarbeit an der 
AIZ, die es in den letzten Jahren vor 
der faschistischen Diktatur auf eine 
Auflage von fast einer halben Million 
brachte, steigerte die Bekanntheit von 
Heartfield. Auch im Ausland, nicht nur 
in der Sowjetunion, kannte man seine 
Arbeiten, er erhielt Anfragen anderer 
kommunistischer Parteien und fort¬ 
schrittlicher Buch- und Zeitschriften¬ 
verlage aus Frankreich, England, Itali¬ 
en, den USA. In den Jahren von 1930 
bis 1938, also auch im Prager Exil der 
AIZ, schuf Heartfield insgesamt 237 
Bilder, immer in der von ihm gefunde¬ 
nen Form der Fotomontage. Sie geben 
über die Jahre ein bedeutsames Spek¬ 
trum der aktuellen Themen, die die Re¬ 
daktion vorstellen und kommentieren 
wollte, und Heartfields Entwürfe waren 
immer dem Hauptthema der jeweiligen 
Woche gewidmet. Ein Beispiel für die 
Auseinandersetzungen mit der SPD ist 
das Bild „Die letzte Weisheit der SPD - 
Nieder mit dem Marxismus“. Auf dem 


i * 

Leipziger Parteitag 1931 fiel die Be¬ 
merkung von Wilhelm Sollmann, Mit¬ 
glied des Reichstages, dass der berühm¬ 
te Satz von Marx, „die Arbeiterklasse 
habe nichts zu verlieren als ihre Ket¬ 
ten“ nur „stockreaktionär“ sei. Heart¬ 
field zeigt Marx, eine „Rote Fahne“ 
unterm Arm, wie er von preußischen 
Polizisten verhaftet wird, er wird be¬ 
schuldigt, ein falscher Prophet zu sein, 
da Mitglieder der SPD keine Ketten 
zu verlieren hätten, sondern lediglich 
ihre Futterkrippen und Ministersessel. 
(Siehe Abbildung) Die AIZ berichtete 
ausführlich über diesen Parteitag und 


Heartfield lieferte eine raffinierte, tref¬ 
fende Vorlage für die Redaktion. 

1933 musste Heartfield, gemeinsam 
mit seinem Bruder und mit dem Her¬ 
ausgeber der AIZ, Willi Münzenberg, 
ins Exil flüchten, sie gingen nach Prag 
und führten von dort ihre Arbeit wei¬ 
ter. Die deutschen Verhältnisse blie¬ 
ben Hauptthemen, aber der Spanische 
Krieg, die Entwicklungen in Frank¬ 
reich und Italien, die Drohkulisse ge¬ 
gen die Sowjetunion waren nicht nur 
vereinzelt, sondern regelmäßig im Fo¬ 
kus der Zeitschrift, also auch von John 
Heartfield. 1938 wurde der Gruppe 
klar, dass die Besetzung der Tschecho¬ 
slowakei durch die deutschen Faschis¬ 
ten und ihre Wehrmacht ein weiteres 
Exil notwendig machte. Gemeinsam 
mit seinem Bruder floh er nach Groß¬ 
britannien, die britischen Behörden 
begegneten solchen „Elementen“ mit 
Misstrauen, sie wurden für mögliche 
sowjetische Spione gehalten. An eine 
regelmäßige Arbeit war nicht zu den¬ 
ken, die AIZ erschien nicht in engli¬ 
scher Sprache, der Malik-Verlag seines 
Bruders konnte nicht Fuß fassen. Wie¬ 
land Herzfelde ging 1939 in die USA, 
John blieb in England. Lange Zeit 
konnte er überhaupt keinerlei Arbeit 
aufnehmen, sein Visum wurde zwar im¬ 
mer verlängert, aber eine reguläre Ar¬ 
beit war ihm strengstens untersagt. Er 
war dank seines großen Freundes- und 
Bekanntenkreises weder isoliert noch 
mittellos, er fand Aufnahme im „Freien 
Deutschen Kulturbund“ und arbeitete 
wie gewohnt für Exilgruppen von The¬ 
aterleuten und die nicht sehr häufigen 
„Newsletter“ des Bundes und anderer 
Exilorganisationen. Der entscheiden¬ 
de Aspekt seiner zwölf Exiljahre in 
England war gewiss, dass sein Wirken 
als politischer Satiriker damals ende¬ 
te. Das Land erwies sich für Heartfield 
als schlechter Ort für seine Art der po¬ 
litischen Kommentierung. Es gab dort 
weder eine Tradition für sie noch die 
Medien, in denen sie Verbreitung und 
Verständnis hätte finden können. 

Ende August 1950 kehrte Heart¬ 
field nach Deutschland zurück. Warum 
so spät? Es gab Vorbehalte gegenüber 
kommunistischen Emigranten, die in 
den „komfortablen“ Westen geflohen 


waren und nicht in die Sowjetunion. Ei¬ 
nige Emigranten hatten spioniert oder 
waren immer noch Spione der west¬ 
lichen Mächte, waren „umgedreht“ 
worden, entsprechend das Misstrauen. 
Heartfield bekam nur wenige Aufträge, 
zumeist für Theateraufführungen, seine 
grafischen Arbeiten der früheren Zeit 
gerieten unter die Räder der leidigen 
Formalismusdebatte. In seinen letzten 
Lebensjahren widmete sich Heartfield 
kaum noch neuen Projekten, stattdes- 
sen wirkte er zusammen mit seinem 
Bruder, der ebenfalls aus dem Exil zu¬ 
rückgekehrt war, darauf hin, für bei¬ 
de eine nachhaltige Reputation ihrer 
Arbeit zu schaffen. Bruder Wieland 
fuhr seinen Verlag an die Wand, eini¬ 
ges übernahm dann später der Aufbau- 
Verlag, er selbst übernahm eine Profes¬ 
sur in Leipzig und starb 1988 in Berlin. 
John Heartfield organisierte selbststän¬ 
dig Ausstellungen seiner Bilder, lei¬ 
der kam er manches Mal auf die Idee, 
„Nachbearbeitungen“ zu produzieren, 
um ihnen eine „zeitlose“ Dimension 
zu geben. Erst später haben Kuratoren 
und Katalogmacher diese Sünden wie¬ 
der rückgängig gemacht, die ursprüng¬ 
lichen Texte und Erscheinungsdaten 
wieder an die richtige Stelle gebracht. 

Heartfield ist wie alle Künstler 
„ein Kind seiner Zeit“, das Beschwö¬ 
ren einer überzeitlichen, sogar ewigen 
Bedeutung von Kunst ist purer Idea¬ 
lismus. Viel wichtiger ist, Heartfield 
löste und löst immer noch Debatten 
aus über Fotografie, ihr Verhältnis zur 
Realität durch ihre Möglichkeiten zur 
Montage, über Kunst und politisches 
Engagement, über Kunst und Propa¬ 
ganda. Heartfield sah seine Arbeiten 
als Möglichkeiten, der Arbeiterklasse 
und ihren Verbündeten die Welt, in der 
sie lebten, begreifbarer zu machen. Wer 
begriffen hat, kann verändern. 

Herbert Becker 



Die beiden Abbildungen sind dem 
Buch 

„John Heartfield - Ein politisches 
Leben“ von Anthony Coles 
entnommen. 

Böhlau Verlag, Wien, 2014 
402 Seiten, gebunden, 45,00 Euro 
Wir danken dem Verlag für die 
Abdruckgenehmigung 


Ob der fast 400 Abbildungen, wenn 
auch meist nur wenig größer als Brief¬ 
markenformat, und des umfangrei¬ 
chen Registers und der Bibliografie, 
kann man das Buch empfehlen, aber 
nur bedingt. Die politischen Kommen¬ 
tierungen des Autors sind nicht nur 
ärgerlich, weil plump, sondern zeigen 
auch eine typische Herangehensweise: 
Eigentlich weiß der Autor schon vor¬ 
her, was er von der Person, über die er 
schreibt, zu halten hat. Deshalb sucht 
er so lange, leider auch schon mal im 
Trüben, was seine Vorstellungen un¬ 
terfüttert. Wer einen Künstler auf sein 
biografisches Leben reduziert, sich mit 
den künstlerischen Ideen und Umset¬ 
zungen nur insoweit beschäftigt, da¬ 
mit das Werk die Biografie bestätigt. 
Schlimmer noch, für psychoanalytische 
Albereien kriecht der Autor der Person 
in den Kopf und scheint zu wissen, wie 
sie denkt, was sie antreibt. HB 
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www.marxgeburtstag.de 




Aufstehen 

gegen Ausbeutung und Sozialabbau 

Kriegspolitik 

_ Rassismus und Fremdenhass 

Kämpfen 

für soziale Gerechtigkeit 

Frieden 

_. internationale Solidarität 

Siegen 

13.00 Uhr Demo ab Siegerlandhalle 

14.00 Uhr Kundgebung und Maifeier 

auf dem Korn markt am Rathaus 

★ Mechthild Boiler-Winkel 

Gewerkschaftssekretärin, ver.di 

★ Stephan Klenzmann 

IG MetaII-Gewerkschafter 

★ Sven Gringmuth 

Dozent, GEW 

★ Mise en Scene Fiesta - Ska - Punk, Belgien 

^ Sven Panne Rockchansons, Hamburg 


Für Frieden, Arbeit, Solidarität! 

Kreismitgliederversammlung (KMV) der DKP München 
Tagesordnung: 

• Begrüßung und Konstituierung 

• Diskussion & Beschlussfassung über die künftige 
Struktur & Arbeitsvorhaben des Kreises München 

• Diskussion & Beschlussfassung zur Umsetzung 

der Kampagne „Abrüsten statt Auf rüsten" in München 

• Diskussion um die Beteiligung am Pressefest 

Nach dem turbulenten Start und der Reorganisation des 
DKP-Kreises München konnte der Kreisvorstand bereits 
einige wichtige Vorhaben umsetzen. Wir wollen auf dieser 
Kreismitgliederversammlung über den Kreis München, 
seine künftige Struktur und Arbeitsweise sowie über die 
Struktur der Gruppen diskutieren. Wie wollen wir die Ar¬ 
beit zukünftig gestalten? Der Kreisvorstand wird dazu 
einen Vorschlag erarbeiten, den wir auf der KMV disku¬ 
tieren wollen. Ebenso wollen wir diskutieren, welche poli¬ 
tischen Schwerpunkte wir uns für 2018 vornehmen, wel¬ 
che Aktivitäten wir entwickeln wollen und wie wir unsere 
Bildungsarbeit gestalten wollen. 

Samstag, 28. April 2018 111:00 Uhr 
Kommtreff, Holzapfelstraße 3, München 




Mit Beiträgen von: Dietmar Dath, Jenny Farrell, 
Georg Fülberth, Wolfgang Jantzen, Thomas 
Metscher, Klaus Müller, Richard Sorg und Floiger 
Wendt 

Weitere Themen: Jörg Kronauer, Russland im 
Fadenkreuz • Achim Bigus, Metall-Tarifabschluss 
2018 • Beate Landefeld, SPD-Krise und Erneue- 
rungsdiskussion • Wofgang Garbers, Digitali¬ 
sierung - Flype oder Drohkulisse? • Hans Haut¬ 
mann, Finanzkapital und Anschluss Österreichs 

• Lena Kreymann an den SDAJ-Bundeskongress 

• Wera Richter über den DKP-Parteitag • Rezen¬ 
sionen 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,001 

ermäßigtes Abo 32,00 € 



Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


1.MAI-FEIER der DKP Main-Kinzig 

Lieder, Szenen, Gedichte und Prosa über die 
deutsche Revolution und ihr vorläufiges Scheitern 

Ja, damals, November '18 

Erich Schaffner, begleitet am Klavier von Georg Klemp 

Freitag 27. April 19:00 Uhr 

Hanau Reinhardskirche (Jakob-Rullmann-Str.6 ) 
Eintritt: Ein Mitbringsel für das gemeinsame Buffet 


Einladung zum Filmabend 
am Montag, dem 23.April .2018, 
18:30 in der Mediengalerie, 
Dudenstr. 10,10965 Berlin 
(nahe U6 - PI- der Luftbr.) 
Thema: Deutsche Waffen in der 
Welt töten für ganz großes Geld. 
Aufklärung durchs Kabarett als 
Anstalt der Volksbildung 
mit Jürgen Grässlin, Max Uthoff 
und Claus von Wagner 

Gesprächsrunde BDSGM 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g 
für 3,- € + Porto; 

ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Karl-Liebknecht-Schule 

Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP bietet an: „Rein in 
den politischen Frühling - mit Marx, Engels und Lenin" 

Seminar l 
5./6. 5. 18 

Kommunistische Antifa-Politik 

Warum haben die Ultrarechten in der BRD und in Europa 
solchen Zuspruch? Was heißt „Rechtspopulismus?" Wie 
erklären sich die Erfolge von PEGIDA, AfD oder anderen? 
Was tun gegen ihren wachsenden Einfluss - auch in der 
Arbeiterklasse und in Betrieben? Warum braucht man zwar 
die „Hoheit über die Stammtische?" Warum ist aber auch 
der Antikapitalismus nötig und warum gehört auch noch 
was anderes dazu? Zum Beispiel antifaschistische Bünd¬ 
nispolitik? 

Macht es Sinn über „Kampfformen" zu streiten? Wie kom¬ 
men junge „Antifas" und „traditionelle" Antifaschisten in 
der gemeinsamen Aktion und Diskussion zu noch mehr 
Gemeinsamkeiten? Was hat der antifaschistische Kampf 
mit der antimonopolistischen und antikapitalistischen Stra¬ 
tegie der DKP zu tun? Was war da eigentlich mit Georgi 
Dimitroff und dem VII. Weltkongress der Kommunistischen 
Internationale? 

Referenten: Susann Witt-Stahl: Autorin („Antifa heißt Luft¬ 
angriff"), ehern. Chefredakteurin von „Melodie und Rhyth¬ 
mus"), Uli Sander (Bundessprecher VVN-BdA); Dr. Hans-Pe- 
ter Brenner (Stellv. Vors, der DKP) 

Seminar: II 

Grundlagen kommunistischer Politik 
10. 5. 18-13. 5. 18 

Ein Einführungsseminar im besten Sinne des Wortes. 
Geeignet nicht nur für am Marxismus-Leninismus interes¬ 
sierte neue Mitglieder oder Sympathisanten, sondern auch 
für „alte Häsinnen und Hasen". 

Das Seminar beschäftigt sich mit Grundlagen der 

# Marxistischen Philosophie 

# Politischen Ökonomie 

# Lehre vom Klassenkampf 

Wir lesen ausgewählte Texte der marxistischen Klassiker, 
diskutieren in Arbeitsgruppen und hören und besprechen 
erläuternde Einstiegsreferate. 

Dazu gibt es einen übersichtlichen Lern- und Studienplan. 
Referenten: Mark Hadyniak, Percy Pflüger, Richard Höh¬ 
mann 


Anmeldungen 

» per Mail: kls@dkp.de 
» per Post: Karl-Liebknecht-Schule der DKP, 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 

Kostenbeitrag: 

Wochenendseminar 25,- (bei Anreise am Vortag 30,-) 
4-Tage-Seminar: 60,- ( bei Anreise am Vortag 65,-) 
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Ferienlager der Roten Peperoni 


Eine Lobby für Kinder 

Die Roten Peperoni feiern ihr 25-jähriges Bestehen 


Jahre Rote Peperoni? Wirklich 
schon ein Vierteljahrhundert 
sozialistische Kinderorganisa¬ 
tion? Aber sicher doch! Und wir werden 
das feiern. Weil es nicht selbstverständ¬ 
lich ist, dass eine kleine, aber feine Or¬ 
ganisation im Meer des Neoliberalismus 
und des zügellosen Kapitalismus, sich 
beharrlich sozialistisch nennend, über¬ 
lebt - ja, sogar wächst und sich weiter¬ 
entwickelt. 

Die Roten Peperoni veranstalten seit 
25 Jahren Freizeiten für Kinder von 6 bis 
14 Jahren. Unser Hauptaugenmerk liegt 
auf der politischen Arbeit mit Kindern, 
weil sie in unserer Gesellschaft eine star¬ 
ke Lobby brauchen. Über allem steht das 
Ziel einer kinderfreundlichen Welt ohne 
Rassismus und Krieg. Und an dieser po¬ 
litischen Arbeit sollen sich Kinder aktiv 
beteiligen. Wir wollen mit ihnen ins Ge¬ 
spräch kommen, ihre Sicht auf die Welt 
und ihre Erfahrungen, Wünsche und Vor¬ 
stellungen ernst nehmen. Mit phantasie¬ 
vollen und kreativen Ansätzen werden sie 
angeregt, Fragen zu stellen und gemein¬ 
sam Antworten zu finden - beispielswei¬ 
se zu unserem diesjährigen Jahresthema 
„Bunt statt braun - jetzt erst recht!“. Die 


Kinder sollen dabei ihre Persönlichkeit 
entwickeln können in Gruppen, welche 
geprägt sind durch ein solidarisches Mit¬ 
einander und größtmögliche Toleranz. 
Angesichts des häufig reiz- und medien¬ 
überfluteten Umfelds der Kinder ist diese 
Arbeit nicht immer einfach. Aber es ist 
uns noch jedes Jahr gelungen, Kinder für 
einen anderen Blick auf gesellschaftliche 
und politische Zusammenhänge zu be¬ 
geistern, sie zum kritischen Nachdenken 
anzuregen und ihnen alternative Hand¬ 
lungsmöglichkeiten aufzuzeigen! 

Wir Roten Peperoni sind politisch 
und finanziell unabhängig und finan¬ 
zieren uns nur über Mitgliedsbeiträge, 
Teilnehmer*innenbeiträge und Spenden. 
Und wir sind stolz darauf, dass wir uns im 
Markt der Kinder- und Familienfreizei¬ 
ten halten und diesen mit einer speziel¬ 
len Rote-Peperoni-Pädagogik und einer 
etwas anderen Sicht auf diese unsere Ge¬ 
sellschaft bereichern können. 

Für unser Jubiläum haben wir uns 
viel vorgenommen: Im Clara-Zetkin- 
Haus in Stuttgart-Sillenbuch gibt es eine 
Ausstellung zu 25 Jahre Rote Peperoni 
bis zum 26.5.2018. Am 18.4.2018 laden 
wir zu einer Diskussionsrunde zum The¬ 


ma „Politische Arbeit mit Kindern? Das 
geht!?“ ein, an der Vertreterinnen ver¬ 
schiedener Organisationen teilnehmen 
werden. Am 16.5. zeigen wir den Film 
„Nicht ohne uns!“. Die Regisseurin Si¬ 
grid Klausmann-Sittler wird vor Ort und 
zu einem anschließenden Gespräch be¬ 
reit sein. Vom 31. Mai bis zum 3. Juni fin¬ 
det unser Pfingstcamp im Kirnbachtal 
statt. Und dann steigt am 16.06.2018 un¬ 
ser großes Jubiläums-Kinderfest mit vie¬ 
len Spiel- und Bastelmöglichkeiten, mit 
Attraktionen und Überraschungen. Die¬ 
se drei genannten Veranstaltungen fin¬ 
den alle im Clara-Zetkin-Haus, Gorch- 
Fock-Straße 26 in Stuttgart-Sillenbuch 
statt. 

Am 31. August wird es ein Konzert 
mit Bernd Köhler und Joachim Romeis 
im Waldheim Gaisburg in Stuttgart ge¬ 
ben. Das ist der Auftakt für unser Ge¬ 
burtstags-Wochenende. Danach sind wir 
auf dem UZ-Pressefest. 

Natürlich bieten wir auch dieses Jahr 
einige Freizeiten an und führen unsere 
regelmäßigen „Pepo-Treffs“ in Stuttgart 
und Saarbrücken durch. Nähere Infos 
hierzu sind zu finden unter: www.rote- 
peperoni.de Felix Wittenzellner 



Frieden jetzt 

Demonstration gegen die Aggression in Syrien 


„Die Waffen nieder! Macht Frieden in 
Syrien und weltweit! Eskalation stop¬ 
pen!“ war das Motto von 60 Friedens¬ 
bewegten, die sich einen Tag vor der 
völkerrechtswidrigen B ombardierung 
Syriens durch die USA, GB und Frank¬ 
reich zu einer spontanen Kundgebung 
in Saarbrücken trafen. 

Heinz Bierbaum vom Parteivor¬ 
stand der Partei „Die Linke“ kritisier¬ 
te die fortwährende Eskalationspolitik 
des Westens und die politische Unter¬ 


stützung der angedrohten Bombardie¬ 
rungen durch die Bundesregierung. 
Thomas Hagenhofer, Ko-Sprecher des 
FriedensNetz Saar und Bezirks Vorsit¬ 
zender der DKP Saarland, kritisierte 
die fortwährende Verletzung des Völ¬ 
kerrechts in der internationalen Poli¬ 
tik. Die Hauptverantwortung für die 
zunehmenden Eskalationen liege im 
Westen durch fortwährende Interven¬ 
tionen, Aufrüstung und NATO-Oster- 
weiterung, aber auch die Großmachtpo¬ 


litik Russlands sei eine Gefahr für den 
Frieden und eine Katastrophe für die 
Menschen in Syrien. Waltraud Andruet 
von pax christi forderte einen soforti¬ 
gen Stopp aller Waffenlieferungen in 
die Region, ein Ende aller Kriegshand¬ 
lungen verbunden mit Verhandlungen 
für eine dauerhafte Friedenslösung. 
Während der Kundgebung wurden Un¬ 
terschriften für die Kampagne „Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten“ gesammelt. 

Thomas Hagenhofer 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 20. APR 


Hof/Saale: Umgang mit Geschichte: Der 
Kampf um die Erinnerung mit Dr. Kai Köh¬ 
ler, Jürgen Voigt und Randolph Oechslein, 
Marx-Engels-Stiftung, Hotel Strauß, Bis- 
marckstraße 31,18 Uhr_ 

Gevelsberg: Mitgliederversammlung DKP 
Ennepe-Ruhr Süd, Gaststätte „Zur Julius¬ 
höhe“, Dörnenstraße 1,19 Uhr 


Junge Welt-Lesekreis HH und dem SDS 
HAW, HAW, Alexander Straße 1,18.30 Uhr 

Dortmund: Treffen Gruppe Dortmund-Ost, 
Haus Gobrecht, Körner Hellweg 42,19 Uhr 

Marburg: Europa, was nun? - Trump, Bre- 
xit, Migration und Eurokrise mit Andreas 
Wehr, DKP Kreis Marburg-Biedenkopf und 
SDAJ Marburg, DGB-Haus Marburg, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr 


SA ★ 21. APR 


Olching: Guido Zingerl führt uns durch sei¬ 
ne Ausstellung: „Und sie machten sich die 
Erde Untertan“, Anmeldung bitte über DKP 
München, KOM-Kulturwerkstatt am Olchin- 
ger Mühlbach, Hauptstraße 68,14 Uhr 

Berlin: Kundgebung vor dem Ernst-Thäl- 
mann-Denkmal in Berlin mit Nick Brauns 
(Historiker, Journalist, Vertreter des Soli¬ 
daritätskomitee Kurdistan, Berlin) und Max 
Renkl (Freundeskreis „Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte“ e.V., Ziegenhals), Ernst-Thäl- 
mann-Park, Greifswalder Straße, 14 Uhr 


SO ★ 22. APR 


Wuppertal: Literarischer Spaziergang zum 
„Weltag des Buches“, Zietenstraße 25,11 Uhr 

Ziegenhals-Niederlehme: Kundgebung 

vor dem Gelände der zertrümmerten und 
zerstörten Ernst-Thälmann-Gedenkstätte 
in Ziegenhals mit Dieter llius (Vertreter des 
Solidaritätskomitee Kurdistan, Berlin) und 
Max Renkl (Freundeskreis „Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte“ e.V., Ziegenhals), Ernst-Thäl- 
mann-Gedenkstätte, Seestraße 27,11.30 Uhr 

Fürth: Seminar Karl Marx und die Grundlagen 
der politischen Ökonomie, DKP Fürth, Infola¬ 
den Benario, Nürnberger Straße 82,14 Uhr 


MO ★ 23. APR 


Fulda: Demokratie stärken - Rechtsextre¬ 
mismus bekämpfen mit Manuel Glittenberg 
von der Deutschen Gesellschaft für Demo¬ 
kratiepädagogik, Fulda stellt sich quer e.V, 
Hochschulzentrum Fulda Transfer, Heinrich- 
von-Bibra-Platz 1b, 18 Uhr_ 

Dortmund: Treffen der Gruppe Dortmund- 
Süd, Gildenstraße 20,19 Uhr 


Dl ★ 24. APR 


Hamburg: Dialektisches im Kapital mit Dr. 
Arnold Schölzel, Marx-Engels-Stiftung mit 
Gesprächskreis Dialektik & Materialismus, 


Ml ★ 25. APR 


Dortmund: DKP Senioren Dortmund, Z, Oe- 
sterholzstraße 27,14.30 Uhr_ 

München: Das neue bayrische Polizeiauf¬ 
gabengesetz, Gruppenabend des Betriebs¬ 
aktivs, KommTreff, Holzapfelstraße 3, 19 
Uhr_ 

Gießen: Vor-Mai-Veranstaltung von DKP 
und SDAJ mit Jane Zahn, Lieder und Tex¬ 
te zur Arbeiterbewegung und Axel Koppey, 
DKP-Vorsitzender Hessen, DGB-Haus, Wall- 
torstraße 17,19 Uhr_ 

Stuttgart: Hans Roth, Bundeswehr-Whist- 
leblower und Berufsverbote-betroffener 
Lehrer, Clara-Zentkin-Haus, Waldheim 
Stuttgart, Gorch-Fock-Straße 26,19 Uhr 


DO ★ 26. APR 


Nürnberg: Betriebsratswahlen und Ge¬ 
werkschaftsarbeit, Gruppenabend im Roten 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr_ 

Frankfurt a.M.: Lesekreis „Manifest der 
Kommunistischen Partei“, DKP Gruppe 
Frankfurt-Süd, Bürgerhaus Bornheim, Arns- 
burger Straße 24,19.30 Uhr_ 

Fürth: Stadtteilkunde: Am Stadtpark, DKP 
Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82,19.30 Uhr 


FR ★ 27. APR 


Marburg: 200 Jahre Karl Marx mit em. Prof. 
Georg Fülberth, DKP Kreis Marburg-Bieden¬ 
kopf und SDAJ Marburg, DGB-Haus Mar¬ 
burg, Käte-Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 
6,19.30 Uhr 


SA ★ 28. APR 


Hannover: Individuum und Gesellschaft - 
Menschenbild und Persönlichkeitstheorie 
im Marxismus, Deutscher Freidenkerver¬ 
band, Freizeitheim Linden, Windheimstraße 
4,10.30 Uhr 


Deplaziert 

„Performance ist alles“, 

UZ vom 13. April, Seite 4 

Es gibt genügend Material über Jens 
Spahn, um ihn als Lobbyvertreter der 
Pharmaindustrie und Rechtsaußen 
bloßzustellen.Wenn der Autor aber 
Spahns sexuelle Orientierung ins Spiel 
bringt, so ist das völlig deplatziert. Wo¬ 
wereits Outing hatte übrigens die NPD 
zum Anlass genommen, um mit dem 
Slogan „Ich bin nicht schwul und das 
ist gut so“ zu werben. Noch ärgerlicher 
Wageners Meinung, das Thema „sexu¬ 
elle Orientierung“ hätte den Kampf 
um soziale Emanzipation und Solida¬ 
rität verdrängt. Was soll der Begriff 
„unschlagbare Opferrolle“ angesichts 
der Verfolgung und Diskriminierung 


von Schwulen (nicht nur „Rosa Win¬ 
kel“ oder Paragraph 175). Hier begibt 
sich der Autor aufs Glatteis und - sicher 
ungewollt - in die Nähe homophober 
Positionen. Die UZ täte gut daran, sich 
davon entschieden zu distanzieren und 
mit der fortschrittlichen LGBT-Bewe- 
gung zu solidarisieren. 

Harald Bauer ; per E-Mail 

Wäre gern Danys Freund 

Kommentar zu Daniel Cohn-Bendit, 
UZ vom 6. April, Seite 9 

Schade, dass hier einer, der sehr viel 
für die 68er-Revolution getan hat, sich 
nicht verbiegen ließ und immer Hal¬ 
tung zeigte, so schlecht wegkommt. 

Ich wäre gern Danys Freund! 

Dirk A. Müller ; Lüneburg 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 
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★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Weiße Nacht 

Nicht unbedingt innovativ: Mit „Rebe- 
cka Martinsson“ kommt ein weiterer 
Ermittlertyp aus Skandinavien. Ida 
Engvoll spielt eine junge Karrierean¬ 
wältin, die in ihrer Heimat im hohen 
Norden rätselhafte Morde aufzlärt. 
Außer dass die Titelheldin schön und 
hochintelligent ist und nicht so deran- 
giert daherkommt wie viele andere 
Hauptpersonen, bleibt alles im siche¬ 
ren Fahrwasser heutiger Krimikost. 
Sa., 21 . 4 ., 20.15 Uhr, one 

Die so Tage 

Im Herbst 1989 übernimmt Egon 
Krenz die Positionen von Erich Hone¬ 
cker und wird Staatsratsvorsitzender 
und Generalsekretär der SED. Sein 
Ziel sei es gewesen, den Sozialismus 
in der DDR zu retten, wird er später 
sagen. Doch sein Plan, sein Land vor 
der andrängenden Konterrevolution zu 
retten, scheitert. Wenige Wochen nach 
dem Amtsantritt muss er seinen Posten 
wieder räumen. Die Klassenjustiz der 


BRD rächt sich 1997 an ihm und wirft 
ihn bis 2003 in den Knast. Die Doku¬ 
mentation liefert wenig Neues und ob¬ 
wohl 2016 fertig gestellt, vermisst man 
saubere Recherche, sondern bekommt 
bekannte Häme. 

So., 22.4., 2i.oo Uhr, zdf info 

Ein Platz an der Sonne 

Montgomery Clift und Elizabeth Tay¬ 
lor in diesem US-Film von 1951, beide 
noch am Anfang ihrer Karriere, spielen 
sich in diesem klassischen Drama die 
Seele aus dem Leib. Der Aufsteiger, der 
zum „strahlenden Helden“ wird, dessen 
Abstieg aber schon im Aufstieg beginnt 
und der schließlich an sich selbst schei¬ 
tert und verzweifelt. Die Romanvorla¬ 
ge „Eine amerikanische Tragödie“ von 
Theodore Dreiser kam nach endlosen 
Schnittkorrekturen durch Regisseur 
George Stevens erst in die Kinos. Nach 
Ansicht von Charlie Chaplin schuf Ste¬ 
vens mit diesem Film ein Meisterwerk. 
Mo., 23.4., 20.15 Uhr, arte 


Zappenduster 

BVB verliert nicht nur das Derby 


Dass dieser Tag so werden würde, wie er 
dann wurde, kündigte sich früh an. Die 
Sonne schien, der Pflaumenbaum schlug 
aus und unsere Rotkehlchenfamilie tril¬ 
lerte was das Zeug hielt. Ich saß mit Kum¬ 
pel A. morgens vorm Spiel im Schreber¬ 
garten, trank perfekten Espresso und das 
Leben war gut. Meine Ex-Freundin hatte 
ihr Fernbleiben zum Spiel in der Whats- 
app-Gruppe verkündet (Memo an mich: 
Gruppe endlich verlassen?!) und mein 
Knie hielt dem vom Arzt schwer verbo¬ 
tenen Fahrradfahren problemlos stand. 
Eine andere, äußerst nette Frau hatte ihr 
Kommen verkündet, und mir war gleich 
klar: Die Medaille, mein kleiner Freund, 
hat heute auch eine zweite Seite. Eine, 
die du eigentlich gar nicht sehen willst. 

Und genau so kam es. Eine unüber¬ 
sichtliche Zahl „Hannis & Nannis“ über¬ 
rannte die Kneipe, die Bierwarteschlan¬ 
ge reichte bis ungefähr Köln und ganz 
vorne bestellte ein Hipster im 100-Euro- 
Trikot „Drei Latte mit nicht soviel Kaf¬ 
fee und zwei Ingwer-Mate“. Genau mein 
Publikum. 

Und das Spiel dann ebenso: Schalke 
kann nichts außer laufen, kämpfen und 
beißen, Dortmund kann nichts und die 
letzten drei Dinge schon mal gar nicht. 
Man hatte aus Dortmunder Sicht zu kei¬ 
nem Zeitpunkt des Spiels das Gefühl, da 
geht es um das Revierderby, geschweige 
denn um den 2. Platz in der Bundesliga. 


Eine Mannschaft? Nicht vorhanden. Ein 
Beispiel: Als Michy Batshuayi nach einer 
bösen Grätsche mit schmerzverzerrtem 
Gesicht im Schalker Strafraum lag, kam 
KEIN, nicht ein einziger Mitspieler he¬ 
rüber, um nach ihm zu sehen. Nur zwei 
Schalker Spieler schien es zumindest 
mäßig zu interessieren, wie schlimm der 
Stürmer verletzt war. Mannschaft? Team¬ 
geist? 11 Freunde? Nichts. Der BVB ist 
vor allem moralisch auf dem letzten Ta¬ 
bellenplatz der Liga angekommen. 

Und wir? Eigentlich auch. Nach dem 
2:0 interessierte uns das Spiel ungefähr 
so sehr wie die Nachricht, dass Capa- 
blanca gegen Aljechin bei der Schach¬ 
weltmeisterschaft 1927 mit 3:6 bei 25 Re- 
mispartien verloren hatte. Also gar nicht. 
Stattdessen plauderten wir nicht wirklich 
schlecht gelaunt - und das ist das eigent¬ 
lich Fatale - in der hübschen Aprilsonne 
über Beziehungen und Biersorten, Ex- 
Partner und Kronen-Export, Wetter und 
Wehwehchen. War sonst was gewesen 
heute? Nur das dann noch: Meine Ex- 
Freundin schrieb abends zum Abschluss 
in die Whatsapp-Gruppe „Küsschen an 
alle!“. Da fällt mir eigentlich nur noch 
Winfried Schäfer ein, mit dem schönen 
Zitat: „Das einzige, was jetzt klar ist, ist, 
dass es draußen dunkel ist.“ 

Allerdings. In Dortmund sogar zap¬ 
penduster. 

Karl Rehnagel 


Netflix sei Dank 

Selbstbestimmt in die Glotze gucken und sich nix dabei denken 



Netflix erreicht in den USA über 70 Millionen Haushalte. 


W ieso sich von den TV-Sen- 
dern vorschreiben lassen, 
wann man einen Film sehen 
möchte? Die Sender selbst bieten ihre 
Mediatheken an, aber das Angebot ist 
dünn. Die Sender, nicht nur bei uns, 
sondern weltweit, geraten immer wei¬ 
ter in die Defensive, was die Quoten 
für ihre Filme und Serien angeht. Viel 
weiter sind da Firmen wie Netflix. Die 
bietet, nicht alleine aber führend, das 
sogenannte Streaming an, heißt, gegen 
Abogebühren kann sich der Nutzer 
aus einer riesigen Auswahl an Filmen 
und Serien das aussuchen, was er hier 
und jetzt auf seinem internetfähigen 
TV-Gerät schauen will. 1997 begann 
das Unternehmen als Online-DVD- 
Verleih in den USA und wurde suk¬ 
zessive zum weltweit führenden Strea¬ 
mingportal von Serien, Filmen und 
Dokumentationen ausgebaut. Heute 
ist Netflix in 190 Ländern vertreten 
und bietet seinen Dienst in 20 Spra¬ 
chen an. In den USA erreicht Netflix 
über 70 Millionen Haushalte, die An¬ 
zahl globaler Nutzer soll bis 2020 auf 
150 Millionen ansteigen. Das bringt 
dann sehenswerte Geschäftszahlen: 
2017 lag der Umsatz bei fast 10 Milli¬ 
arden US-Dollar, der Gewinn kletter¬ 
te auf über 200 Millionen US-Dollar, 
weltweit beschäftigt die Firma über 



Netflix-Gründer Reed Hastings 


5000 Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 
ter. Das Geld wird mit dem Verkauf 
von Abonnements verdient, Werbe¬ 
einnahmen gibt es keine. In Deutsch¬ 
land zahlt man zwischen 8 und 14 Euro 
monatlich für ein Abo, je nach der 
Zahl der zugeschalteten Geräte. 

Seinen Erfolg verdankt Netflix 
auch der Wandlung des Unterneh¬ 


mens vom reinen Verwerter zum In- 
halte-Produzenten. 2013 veröffent¬ 
lichte das Unternehmen sein erstes 
eigenständig produziertes Format, 
die von Star-Regisseur David Fin- 
cher konzipierte Polit-Thriller-Serie 
„House of Cards“. Mittlerweile sind 
weit über 100 Eigenproduktionen ent¬ 
standen, von bekannten Regisseuren 
gemacht und Stars der Filmbranche 
gespielt. Netflix sammelt fleißig Da¬ 
ten über das Nutzerverhalten, dank 
komplexer Algorithmen in Kombi¬ 
nation mit einem Redaktionsteam 
werden neue Angebote und Produk¬ 
tionen präzise vorbereitet und durch¬ 
gezogen. Damit kann das Unterneh¬ 
men zu einem gewissen Grad Vor¬ 
hersagen, welche Genres bzw. welche 
Genre-Kombinationen für die Nutzer 
besonders attraktiv sind und seine ei¬ 
gene Serien-Produktion danach aus- 
richten. Dieser Ansatz ist ein klarer 
Bruch mit der Hollywood-Tradition, 
nach der einzelne Personen - Stu¬ 
diobosse - lange Zeit nur vermuten 
konnten, was die Zuschauer interes¬ 
sieren könnte. Netflix weiß, was die 
Zuschauer interessiert. Bis auf Netflix 
selbst weiß niemand genau, wie vie¬ 
le Leute eine Serie auf der Plattform 
streamen. Für Netflix spielen Quoten 
laut eigener Aussagen keine Rolle, da 
das Geschäftsmodell auf dem Ver¬ 
kauf von Abos besteht. Stimmt natür¬ 
lich nicht, denn manche Serien finden 
ein jähes Ende und viele Filme sind 
plötzlich nicht mehr zu finden. Dass 
Netflix jedoch stetig wächst und mit 
hohen Gagen sich die besten Regis¬ 
seure, Schauspieler und Drehbuchau¬ 
toren leistet, stört die traditionellen 
TV-Sender zunehmend. Vielleicht be¬ 


ginnt ihnen langsam zu dämmern, wo¬ 
rüber es vor kurzem in der New York 
Times hieß, nämlich dass Netflix auf 
lange Sicht die gesamte TV-Industrie 
übernehmen wird, so wie es Amazon 
einst mit dem Einzelhandel getan hat. 

Der Erfolg hat den Konzern na¬ 
turgemäß zu einem Übernahmekan¬ 
didaten gemacht. Konzerne wie App¬ 
le, Google, Alibaba und Disney, über 
deren Interesse immer mal wieder 
spekuliert wird, müssten jedoch rund 
44 Milliarden für das Unternehmen 
bezahlen, so die Bewertung. 

Gründer und immer noch Chef ist 
Reed Hastings, er macht sich die Stif¬ 
tungspolitik seines Freundes Bill Ga¬ 
tes zu eigen. Unter dem Deckmantel 
philanthropischer Haltung, gerne als 
„Giving Pledge“ bezeichnet (Ich ver¬ 
spreche, etwas herzugeben), engagiert 
sich Hastings für „gute Zwecke“. Die 
Milliarden, die er mit Netflix-Antei¬ 
len gemacht hat und weiterhin macht, 
steckt er in ein Bildungskonzept, so¬ 
genannte „Charter Schools“. Dieses 
Konzept will die Rahmenbedingen 
ändern und das Bildungssystem dem 
Wettbewerb ausliefern. Die Idee: Ver¬ 
tragsschulen sind von den herkömm¬ 
lichen staatlichen Regulierungen be¬ 
freit und basieren auf vertraglichen 
Vereinbarungen zwischen dem Schul¬ 
management und der Schulbehörde. 
Also noch mehr den Keil in gut finan¬ 
zierte Privatschulen und mangelhaft 
ausgestattete staatliche Schulen trei¬ 
ben, Netflix will mit Hilfe sich verän¬ 
dernder Sehgewohnheiten es schaf¬ 
fen, möglichst alle Bereiche des ge¬ 
sellschaftlichen, d.h. auch des privaten 
Lebens, dem Profit zu unterwerfen. 

Gretchen Kallenberg 


20. UZ-PRESSEFEST 7. - 9. SEPTEMBER 2018 


DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 

REVIERPARK WISCHLINGEN DORTMUND 

KONSTANTIN WECKER 

ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
KAI DEGENHARDT * KLAUS DER GEIGER 
THE POKES * DIE GRENZGÄNGER U.V.M. 
KLEZMER ★ PUNK * LIEDERMACHER ★ SKA 

THEATER * LESUNGEN * KINDERFEST * FLOHMARKT * BÜCHERMARKT 
DISKUSSIONEN * AUSSTELLUNGEN ★ INTERNATIONALE SPEZIALITÄTEN 



pressefest.dkp.de 


Unterstütze das UZ-PRESSEFEST 2018 mit Deiner Spende! 
DKP-Parteivorstand . IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 . BIC: GENODEM1GLS 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 










